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Effizienz der Fördermaßnahmen und Querschnittsaktivitäten für den innovativen 
Mittelstand 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Deutschland nimmt in der EU einen Spitzenplatz bei der Innovationsbeteili- 
gung von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) ein. Fast 30 000 dieser 
Unternehmen führen kontinuierlich Forschung und Entwicklung durch, 
ca. 110 000 Unternehmen bringen regelmäßig innovative Produkte, Verfahren 
und Dienstleistungen auf den Markt. Sie sind damit tragender Pfeiler eines 
leistungsstarken und wettbewerbsfähigen Innovationsstandorts Deutschland. 

Dennoch muss sich der innovative Mittelstand in Deutschland einer Reihe von 
Herausforderungen stellen: 

• Zunehmende Globalisierung, Notwendigkeit zur stärkeren internationalen 
Zusammenarbeit 

• Fachkräftemangel, Ausbildungsdefizite 

• Notwendiger schnellerer Technologietransfer von der Forschung in die 
Unternehmen 

• Hoher Kapitalbedarf, um Forschung und Entwicklung zu finanzieren 

• Zum Teil schwierige rechtliche Rahmenbedingungen: z. B. Steuern, Büro- 
kratie, Patentschutz, Schutz vor Marken- und Produktpiraterie, Gesell- 
schafts- und Bilanzrecht 

• Strukturelle Schwäche der Innovationslandschaft in den neuen Ländern. 

Die Bundesregierung hat zahlreiche Förderprogramme und Querschnitts- 
aktivitäten angestoßen, um innovative KMU und Technologiegründer bei der 
Bewältigung dieser Herausforderungen zu unterstützen. Wichtig für den lang- 
fristigen Erfolg unseres Innovationsstandorts ist es, diese Förderung so effi- 
zient wie möglich zu gestalten, dass deutsche, kleine und mittlere Technologi- 
euntemehmen global wettbewerbsfähig sind. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie 
vom 9. September 2008 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Bundesrepublik Deutschland ist das Land der Ideen. Ideen werden zu Inno- 
vationen und sind die Grundlage für verbesserte Produkte, Verfahren und 
Dienstleistungen. Es sind vor allem innovative Leistungen, die am Markt ge- 
fragt sind, deren Umsatz letztlich zu mehr Wachstum, zu mehr Beschäftigung 
und zu mehr Wohlstand führt. Das gilt ganz besonders für die globalen Märkte, 
auf denen die Bundesrepublik Deutschland als Exportweltmeister eine hervor- 
ragende Rolle spielt. 

Innovationen entstehen aber nicht von selbst, sondern setzen viele günstige 
Faktoren voraus. Es bedarf gut ausgebildeter Wissenschaftler/Wissenschaft- 
lerinnen und Forscher/Forscherinnen, die die wissenschaftlichen Grundlagen 
für Neuentwicklungen schaffen. Es erfordert intelligente Ingenieure/Ingenieu- 
rinnen und tatkräftige Unternehmer/Unternehmerinnen, die Wissen anwenden, 
in Produkte umwandeln und auf den Markt bringen. Es bedarf gut qualifizierter, 
leistungsbereiter und motivierter Arbeitskräfte, die innovative Produkte herstel- 
len und innovative Dienstleistungen erbringen. Und es bedarf risikobereiter 
Geldgeber, die solche Vorhaben finanzieren. Schließlich gilt es für den Staat, 
diesen Akteuren bestmögliche Rahmen- und Förderbedingungen zu schaffen, 
damit sich das Innovationspotenzial in der Bundesrepublik Deutschland opti- 
mal entfalten kann. 

Die Bundesregierung hat dies klar erkannt. Mit der Flightech-Strategie für die 
Bundesrepublik Deutschland hat sie in dieser Legislaturperiode der Forschungs- 
und Innovationspolitik hohe Priorität eingeräumt und deutliche Akzente gesetzt. 

Ein zentraler Schwerpunkt liegt dabei auf der Förderung des innovativen 
Mittelstandes. Die Bedeutung des Mittelstandes (bis 500 Beschäftigte und 
50 Mio. Euro/p. a. Umsatz) 1 ergibt sich zunächst aus folgenden Zahlen 2 : 

- rund 3,5 Mio. kleine und mittelgroße Unternehmen in Deutschland, 

- erwirtschaften rund 40 Prozent des Umsatzes, 

- beschäftigen rund 70 Prozent aller Arbeitnehmer, 

- stellen über 80 Prozent aller Lehrstellen zur Verfügung. 

Die Innovatorenquote, also der Anteil der mit Produkt- oder Prozessinnovatio- 
nen erfolgreichen Unternehmen, liegt bei ca. 46 Prozent. 3 Die KMU bestimmen 
die Entwicklung der Innovatorenquote aufgrund ihres großen Anteils an allen 
Unternehmen in der deutschen Wirtschaft wesentlich mit. Das KfW-Mittel- 
standspanel geht von ca. 7 Prozent originär innovativen KMU aus. 4 

Im verarbeitenden Gewerbe inkl. Bergbau sowie den wissensintensiven und 
sonstigen Dienstleistungen sind 105 000 KMU Innovatoren. 5 Davon betreiben 
knapp 28 000 KMU kontinuierlich interne Forschung- und Entwicklung. 6 
Damit liegt der deutsche Mittelstand im internationalen und europäischen Ver- 
gleich ganz weit vorne. Ihm kommt im Innovationsprozess eine entscheidende 


1 Für statistische Zwecke werden diese Grenzwerte von den Wissenschaftsinstituten und daher auch in 
den nachfolgenden Antworten zugrunde gelegt. Die EU-Koimnission wendet dagegen eine engere 
KMU-Definition (bis 250 Beschäftigte und bis 50 Mio. Euro Umsatz bzw. eine Bilanzsumme von bis 
zu 43 Mio. Euro) an. Wegen der EU-Beihilferegeln wird diese Definition für die KMU-Förderpro- 
gramme verwandt. 

2 IfM Bonn. 

3 ZEW, Innovationsverhalten der deutschen Wirtschaft, Stand: 2007; Zahlen beziehen sich auf 2006. 
Nach ZEW sind Innovatoren Unternehmen, die innerhalb eines Dreijahreszeitraumes eine Innovation 
eingeführt haben, unabhängig davon, ob ein anderes Unternehmen diese Innovation bereits eingeführt 
hat. 

4 KfW-Mittelstandspanel 2007. 

5 ZEW, Innovationsverhalten der deutschen Wirtschaft, Stand: 2007; Zahlen beziehen sich auf 2006. 

6 Ebd. 
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Rolle bei der Verbreitung neuer Technologien zu. KMU sind flexibler und 
können so schneller auf neue Entwicklungen reagieren und Nischen besetzen. 
Sie - und das gilt insbesondere für technologieorientierte Gründungen - sind 
außerdem in starkem Maße Wegbereiter für radikale Innovationen dank schlan- 
ker Organisationsstrukturen und unternehmerischer Freiheiten. Sie sind Schritt- 
macher und innovationsstarke Partner in der Spitzenforschung. In den ostdeut- 
schen Ländern kompensieren sie die geringe Industriedichte und bilden das 
Rückgrat der wirtschaftlichen und technologischen Entwicklung. 

Aus diesen Gründen setzt sich die Bundesregierung in besonderem Maß für den 
innovativen Mittelstand und für Gründungen ein. Dabei geht es um angemes- 
sene Rahmenbedingungen, um Investitionen in Forschung und Entwicklung 
attraktiv zu machen. Es geht um wirkungsvolle Förderprogramme, um Schlüs- 
seltechnologien mit hohem zukünftigem Marktpotenzial zu finanzieren und die 
Innovationsfähigkeit der kleinen und mittleren Unternehmen zu stärken. Und es 
geht dämm, das notwendige Zusammenspiel von Wissenschaft, Unternehmern 
und Finanzmarkt zu katalysieren. 

So hat die Bundesregierung gerade in dieser Legislaturperiode eine Vielzahl 
von Maßnahmen ergriffen oder ausgeweitet, die die Innovationskraft des Mit- 
telstandes effektiv stärken: 

— Die technologieoffenen Netzwerk- und Kooperationsprogramme des Bun- 
desministeriums für Wirtschaft und Technologie (BMWi) für den Mittel- 
stand sind am 1. Juli 2008 zum „Zentralen Innovationsprogramm Mittel- 
stand“ zusammengefasst, neu strukturiert und in Teilbereichen erweitert 
worden. 

— Die Förderinitiative KMU-innovativ des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung (BMBF) ermöglicht forschenden KMU in sechs Technolo- 
giefeldern einen vereinfachten und beschleunigten Einstieg in die Fachpro- 
gramme der Forschungsförderung. 

— Mit der Mittelstandsinitiative werden die Bedingungen für Technologie 
orientierte Gründerinnen und Gründer verbessert und spezielle Gründer- 
förderprogramme ausgeweitet. 

— Die Forschungsinfrastruktur und die Kooperation zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaft in den ostdeutschen Ländern werden verstärkt gefördert. 

— Es wurden im Rahmen der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe die Förder- 
tatbestände „Kooperationsnetzwerke und Clustermanagement“ und „Re- 
gionalmanagement“, die mehrheitlich Netzwerke und Kooperationen in 
innovativen, technologieorientierten Sektoren unterstützen, in den regulären 
Förderkatalog überführt. 

— Mit der im Sommer 2008 gestarteten Förderberatung „Forschung und Inno- 
vation“ des Bundes wird eine Erstanlaufstelle vor allem für Hochschulen, 
Gründer und innovative mittelständische Unternehmen eingerichtet. 

— Insgesamt stiegen die Ausgaben für die Forschungs- und Technologie- 
förderung des Bundes für KMU von 609 Mio. Euro im Jahr 2005 auf 
725 Mio. Euro im Jahr 2007 und damit um 20 Prozent. 

— Weiterhin fördert das Bundesministerium des Innern (BMI) im Rahmen 
seiner FuE-Mittel (FuE - Forschung und Entwicklung) (aus dem Sechs- 
Milliarden-Programm/Hightechstrategie) innovative Vorhaben im Bereich 
E-Government mit dem Ziel der Reduzierung der Bürokratiekosten und der 
Vereinfachung der Verwaltungsverfahren unter Einbindung zahlreicher 
KMU und wissenschaftlicher Einrichtungen in den geförderten Projekten. 

— Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz (BMELV) unterstützt ebenfalls innovative Vorhaben von kleinen und 
mittleren Unternehmen in der deutschen Agrar- und Ernährungswirtschaft 
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mit einem eigenen Programm. Forschung und Entwicklung, Wissenstransfer 
und bessere Rahmenbedingungen für Innovationen im Bereich der Pflanzen- 
züchtung und der Tiergesundheit sowie zur Erhöhung der Energieeffizienz 
im Gartenbau und Reduzierung der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
sind wichtige Schwerpunkte. Hierfür werden jährlich über 20 Mio. Euro zur 
Verfügung gestellt. 

Diese Maßnahmen wirken. Evaluierungen der länger bestehenden Programme 
stellen der Förderung des innovativen Mittelstandes im Hinblick auf Entwick- 
lung der Umsatz-, Export- und Beschäftigtenzahlen zumeist ausgezeichnete 
Zeugnisse aus. Die hohe Innovatorenquote, Spitzenpositionen beim Export von 
Technologien sowie bei den Patentanmeldungen und die gestiegenen FuE- 
Investitionen der Wirtschaft bestätigen diesen Eindruck. 

Zur Überprüfung ihrer Forschungs- und Innovationspolitik hat die Bundes- 
regierung die Expertenkommission Forschung und Innovation eingesetzt, die in 
diesem Jahr erstmalig ihr Gutachten zu Forschung, Innovation und technologi- 
scher Leistungsfähigkeit veröffentlicht hat 7 . Darin bescheinigt die Kommission 
der Regierung, mit den eingeführten Instrumenten der Gründer- und Mittel- 
standsförderung den richtigen Weg eingeschlagen zu haben. Die Bundesregie- 
rung wird diesen Weg konsequent weiterverfolgen. 

Diese Maßnahmen sind eingebettet in die Lissabon-Strategie, bis 2010 drei 
Prozent des Brutto inlandsprodukts (BIP) in Forschung und Entwicklung zu in- 
vestieren. Die Bundesrepublik Deutschland ist auf dem Weg zum 3-Prozent- 
Ziel: Im Bundeshaushalt 2008 sind über 11 Mrd. Euro für Forschung und Ent- 
wicklung eingestellt. Gegenüber 2005 mit einer FuE-Quote von knapp unter 
2,5 Prozent steigert die Bundesregierung damit ihre FuE-Investitionen um mehr 
als 2 Mrd. Euro. Mit dem Haushaltsentwurf 2009 stellt die Bundesregierung 
FuE-Mittel zur Verfügung, die dem Bundesanteil an einer FuE-Quote von 2,8 
Prozent entsprechen. Die Bundesregierung hat hiermit einen wichtigen Schritt 
nach vorne gemacht und wird weiterhin alle Anstrengungen unternehmen, um 
das 3-Prozent-Ziel zu realisieren. Deutlich wird jedoch auch, dass die Bundes- 
regierung dies nicht alleine schaffen kann. 

Die Wirtschaft und die Länder sind daher aufgefordert, gemeinsam mit der 
Bundesregierung die Herausforderungen anzugehen, damit Innovationen auch 
in Zukunft den Grundstein für Wachstum und Wohlstand in der Bundesrepublik 
Deutschland bilden. 


I. Allgemeine Fragen 

1. Wie schätzt die Bundesregierung die Standortbedingungen für innovative 

KMU in Deutschland ein? 

a) Wo liegen die Schwächen und wo die Stärken des Standortes? 

b) Welche Besonderheiten weist der Forschungs- und Innovationsstandort 
Ostdeutschland auf? 

Der Standort Deutschland bietet hervorragende Voraussetzungen für innovative 

Unternehmen, besonders auch für KMU. 

Dazu tragen Standortvorteile Deutschlands bei: 

• Die Bundesrepublik Deutschland hat eine hervorragende Forschungsinfra- 
struktur mit mindestens 28 000 selbst forschenden Unternehmen und einer 
wissensintensiven Wirtschaftsstruktur. Die Bundesrepublik Deutschland 
verfügt über weltweit anerkannte Forschungseinrichtungen (wie Max- 


7 http://www.e-fi.de. 
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Planck-Gesellschaft, Fraunhofer-Gesellschaft, Helmholtz-Gemeinschaft, 
Leibniz-Gemeinschaft) und Ressortforschung sowie Hochschulen, mit de- 
nen gerade mittelständische Unternehmen in Kooperationsprojekten ge- 
meinsam Innovationen entwickeln können. 

• In der Bundesrepublik Deutschland besteht ein bewährtes und ausdifferen- 
ziertes System zur Förderung des innovativen Mittelstandes, das u. a. Finan- 
zierungshilfen, Beratung, Netzwerkbildung und Forschungsinfrastruktur 
einschließt (siehe dazu im Einzelnen die Antworten zu Abschnitt II). 

• Die Bundesrepublik Deutschland bietet eine ausgezeichnete allgemeine In- 
frastruktur und weist u. a. eines der dichtesten Autobahn- und Eisenbahn- 
netze in Europa sowie eine gut ausgebaute, technisch hochwertige und zu- 
verlässige Kommunikationsinfrastruktur bei relativ geringen Kosten auf. 

• Die Bundesrepublik Deutschland baut konsequent seine E-Govemment-Lö- 
sungen weiter aus und leistet damit einen wichtigen Beitrag zum Abbau von 
Bürokratiekosten und für effiziente und effektive Verwaltungsverfahren. 

• Die Unternehmen können auf gut ausgebildete Mitarbeiter zurückgreifen. In 
der Bundesrepublik Deutschland haben 84 Prozent der Bevölkerung Abitur 
oder eine abgeschlossene Berufsausbildung (Abschluss der Sekundarstufe 
II) gegenüber 67 Prozent im OECD-Durchschnitt. 

• Das deutsche Wirtschaftssystem setzt auf Wettbewerb und Leistungsfähig- 
keit sowie auf wirksame soziale Sicherung. 

• Die volkswirtschaftliche Steuerquote ist auch dank der Unternehmensteuer- 
reform 2008 weiter gesunken und gehört damit zu den niedrigsten aller 
OECD-Länder. 

• Die Bundesrepublik Deutschland nimmt als weltweit führender Produzent in 
den Bereichen Photovoltaik, Windenergie und Biokraftstoffen eine Vorrei- 
terrolle bei der Erschließung und Nutzbarmachung alternativer Energien ein 
und weist mit der Spitzenstellung in den Umwelttechnologien und im Be- 
reich des nachhaltigen Wirtschaften hervorragende Innovationspotenziale 
auf. Der mittelständisch geprägte Markt für Umweltgüter hat eine stark 
wachsende Bedeutung für die Gesamtwirtschaft. 

• Die Bundesrepublik Deutschland ist ein wichtiger Absatzmarkt inmitten des 
großen Europäischen Binnenmarktes mit rund einer halben Milliarde Ein- 
wohnern. 

Unabhängig von diesen überaus positiven Standortbedingungen begegnen in- 
novative KMU in der Bundesrepublik Deutschland auch besonderen Heraus- 
forderungen. 

• So mangelt es trotz des hohen Bildungsniveaus in einzelnen Sektoren und 
Regionen an technischen und naturwissenschaftlichen Fachkräften. 

• Der demografische Wandel zeigt sich zunächst an der Erhöhung des Alters- 
durchschnitts der Bevölkerung insgesamt, aber auch der Belegschaften in 
den Betrieben. Längerfristig kann es zudem zu Knappheiten am Arbeits- 
markt kommen. 

• Ein weiteres Manko liegt darin, dass die Rahmenbedingungen für Be- 
teiligungs- und Wagniskapital im internationalen Vergleich für innovative 
Neugründungen verbesserungsfähig sind. Unerlässliche Voraussetzung für 
Innovationen ist aber gerade deren hinreichende Finanzierung. Eine unzu- 
reichende Kapitalausstattung führt dazu, dass das Potenzial an möglichen 
Neugründungen Technologie orientierter Unternehmen nicht optimal aus- 
geschöpft wird. Diesen Nachteilen wirken die Maßnahmen der Bundesregie- 
rung, z. B. der Hightechgründerfonds und das Gesetz zur Modernisierung 
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für Kapitalbeteiligungen (MoRaKG) entgegen, um zusätzliche Impulse für 
den Wagniskapitalmarkt auszulösen und international wettbewerbsfähige 
Rahmenbedingungen in diesem Segment zu schaffen (siehe Antwort zu den 
Fragen 20 bis 23). 

Die Wirtschaftsstruktur ist sehr stark von den so genannten höherwertigen 
Technologien (z. B. Automobilbau, Maschinen- und Anlagenbau, Chemie) be- 
stimmt. Dagegen spielen die Spitzentechnologien (z. B. im IuK-Sektor (IuK - 
Information und Kommunikation)) nicht die führende Rolle wie in einigen an- 
deren OECD-Ländern. 

Ostdeutschland 8 weist strukturelle Besonderheiten auf, die es schwieriger ma- 
chen, FuE -Aktivitäten zu erweitern. 

Die ostdeutsche Wirtschaft ist geprägt durch eine geringe Industriedichte 
(Anteil verarbeitendes Gewerbe an Bruttowertschöpfung 17 Prozent; West- 
deutschland 25 Prozent) und einen überdurchschnittlich hohen Anteil von klei- 
neren Unternehmen (durchschnittliche Mitarbeiterzahl ostdeutscher Industrie- 
betriebe: 84; westdeutsche: 137), auch wenn in diesem Bereich bereits erheb- 
liche Fortschritte seit Mitte der 90er Jahre verzeichnet werden konnten. Der 
Beschäftigungsanteil von Sektoren der Spitzentechnik beläuft sich nur auf rund 
die Flälfte des westdeutschen Durchschnittswerts. Allerdings gibt es in Ost- 
deutschland eine leistungsfähige, moderne Infrastruktur und eine gut ausgestat- 
tete öffentliche Bildungs- und Forschungslandschaft. 

Das FuE -Potenzial ist in Ostdeutschland deutlich unterdurchschnittlich ausge- 
prägt. Im Jahr 2005 wendeten die Unternehmen der ostdeutschen Wirtschaft 
insgesamt 9,5 Mrd. Euro für Innovationsprojekte auf. Dies entspricht nur etwa 
9 Prozent der gesamtdeutschen Innovationsaufwendungen (ohne Berlin: 4,3 
Prozent). Der Anteil von Unternehmen mit Produkt- und Prozessinnovationen 
liegt deutlich unter dem westdeutschen Wert. Unternehmensgründungen in 
technologieintensiven Sektoren bleiben erheblich hinter den westdeutschen 
Vergleichswerten zurück 9 . 

Eine vergleichsweise hohe Innovationsbereitschaft des ostdeutschen Mittel- 
standes kann nur zum Teil das Fehlen von Großunternehmen und ihrer Zentra- 
len kompensieren. Die bestehende hohe FuE -Intensität der ostdeutschen KMU, 
die mehr Ressourcen für FuE einsetzen als vergleichbare westdeutsche Unter- 
nehmen, ist eine Folge staatlicher Förderung. Etwa drei Viertel der FuE-Ausga- 
ben der ostdeutschen Unternehmen werden durch öffentliche Fördermittel indi- 
ziert 10 . Allerdings fehlt es weiterhin an technologieintensiven industriellen 
Großansiedlungen und entsprechenden Forschungskapazitäten von Industrie- 
unternehmen. Zudem bestehen im ostdeutschen Mittelstand teilweise Defizite 
im Innovationsmanagement sowie bei der strategischen Vernetzung auf hori- 
zontaler Ebene. Daher trägt in den ostdeutschen Ländern die gute öffentliche 
Forschungsinfrastruktur eine besondere Verantwortung für die Offenlegung 
und Umsetzung bestehender Innovationspotenziale. 


8 Umfasst die neuen Länder und Berlin. 

9 Siehe GEFRA Kurzexpertise „Stärkung des Forschungsstandortes Ostdeutschland durch steuerliche 
Anreize“ 2008. 

10 Ebd. S. 13. 
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2. a) Wie bewertet die Bundesregierung die Innovationskraft des deutschen 
Mittelstandes im europäischen und internationalen Vergleich? 

b) Wie stellt sich insbesondere die Finanzierungssituation des innovativen 
Mittelstandes, von Technologiegründem und deren Investoren im inter- 
nationalen Vergleich dar? 

Der deutsche Mittelstand gehört im Hinblick auf seine Innovationskraft sowohl 
auf europäischer wie auch auf internationaler Ebene zur Spitzengruppe. 

Rund 45 Prozent aller KMU in der Bundesrepublik Deutschland haben inner- 
halb des zurückliegenden Dreijahreszeitraums (2003 bis 2006) zumindest eine 
Produkt- oder Prozessinnovation erfolgreich eingeführt 11 . Innerhalb der EU 
weisen deutsche KMU nur knapp hinter Österreich die zweithöchste Innovato- 
renquote auf; in der OECD sind nur die Schweiz und Kanada um wenige Pro- 
zentpunkte innovativer. 

Es ist zu beobachten, dass die Innovatorenquote in der Bundesrepublik 
Deutschland wie in anderen Ländern auch mit der Unternehmensgröße ansteigt. 
Während bei Unternehmen mit 5 bis 49 Beschäftigten in Industrie und wissen- 
sintensiven Dienstleistungen nur jedes zweite und bei den sonstigen Dienstleis- 
tungen nur jedes dritte Unternehmen zu den Innovatoren zählt, steigt diese Zahl 
bei Unternehmen mit 50 bis 499 Beschäftigten auf rund 70 Prozent. 12 

Die Innovationsaufwendungen des Mittelstandes (bis 500 Beschäftigte) sind 
zuletzt wieder leicht angestiegen und lagen 2006 bei rund 31 Mrd. Euro mit 
weiter steigender Tendenz für 2007 und 2008. 13 Ein leichter Rückgang von 
8 auf 7 Prozent war jedoch zwischen 2002 und 2006 bei dem Anteil von KMU 
zu verzeichnen, die originäre - also nicht nur für den eigenen Betrieb neue - 
Innovationen eingeführt haben. 14 

Dass sich die Innovationsanstrengungen auszahlen, zeigt sich an diesen Zahlen: 
Innovative Unternehmen weisen im Vergleich zu nicht innovativen Betrieben 
eine um 1,5 Prozentpunkte höhere Beschäftigungszuwachsrate von ca. 5 Pro- 
zent/p. a. aus. 15 Weiter konnten KMU in der Industrie mit Hilfe von Prozess- 
innovationen eine Reduktion der Stückkosten von 3,5 Prozent erreichen. 

Im internationalen Vergleich sehen innovative Unternehmen in der Bundes- 
republik Deutschland grundsätzlich weniger Finanzierungshemmnisse für die 
Umsetzung von Innovationen als in anderen europäischen Ländern (s. Abbil- 
dung, Berechnungen des ZEW). Aus nationalen Untersuchungen (ZEW/KfW) 
ist bekannt, dass der Mangel an Finanzierungsquellen umso stärker die Innova- 
tionsaktivitäten hemmt, desto mehr das Unternehmen forscht und desto jünger 
das Unternehmen ist: Während unter den nichtinno vierenden KMU weniger als 
10 Prozent dieses Hemmnis nennen, sind es unter den Hightech- Start -ups über 
40 Prozent und unter den FuE-Dienstleistern sogar 50 Prozent. Der Mangel an 
Finanzierungsquellen stellt für die beiden letztgenannten Gruppen unter elf 
Hemmnissen das schwerwiegendste dar. 


11 Angaben des ZEW. 

12 ZEW/Infas/ISI, Innovationsverhalten der deutschen Wirtschaft, 2008, S. 12. 

13 Ebd. 

14 KfW-Mittelstandspanel 2007, S. 9. 

15 KfW-Mittelstandspanel 2007, S. 17. 
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Abbildung: Anteil innovationsaktiver Unternehmen mit finanzierungsbezoge- 
nen Innovationshemmnissen 2002 bis 2004 in ausgewählten Län- 
dern (in Prozent) 
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Finanzierungsquellen 
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Finanzierungsquellen 
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Anteil der innovationsaktiven Unternehmen, die angaben, dass das betreffende Hemmnis im Zeitraum 2002 bis 2004 von 
hoher Bedeutung für die Behinderung von Innovationsaktivitäten war. 

Grundgesamtheit: Unternehmen mit 10 oder mehr Beschäftigten in den WZ 10-41, 51, 60-67, 72, 74.2-74.3. 

Quelle: Eurostat: CIS4. - Berechnungen des ZEW. 


Für Technologiegründer bietet sich insbesondere Beteiligungskapital an, um den 
schwierigen Zugang zu Finanzierungsmitteln zu überwinden. Während etab- 
lierte KMU ohne kontinuierliche FuE gerade einmal 0,4 Prozent ihrer Inves- 
titionen mit Beteiligungskapital finanzieren, sind es bei Hightech-Start -ups fast 
15 Prozent. 16 

Bei den Beteiligungsfinanzierungen an innovativen Unternehmen in der Früh- 
phase zeigt sich jedoch, dass die Bundesrepublik Deutschland im Vergleich mit 
anderen hoch entwickelten Volkswirtschaften mit vergleichbaren Wirtschafts- 
systemen und hoher FuE -Intensität — EU-Gesamt, Großbritannien, Frankreich, 
Finnland, Schweden und USA — mit 4 Prozent am BIP den letzten Rangplatz 
einnimmt. Auch Beteiligungen durch Business Angels spielen in anderen Län- 
dern eine größere Rolle als in der Bundesrepublik Deutschland. So werden in 
Großbritannien jährlich zwischen 0,8 und 1,6 Mrd. Euro von rund 20 000 Busi- 
ness Angels investiert und in den USA sogar 25,6 Mrd. Euro von 234 000 Busi- 
ness Angels. In der Bundesrepublik Deutschland sind es gerade einmal knapp 
200 Mio. Euro, die von rund 5 000 aktiven Business Angels investiert wer- 
den. 17 Aus diesem Grund hat die Bundesregierung die gesetzlichen Rahmenbe- 
dingungen für Kapitalbeteiligungen modernisiert (siehe Antwort zu Frage 21). 


16 Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, „Heute investieren in die Märkte von morgen - Wagniskapital für 
junge innovative Unternehmen“, Monatsbericht 7/2008. 

17 Ebd. 
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3 . a) Welche Bedeutung hat der Mittelstand für die Innovationskraft und For- 
schung in Deutschland? 

b) Welchen Beitrag leistet der Mittelstand, um das europäische 3-Prozent- 
Ziel (Relation FuE/BIP) zu erreichen? 

Der Hauptanteil von Forschung und Entwicklung der deutschen Wirtschaft 
liegt bei Großunternehmen. Der Anteil von KMU an Forschung und Entwick- 
lung ist in letzter Zeit jedoch gestiegen. Fielen 2003 noch 12,4 Prozent der 
internen FuE-Aufwendungen in der deutschen Wirtschaft auf KMU (unter 
500 Mitarbeiter), waren dies 2005 schon 14,4 Prozent und 2006 14,1 Prozent. 
Auch der Anteil des FuE-Personals in KMU (unter 500 Mitarbeiter) ist von 
17,2 Prozent im Jahr 2003 auf 19,8 Prozent im Jahr 2006 angestiegen. 18 Die 
Bedeutung des Mittelstandes geht allerdings über diese Zahlen hinaus: Auf- 
grund schlankerer Organisationsstrukturen können KMU schneller auf die 
Bedürfnisse des Markts und neue Entwicklungen reagieren und auch radikale 
Innovationen durchsetzen. 

Der Anteil von FuE-Investitionen der öffentlichen Hand und der Wirtschaft am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) in der Bundesrepublik Deutschland hat 2006 
ca. 2,54 Prozent betragen. Damit liegt die Bundesrepublik Deutschland deutlich 
vor großen Industrieländern wie Frankreich (2,11 Prozent) und Kanada 
(1,94 Prozent) und innerhalb der EU hinter Schweden (3,73 Prozent) und Finn- 
land (3,45 Prozent) auf dem 3. Platz. 19 

Die internen FuE-Ausgaben der Wirtschaft betrugen 2006 41,1 Mrd. Euro, 
davon entfielen 5,8 Mrd. Euro auf KMU mit bis zu 500 Mitarbeitern. Damit 
leisten KMU einen im Vergleich zu anderen Ländern hohen Beitrag für die 
Erreichung des 3-Prozent-Zieles. Um allerdings dieses Ziel bis 2010 zu er- 
reichen, müssten nach ungefähren Schätzungen die jährlichen FuE-Ausgaben 
in der Bundesrepublik Deutschland von insgesamt 59 Mrd. Euro (2006) um gut 
20 Mrd. Euro gesteigert werden. Trotz des erfreulichen Trends in den Jahren 
2007 und 2008 (belastbare Daten liegen noch nicht vor) sind dazu neben den 
staatlichen Leistungen weitere Anstrengungen von der Wirtschaft insgesamt 
und dem Mittelstand im Besonderen notwendig. 


4. Wie schätzt die Bundesregierung die Bedeutung des innovativen Mittel- 
standes für den Aufholprozess strukturschwacher Regionen ein? 

Strukturschwache Regionen finden sich sowohl in den alten Ländern wie auch 
in den neuen Ländern. Gemäß einer Rangliste, die im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ nach bun- 
deseinheitlichen Wirtschaftsindikatoren aufgestellt wird, findet sich der größte 
Teil der strukturschwachen Regionen in den neuen Ländern. 

Dort ermangelt es nach wie vor eines breiten Forschungsengagements nationa- 
ler und internationaler Großunternehmen Der Anteil von KMU ist erheblich 
höher als in den westdeutschen Ländern (siehe auch Antwort zu Frage 1). Nur 
in wenigen Fällen bestehen dauerhaft etablierte Kooperationen zwischen Groß- 
unternehmen und ostdeutschen Forschungseinrichtungen. Daher hat der inno- 
vative Mittelstand für den Aufholprozess in Ostdeutschland - wie auch in den 
strukturschwachen Regionen der alten Länder — eine überragende Bedeutung 
und bedarf einer weiterhin intensiven Förderung, vor allem um wissensinten- 
sive Netzwerke zwischen Unternehmen und Forschungseinrichtungen auszu- 
bauen (siehe Antwort zu den Fragen 16 und 17). 


18 Stifterverband Wissenschaftsstatistik, 2008. 

19 OECD (MSTI 2008/1). 
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5. a) Welche Grundsätze liegen der Technologie- und Innovationspolitik zu- 
grunde? 

b) Wo sieht die Bundesregierung Marktversagen, das staatliches Handeln 
rechtfertigt? 

Die Bundesregierung räumt der Technologie- und Innovationspolitik einen sehr 
hohen Stellenwert ein, da Wissen und neue Technologien die Voraussetzungen 
sind für nachhaltiges Wachstum und damit für Arbeitsplätze und Wohlstand. 
Zudem benötigen wir neue Technologien, um Herausforderungen wie den Kli- 
mawandel, Energiesicherheit oder die demografische Entwicklung in der Bun- 
desrepublik Deutschland bewältigen zu können. 

Der Technologie- und Innovationspolitik der Bundesregierung liegt die Er- 
kenntnis zugrunde, dass technologischer Fortschritt in der Verantwortung aller 
Gruppen liegt, also beim Staat ebenso wie bei der Wirtschaft und der Wissen- 
schaft. Die Hightechstrategie ist daher nicht nur ein ressortiibergreifendes Pro- 
gramm aller beteiligten Bundesministerien, sondern bindet auch die wesent- 
lichen Kräfte in Wirtschaft und Wissenschaft mit ein. 

Daraus resultiert ein Dreiklang der Technologiepolitik, der sich aus der staat- 
lichen (Grundlagen)forschung in international führenden staatlichen For- 
schungsinstituten und Hochschulen, der Förderung der FuE-Aktivitäten der 
Wirtschaft sowie der Schaffung von innovationsfreundlichen Rahmenbedin- 
gungen zusammensetzt. 

Die forschungs- und technologiebezogene Wirtschaftsförderung beruht auf der 
wissenschaftlich belegten Annahme, dass Forschungs- und Entwicklungs- 
aktivitäten der Wirtschaft nicht nur den Gewinn des einzelnen Unternehmens 
mehren, sondern auch zu positiven gesamtwirtschaftlichen Effekten führen. In- 
sofern ist die Forschungs-, Technologie- und Innovationsförderung des Staates 
ordnungspolitisch gerechtfertigt. 

Richtungsweisende Impulse sollen in erster Linie aus dem Markt selbst kom- 
men, damit eine anwendungsbezogene Umsetzung gewährleistet wird. Daher 
unterstützt die Bundesregierung in technologieoffenen Programmen vorrangig 
mittelständische Unternehmen und innovative Gründer in ihrer jeweiligen FuE 
Tätigkeit. 

Andererseits hat die Bundesregierung einerseits ein Interesse, die Forschungs- 
aktivitäten in bestimmten Zukunftsfeldem, in denen besondere Potenziale für 
das Allgemeinwohl liegen, zu intensivieren. Im Rahmen der Hightechstrategie 
stärkt die Bundesregierung daher innovations- und technologiefeldübergreifend 
Forschung und Entwicklung zur Erarbeitung von Lösungen für die globalen 
Herausforderungen. Zu den ausgewählten Bereichen zählen Gesundheit, 
Klima- und Ressourcenschutz, Mobilität und Sicherheit. In strategischen Part- 
nerschaften zwischen Staat und Wirtschaft sollen durch Leuchtturmprojekte 
technologische Durchbrüche ermöglicht und auf den Markt gebracht werden. 
Neue Märkte sollen entstehen und zu Leitmärkten ausgebaut werden (siehe die 
Antwort zu den Fragen 25 bis 36). 

Andererseits sollen richtungweisende Impulse auch aus dem Markt selbst kom- 
men, damit eine anwendungsbezogene Umsetzung gewährleistet wird. Daher 
unterstützt die Bundesregierung in technologieoffenen Förderprogrammen vor- 
rangig mittelständische Unternehmen und innovative Gründer in ihrer jeweili- 
gen FuE -Tätigkeit. 

Ein Marktversagen ist insofern gegeben, da es in vielen Bereichen der Spitzen- 
forschung noch eingehender Grundlagenforschung bedarf, deren Ergebnisse 
entweder nicht ausschließlich vom forschenden Unternehmen genutzt werden 
können oder deren wirtschaftliche Umsetzung erst mit großer zeitlicher Verzö- 
gerung stattfinden kann. Zudem sind z. B. im Energie- und Verkehrssektor häu- 
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fig negative externe Effekte nicht vollständig internalisiert, so dass ein markt- 
wirtschaftlicher Anreiz zur Innovation nur unvollständig ausgeprägt ist. 

Eine privilegierte Förderung für KMU und Gründungen ist zudem durch be- 
trächtliche Innovationshemmnisse gerechtfertigt, denen sich diese gegenüber- 
sehen: Es mangelt oft an Finanzierungsquellen, Kredite für risikoreiche FuE- 
Aktivitäten werden wegen mangelnder Sicherheiten und unvollkommener In- 
formationen für die Finanzierungsgeber bei FuE nur zögerlich vergeben, sodass 
insbesondere KMU komplexe FuE-Prozesse häufig nicht bewältigen können. 
Daneben sind KMU in vielen Bereichen Vorreiter des technologischen Fort- 
schritts und als junge, wissensbasierte Unternehmen wesentliche Träger radika- 
ler Innovationen, die völlig neue Wege gehen und so neue Märkte schaffen. 
Verbesserte Strukturen für Gründungen und Wachstumsunternehmen sowie die 
Stärkung der Innovationskraft des Mittelstandes haben daher für die For- 
schungs- und Innovationspolitik hohe Priorität. 


6. Die Bundesregierung bündelt erstmalig ihre Aktivitäten der Forschungs- 
und Innovationspolitik in einer Hightechstrategie; welche Schwerpunkte 
hat die Hightechstrategie der Bundesregierung für den innovativen Mittel- 
stand? 

Die Schwerpunkte der Hightechstrategie für den innovativen Mittelstand hegen 
im Wissens- und Technologietransfer durch Kooperation, in der Unterstützung 
innovativer Gründungen sowie in der Stärkung innovativer KMU — vor allem 
in strukturschwachen Regionen. 

Innovationen sind Ideen und Erfindungen, die in marktfähige Produkte, Verfah- 
ren und Dienstleistungen umgesetzt werden. Damit diese Umsetzung möglichst 
schnell und umfassend erfolgt, bedarf es einer engen Zusammenarbeit zwi- 
schen Wissenschaft und Wirtschaft. Gerade KMU sind alleine häufig nicht in 
der Lage, den Prozess von der Erfindung bis zum Marketing des Produkts zu 
bewältigen. In der Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen, mit anderen 
KMU oder mit Großunternehmen lassen sich Synergien nutzen. 

Daher ist ein Schwerpunkt der FuE-Förderung zugunsten des innovativen Mit- 
telstandes darauf ausgerichtet, Kooperationen und Netzwerke zu fördern, aber 
auch die Innovationsfähigkeit der KMU zu erhöhen (siehe im Detail Antworten 
zu Abschnitt II). 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt in der Unterstützung von innovativen Unter- 
nehmensgründern. In verschiedenen Programmen (z. B. Hightechgründer- 
fonds) stellt die Bundesregierung zinsgünstige Darlehen, Zuschüsse oder Betei- 
ligungskapital bereit. Weiterhin werden die Rahmenbedingungen durch weni- 
ger Bürokratie und bessere Finanzierungsbedingungen gründungsfreundlicher 
gestaltet (siehe im Detail Antworten zu Abschnitt III). 

Wie aus der Antwort zu Frage 4 hervorgeht, spielen KMU gerade in den neuen 
Ländern eine besondere Rolle. Daher bilden spezielle Programme zur einzel- 
betrieblichen Förderung mittelständischer Unternehmen, zur Förderung der 
Kooperation zwischen Wirtschaft und Wissenschaft, aber auch zur Förderung 
der Forschungsinffastruktur in Ostdeutschland einen weiteren Schwerpunkt der 
Hightechstrategie (siehe im Detail Antwort zu den Fragen 16 und 17). 


7. Welche langfristigen Ziele verfolgt die Bundesregierang zur Förderang des 
innovativen Mittelstandes mit ihrer Hightechstrategie? 

Mit der „Hightechstrategie für Deutschland“ legt die Bundesregierung ihre 
ressort- und politikfeldübergreifenden Ziele, Instramente und Strategien in der 
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Forschungs-, Technologie- und Innovationspolitik der kommenden Jahre vor. 
Im Zentrum der Hightechstrategie stehen die übergeordneten langfristigen 
Ziele, Leitmärkte für innovative Produkte entstehen zu lassen, Wissenschaft 
und Wirtschaft stärker miteinander zu vernetzen und technologische Rahmen- 
bedingungen weiter zu verbessern. 

Diese Ziele sind auch für die Förderung des innovativen Mittelstandes in unter- 
schiedlicher Intensität relevant. In erster Linie ist die Stärkung der Kooperation 
mit der Forschung ein Aspekt der Hightechstrategie, der in besonderem Maße 
auf den Mittelstand ausgerichtet ist. KMU sind häufig nicht in der Lage, aus- 
reichende eigene Forschungskapazitäten bereit zu stellen und insofern auf die 
Zusammenarbeit mit Forschungsinstituten oder in Unternehmensverbünden 
angewiesen. Dabei sollen KMU durch vielfältige Kooperations- und Netzwerk- 
programme der Bundesregierung unterstützt werden. Ziel ist es, Innovations- 
anstrengungen mehr noch als bisher in Innovationserfolge umzumünzen, die 
Zusammenarbeit zwischen Forschung und Wirtschaft zu verbessern sowie FuE- 
Projekte rasch in den Markt überzuleiten. 

Genauso profitiert der innovative Mittelstand entscheidend von verbesserten 
Rahmenbedingungen. Es werden attraktive Bedingungen für Innovations- und 
Gründerfinanzierung geschaffen und privates Kapital für Forschung und Inno- 
vation mobilisiert. Ideen werden geschützt, z. B. indem die Bundesregierung 
bei der Anmeldung, Sicherung und Vermarktung von Patenten hilft. Wissen- 
schaftler sollen einen Anreiz haben, ein eigenes Unternehmen zu gründen, 
Unternehmen einen Anreiz haben, innovativ tätig zu sein. Ziel ist, die Zahl der 
innovativen Neugründungen und den Anteil der FuE treibenden und innova- 
tiven Unternehmen zu erhöhen. 

Die Erschließung von Leitmärkten ist eine Aufgabe aller Beteiligten, vor allem 
aber der Industrieführer und der institutionellen Forschungseinrichtungen. 
Auch hier ist der Mittelstand eingebunden. Es muss gewährleistet sein, dass der 
Mittelstand in den Sektoren präsent ist, in denen in Zukunft eine überdurch- 
schnittliche Nachfrage erwartet wird. Ziel ist es, den Anteil der KMU in den 
höherwertigen Technologien und der Spitzenforschung weiter zu steigern. 


II. Effizienz der Förderprogramme für den innovativen Mittelstand 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirksamkeit der technologieoffenen 
Förderprogramme für den innovativen Mittelstand? 

Die technologieoffenen Förderprogramme für den innovativen Mittelstand ge- 
ben den innovativen KMU aller Branchen die Möglichkeit, von der öffent- 
lichen Förderung zu profitieren unabhängig davon, in welchem Technologie- 
feld ihre Aktivitäten stattfinden. Die KMU haben erhebliche Vorteile von dieser 
Förderung, wie durch regelmäßige Evaluierungen und wissenschaftliche Be- 
gleitung der Programme nachgewiesen wurde. 

Eine Untersuchung des Fraunhofer- Institutes für System- und Innovationsfor- 
schung (ISI) über 1 300 abgeschlossene FuE-Kooperationsprojekte im Rahmen 
des Programms PRO INNO II zeigt, dass damit 4 000 Arbeitsplätze gesichert 
und über 1 000 neue geschaffen wurden. Der „Umsatz je Fördereuro“ liegt bei 
den geförderten KMU im Schnitt bei 13,45 Euro (ABL) und 9,19 Euro (NBL); 
dabei liegen die kleineren Unternehmen wegen ihrer noch begrenzten Markt- 
präsenz deutlich unter diesen Werten. 

Die Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitforschung bestätigen auch die 
Wirksamkeit und Aktualität des Wettbewerbs „Netzwerkmanagement-Ost“ 
(NEMO) zur Förderung von Managementleistungen für KMU-Netzwerke. So 
wurde festgestellt, dass rd. drei Viertel der 2002 und 2003 gestarteten Netz- 
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werke auch nach dem Auslaufen der Förderung weiter Zusammenarbeiten und 
beachtliche wirtschaftliche Resultate erzielen. Die 42 aktiven Netzwerke haben 
mehr als 2 000 neue Arbeitsplätze geschaffen. Einschließlich der genutzten 
Förderung von FuE-Kooperationsprojekten im Rahmen des BMWi-Programms 
PRO INNO II wurden rd. 11 000 Euro Fördermittel für den Erhalt oder die 
Schaffung eines neuen Arbeitsplatzes eingesetzt. Die erzielte Umsatzsteigerung 
von 517 Mio. Euro für die 357 beteiligten KMU entspricht einer Umsatzsteige- 
rung von 22 Euro pro Fördereuro. Die sehr positive Evaluation des NEMO- 
Programms hat dazu geführt, dass dieser Förderansatz als Modul im Rahmen 
des neuen Zentralen Innovationsprogramms für den Mittelstand (ZIM) seit 1. 
Juli 2008 auf die alten Länder ausgeweitet worden ist, ohne dass dadurch die 
Mittelansätze für die ostdeutschen Länder verringert werden. 

Das Programm INNO-WATT kommt ausschließlich dem Mittelstand in den 
neuen Ländern und Berlin zugute. Es fördert in wirksamer und effizienter 
Weise qualitativ hochwertige industrielle Forschungsprojekte mit Marktorien- 
tierung. Das Programm erreicht im Durchschnitt rd. 50 Prozent aller FuE-Be- 
schäftigten in KMU der ostdeutschen Länder. Damit hat es die wirtschaftliche 
Entwicklung dieser Unternehmensgrößenklasse, die in Ostdeutschland vor- 
herrscht, wesentlich geprägt. Die Ergebnisse der kontinuierlichen Erfolgs- 
kontrolle und der Evaluierung des Programms durch ISI belegen, dass die ge- 
förderten innovativen Unternehmen in den letzten Jahren mit überdurchschnitt- 
lichen Wachstumsraten von Umsatz, Export und Beschäftigung deutlich zur 
Entwicklung des ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbes beigetragen haben: 

• Rund 370 FuE-Ergebnisse wurden durch sie in den vergangenen fünf Jahren 
jährlich in den Markt überführt. 

• Die Effizienz der eingesetzten Fördermittel ist dabei erheblich. Mit 1 Euro 
Zuschuss werden innerhalb von fünf Jahren im Durchschnitt Umsätze in 
Höhe von ca. 14 Euro angestoßen. 

• Mit der Förderung von 1 FuE-Mann-Jahr entsteht Beschäftigung von zusätz- 
lich 6,5 Mann-Jahren. 

Insgesamt erweist sich das Programm INNO- WATT in den neuen Ländern als 
eine hochrentable Investition. 

Unter dem Dach der BMBF-Innovationsinitiative für die neuen Länder „Unter- 
nehmen Region“ befinden sich unterschiedliche themenoffene Programme mit 
dem einheitlichen Ziel, regionale Innovationspotenziale zu identifizieren und 
umzusetzen (Fördervolumen 2008: 92 Mio. Euro). Bisher wurden in über 
220 regionalen Innovationsbündnissen aus mittelständischen Unternehmen 
sowie Forschungs- und Bildungseinrichtungen knapp 2 000 Vorhaben geför- 
dert. Die Untemehmen-Region-Förderang zeigt bereits heute deutliche Erfolge. 
So konnte z. B. in den geförderten Initiativen aus der ersten Förderphase des 
Programms „Innovative regionale Wachstumskerne“ die Mitarbeiterzahl in den 
beteiligten Unternehmen um 440 Personen (11 Prozent) und der Umsatz um 
100 Mio. Euro (20 Prozent) gesteigert werden. In den Wachstumskernregionen 
sind in 35 Gründungen und Ansiedlungen weitere 300 Arbeitsplätze entstan- 
den. 

Auch andere Evaluierungen, z. B. für die Maßnahme „Innovationsmanage- 
ment“, die Industrielle Gemeinschaftsforschung und die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA), bescheinigen den Pro- 
grammen nachhaltige Wirksamkeit und Effizienz und damit einen hohen Grad 
der Zielerreichung. (Zur Erfolgskontrolle der GA siehe Antwort zu Frage 16.) 
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9. a) Wie hoch ist die Steigerung der FuE-Mittel (FuE = Forschung und Ent- 
wicklung) für den innovativen Mittelstand in den verschiedenen techno- 
logieoffenen Programmen des BMWi seit 2005? 

b) Wie viele mittelständische Unternehmen werden pro Jahr in welcher 
Höhe durch die Förderprogramme des BMWi unterstützt - aufgeschlüs- 
selt nach den verschiedenen Programmen? 

c) Wie hoch waren die Fördersummen der technologieorientierten und 
technologieoffenen Programme der Bundesregierung für den Mittel- 
stand in den letzten fünf Jahren? 

d) Welchen Anteil besitzen sie an der Förderung der Bundesregierung für 
Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft insgesamt? 

e) In welchem Verhältnis stehen diese Fördermittel zu den internen FuE- 
Aufwendungen der Wirtschaft? 

Seit 2005 wurden die Mittel für die Förderung des innovativen Mittelstandes 
durchschnittlich um rund 10 Prozent gesteigert. Die Mittelaufwüchse der Pro- 
gramme stellen sich im Einzelnen wie folgt dar: 


Steigerang der FuE-Mittel in den technologieoffenen Programmen des BMWi seit 2005* 

Programm 

2005 

2006 

2007 

2008 (Soll) 

PRO INNO (II) 

—1 Prozent 

19 Prozent 

30 Prozent 

20 Prozent 

InnoNet 

11 Prozent 

13 Prozent 

13 Prozent 

15 Prozent 

NEMO 

22 Prozent 

5 Prozent 

15 Prozent 

16 Prozent 

IGF 

12 Prozent 

6 Prozent 

5 Prozent 

6 Prozent 

INNO-WATT 

13 Prozent 

-7 Prozent 

2 Prozent 

25 Prozent 

ERP-Innovation 

- 

- 

170 Prozent 

64 Prozent 


nicht enthalten sind die technologieoffenen Mittel der GA (Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“). Auf 
FuE entfielen im Rahmen der GA 2004: 28,4 Mio. Euro, 2005: 23,2 Mio. Euro, 2006: 18 Mio. Euro, 2007: 25,2 Mio. Euro, 2008: 25,2 Mio. 
Euro (Soll). 


Anzahl der jährlich unterstützten KMU und der an KMU gezahlten Mittel 
aus in demselben Jahr bewilligten Projektanträgen aus PRO INNO (II) und NEMO 

Jahr 

PRO INNO (II) 

NEMO 

im Bezugsjahr 
geförderte 
KMU 

ausgezahlte 

Mittel 

(in Mio. Euro) 

im Bezugsjahr 
geförderte 
Netzwerke 

darin 

einbezogene 

KMU 

ausgezahlte 

Mittel*** 

(in Mio. Euro) 

2004 

667** 

88,2 

20 

160 

4,6 

2005 

1 162 

84,8 

29 

232 

5,5 

2006 

1 206 

103,7 

46 

368 

5,9 

2007 

1 131 

131,1 

33 

264 

6,9 


KMU entsprechend der Definition der EU-KOM bis 250 Beschäftigte und 50 Mio. Euro Umsatz bzw. 43 Mio. Euro Bilanzsumme. 

Wegen Haushaltsunterbrechung mehrere Monate keine neuen Bewilligungen. 

Die Mittel werden aus Vereinfachungsgründen an die von den KMU mit dem Netzwerkmanagement beauftragten Einrichtungen ausge- 
zahlt; die KMU selbst erhalten darüber einen „de-minimis“-Bescheid. 
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Anzahl der insgesamt jährlich unterstützten KMU und der an KMU gezahlten Mittel aus INNO-WATT* 

Jahr 

Geforderte 

KMU 

ausgezahlte 

Mittel 

(in Mio. Euro) 

geförderte externe 
Industrieforschungs- 
einrichtungen 

ausgezahlte 

Mittel 

(in Mio. Euro) 

2004 

436 

36,4 

63 

41,1 

2005 

520 

46,1 

65 

39,7 

2006 

578 

47,0 

64 

36,7 

2007 

562 

48,0 

61 

33,9 


Im Programm INNO-WATT werden bisher FuE-Projekte von KMU einerseits und von gemeinnützigen externen Industrieforschungsein- 
richtungen andererseits gefördert; ab 2009 getrennte Förderlinien, vgl. auch Antwort zu den Fragen 16 und 17. 


Anzahl der jährlich unterstützten KMU und der an KMU ausgezahlten Mittel 
aus in demselben Jahr bewilligten Projektanträgen aus InnoNet 

Jahr 

Geförderte 

Einbezogene 

Ausgezahlte Mittel 


Netzwerke 

KMU 

(in Mio. Euro)* 

2004 

78 

448 

15,9 

2005 

84 

469 

17,7 

2006 

108 

643 

20,0 

2007 

135 

873 

22,6 


* Die Förderung wird nicht direkt an KMU ausgezahlt, sondern an Forschungseinrichtungen. Die in die Netzwerke einbezogenen KMU nut- 
zen die Ergebnisse. Das Programm wurde am 1. Juli 2008 in das ZIM integriert. 


Bewilligte Fördermittel aus technologieoffenen und technologiespezifischen 
bzw. Fachprogrammen für den Mittelstand 

Jahr 

Technologieoffene 
Programme des BMWi 
(in Mio. Euro)* 

Technologiespezifische 
bzw. Fachprogramme des 
BMWi und des BMBF 
(in Mio. Euro)** 

Gesamt 
(in Mio. Euro) 

2003 

244,4 

236,5 

480,9 

2004 

333,4 

216,3 

549,7 

2005 

375,0 

233,7 

608,7 

2006 

405,0 

239,3 

644,3 

2007 

477,0 

247,4 

724,4 


* PRO INNO (II), InnoNet, INNO-WATT, NEMO, EXIST, Hightechgründerfonds, Industrielle Gemeinschaftsforschung, ERP-Zuschüsse 
Patentverwertung, Materialeffizienz. Diese Mittel werden teilweise direkt an KMU, teilweise an Forschungsinstitute oder Forschungsverei- 
nigungen der Wirtschaft gezahlt, die primär für KMU forschen. Nicht enthalten sind technologieoffene Mittel der GA. 

Quelle: Ist-Ergebnisse der Titel gern. Rechnungslegung 683 52, 683 54, 683 56, 686 52, 686 54, 686 50, 662 66 zzgl. EXIST für das Jahr 
2006. 

** KMU in diesem Zusammenhang definiert als: Unternehmen mit einem Umsatz von weniger als 100 Mio. Euro/p. a. bzw. weniger als 250 
MA., die sich nicht überwiegend im Besitz eines Großunternehmens befinden, in Fachprogrammen wie Multimedia, Energie, Luftfahrt, 
Raumfahrt, Mobilität und Verkehr, Schiffs- und Meerestechnik, IT, Fertigungstechnik, optische Technologien, Materialforschung, Biotech- 
nologie, Gesundheit-, Umwelt- und Ressourcenschutz, Querschnittsprogramme des BMBF. 

Quelle: Projektförderdatenbank „profi“ (s. a. Bundesbericht Forschung und Innovation 2008, Differenz durch Bereinigungen der Empfän- 
gerzuordnung in der Datenbasis zu technologiespezifischen Förderprogrammen). 
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Insgesamt belaufen sich die Technologie-Fördermittel des BMWi und des 
BMBF zugunsten KMU im Jahr 2007 auf fast 725 Mio. Euro. Die Ausgaben 
beider Ressorts zugunsten von innovativen KMU stiegen seit 2005 um 
19,4 Prozent. 

Da die technologieoffenen Förderprogramme des BMWi zum Teil über Inter- 
mediäre — wie die Forschungsvereinigungen der industriellen Gemeinschafts- 
forschung (AiF) — abgewickelt werden, fließen diese Mittel nicht vollständig 
direkt an kleine und mittlere Unternehmen. Das mit diesen Mitteln erarbeitete 
geistige Eigentum kommt kleinen und mittleren Unternehmen aber vollständig 
zugute. Die technologiespezifische bzw. Fachprogramm basierte FuE-För- 
derung in die Wirtschaft durch BMBF und BMWi betrug im Jahr 2007 etwa 
655 Mio. Euro. Daran hatten KMU einen Anteil von knapp 38 Prozent (s. a. 
Antwort zu Frage 25). 

Die internen FuE -Aufwendungen von KMU (Unternehmen unter 500 Beschäf- 
tigten) betrugen im Jahr 2006 (aktuellste Daten des Stifterverbandes) 5,8 Mrd. 
Euro. Die FuE-Förderung zugunsten kleiner und mittlerer Unternehmen allein 
des Bundes entspricht damit ca. 12,5 Prozent der internen FuE-Aufwendungen 
der Unternehmen. Hinzu kommen die Programme der Länder sowie der Euro- 
päischen Union. 

Bei der Bewertung der Zahlen ist zu beachten, dass aufgrund einer engen Ab- 
grenzung kleiner und mittlerer Unternehmen in der nationalen KMU-Statistik 
(Unternehmen mit weniger als 100 Mio. Euro Umsatz bzw. weniger als 250 Be- 
schäftigten, nicht im Mehrheitsbesitz größerer Unternehmen) große Teile des 
technologieorientierten Mittelstandes aus den oben aufgeführten Statistiken he- 
rausfallen. Mittelgroße Unternehmen mit beispielsweise bis zu 2 500 Beschäf- 
tigten bilden in einer Reihe von Branchen das Rückgrat der technologischen 
Leistungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland. Die oben aufgeführte 
KMU-Statistik unterzeichnet insofern den Anteil der FuE-Förderung im Mittel- 
stand. 

Die Wirtschaft steigerte ihre internen FuE-Aufwendungen von 38,7 Mrd. Euro 
in 2005 auf 41,1 Mrd. Euro in 2006 auf 42,8 Mrd. Euro in 2007. 20 Der durch 
die Hightechstrategie eingetretene überproportionale Schub in der untemeh- 
mensbezogenen FuE-Förderung spiegelt sich in diesen Zahlen jedoch noch 
nicht. 


10. Plant die Bundesregiemng weitere Maßnahmen im Rahmen der Förde- 
mng des innovativen Mittelstandes, und ggf. welche? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Unterstützung der FuE-Akti- 
vitäten des Mittelstandes weiter verbessert werden sollte. Dabei geht es einer- 
seits darum, die Innovationsförderung des Mittelstandes zu verstärken und an- 
dererseits darum, den Zugang der KMU zu der Förderung zu verbessern. 

Daher führte das BMWi am 1. Juli diesen Jahres in einer ersten Stufe das 
„Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand — ZIM“ ein. In einer zweiten Stufe 
am 1. Januar 2009 wird das bisherige Programm INNO-WATT in das ZIM als 
einzelbetriebliche Förderung in den neuen Ländern eingeführt. In dem neuen 
Programm wurden die bis dahin bestehenden Kooperations- und Netzwerkpro- 
gramme PRO INNO II, InnoNet und NEMO des BMWi integriert. Damit wird 
die Förderlandschaft für die Unternehmen übersichtlicher und der Zugang zur 
Förderung einfacher. Zudem wird das gesamte Fördervolumen weiter erhöht. 


20 Stifterverband der Deutschen Wissenschaft, „Facts“ Februar 2008. 
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Im ersten Modul des neuen ZIM werden Forschungskooperationen zwischen 
Unternehmen mit Forschungseinrichtungen und zwischen Unternehmen unter- 
einander unterstützt. Die Einbeziehung von marktvorbereitenden Dienstleistun- 
gen, wie Marktstudien, Produkttests und die Fertigung von marktgängigen Pro- 
totypen in die Förderang unterstützt die KMU beim schwierigen Marktzugang. 

Im zweiten Modul werden Management- und Organisationsleistungen von 
Netzwerkmanagern zur Konzeption und Umsetzung von Netzwerken von 
KMU, entsprechend dem bisherigen erprobten NEMO-Modell unterstützt. Neu 
ist die Ausweitung, dieser bislang auf die neuen Länder beschränkten Förde- 
rung, auf ganz Deutschland (siehe Antwort zu Frage 8). 

Im dritten Modul werden einzelbetriebliche FuE-Projekte ostdeutscher KMU 
finanziert (bisher ein Teil der INNO-WATT-Förderang). Dadurch wird den 
nach wie vor bestehenden Struktur- und Wachstumsdefiziten in den ostdeut- 
schen Ländern auch weiterhin Rechnung getragen. Dieses Modul startet am 
1. Januar 2009. Die Arbeitsgruppe der Bundesregierung „Möglichkeiten einer 
eigenständigen steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung sowie 
alternativer Fördermodelle in Deutschland“ prüft neben der Möglichkeit der 
Einführung einer steuerlichen FuE-Förderang den Ausbau der bestehenden 
direkten FuE-Förderang (Zuschussförderang). Die Ergebnisse der Arbeits- 
gruppe werden in den politischen Prozess eingebracht (siehe auch Antwort zu 
Frage 18). 



Modul 1: 
Forschungskoope- 
rationen zwischen 
Unternehmen und 
Forschungsein- 
rirhtnncrpn 


Modul 2: 

Unterstützung von 
Netzwerk- 
managern 


Modul 3: 

einzelbetriebliche 
Förderang (ab 
2009) 


NEU: 


Zentralprogramm mit Modularstruktur 
Abgestimmte Antragsbedingungen in allen Modulen 
Bundesweite Förderung von Netzwerkprojekten 
Förderung innovationsunterstützender Dienstleistungen 
Zentrale Beratungsstelle (für alle FuE-Programme) 


Ab dem 1. Januar 2009 fasst das ZIM alle technologieoffenen Forschungsvor- 
haben des Mittelstandes im BMWi in einem Förderprogramm zusammen. ZIM 
ist technologieoffen und nutzerfreundlich und dabei zielgenau auf wesentliche 
Defizite im Innovationsgeschehen vieler mittelständischer Unternehmen ausge- 
richtet. 


1 1 . Was tut die Bundesregierung, um die Förderberatung für den innovativen 
Mittelstand zu verbessern? 

Schnelligkeit und umfassende Information sind im Innovationswettbewerb ent- 
scheidende Faktoren. Die Bundesregierung hat aus diesem Grand im Rahmen 
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der Hightechstrategie ihr Beratungsangebot zur Forschungs- und Innovations- 
förderung des BMBF, BMWi, BMU und BMVBS konzentriert. Über die För- 
derdatenbank des Bundes unter http://www.foerderdatenbank.de als Basis- 
information hinaus liefert die zentrale Förderberatung „Forschung und Inno- 
vation“ des Bundes Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Unternehmen 
- insbesondere im Mittelstand - individuelle und umfassende Beratung zu Ver- 
fahrenswegen und Konditionen aller relevanten FuE-Programme von Bund, 
Ländern und Europäischer Kommission. 

Die FuE-Förderberatung unterstützt auch bei der Antragstellung. Sie wendet 
sich vor allem an „Fördemeulinge“ auf den Gebieten Forschung, Entwicklung 
und Innovation. Auch als Anlaufstelle zu den Innovationsförderprogrammen 
sorgt sie für zusätzliche Transparenz und Zeitgewinn, gerade für den „Mittel- 
ständler“. Mit dieser Einrichtung einer umfassenden Beratungsstelle für die 
Innovationsförderung mittelständischer Unternehmen wird zugleich eine wie- 
derholte Forderung aus der Wirtschaft umgesetzt. 


12. Was tut die Bundesregierung, um das Antrags- und Bewilligungsverfah- 
ren bei den Förderprogrammen für den innovativen Mittelstand möglichst 
unbürokratisch und effizient zu gestalten? 

Die Bundesregierung ist sich bewusst, dass ein anwenderfreundliches Antrags- 
verfahren für die Akzeptanz und letztlich den Erfolg eines Förderprogramms 
von zentraler Bedeutung ist. Sie hat daher im Rahmen der Reform der Mittel- 
standsförderprogramme diesen Aspekt in den Mittelpunkt ihrer Überlegungen 
gestellt. 

So wird das neue „Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand“ durch die Bün- 
delung mehrerer Programme, vereinheitlichte Fördermodalitäten und transpa- 
rente Darstellung sehr nutzerfreundlich gestaltet. Es wird eine vereinfachte 
Kostenkalkulation eingeführt und die Bonitätsprüfung auf den Projektzeitraum 
konzentriert. Alle Möglichkeiten der Rechentechnik und des Internets werden 
ausgeschöpft. Das bewährte zweistufige Antragsverfahren wird fortgesetzt und 
bietet den Unternehmen die Möglichkeit, ihre Ideen vor Antragstellung mit 
dem Projektträger zu überprüfen. 

Die Einbeziehung leistungsfähiger und bei den KMU anerkannter Projektträger 
schafft günstige Voraussetzungen für eine flexible unbürokratische Antrags- 
bearbeitung. Die fachkundigen Mitarbeiter der Projektträger stehen den Unter- 
nehmen in jeder Phase der Antragstellung beratend zur Seite. Die Anträge 
sollen — wie bisher bei PRO INNO II - zum überwiegenden Teil innerhalb 
von zwei, maximal drei Monaten, beschieden werden. Mehrere Programm- 
evaluationen und der DIHK-Innovationsreport von 2007 bescheinigten auch 
bereits dem Programm PRO INNO II eine relativ einfache Antragstellung und 
Abwicklung. 

Mit der im September 2007 gestarteten Förderinitiative KMU-innovativ er- 
möglicht das BMBF forschenden Unternehmen einen unbürokratischen und 
beschleunigten Einstieg in die technologiespezifische Förderung. Regelmäßige 
Stichtage und verbindliche Bearbeitungszeiten für Anträge geben Planungs- 
sicherheit. KMU-freundliche Kriterien wie die Möglichkeit einer vereinfachten 
Bonitätsprüfung und die Möglichkeit, bei knappem Eigenkapital Meilensteine 
in der Projektlaufzeit zu setzen, sorgen dafür, dass auch kleine und junge Unter- 
nehmen ihre Innovationsideen verwirklichen können. 
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13. a) Welche Rolle spielt die Cluster- und Netzwerkbildung für die Innova- 
tionskraft von KMU? 

b) Welche Bedeutung haben Kooperationen mit europäischen oder inter- 
nationalen Partnern? 

c) Wie unterstützt die Bundesregierung diese Bereiche, und mit welchem 
Erfolg? 

Wie bei der Antwort zu den Fragen 6 und 7 ausgeführt, ist es eines der überge- 
ordneten Ziele der Hightechstrategie, besonders für den innovativen Mittel- 
stand die Kooperationen zwischen exzellenter Wissenschaft und Unternehmen 
zu stärken. Cluster und Netzwerke spielen gerade für innovative KMU eine 
zentrale Rolle. 

Dieser Schwerpunkt der Hightechstrategie spiegelt sich in der Förderpolitik der 
Bundesregierung wieder, die mit einer Vielzahl von Programmen die Netz- 
werkbildung unterstützt: 

— Im August 2007 startete der erste nationale Spitzencluster-Wettbewerb. Der 
Wettbewerb wählt die leistungsfähigsten Cluster der Bundesrepublik 
Deutschland aus und begleitet sie auf dem Weg in die internationale Spitzen- 
gruppe. Wissenschaft und Wirtschaft formulieren in enger Abstimmung und 
Zusammenarbeit gemeinsame Strategien, die auf den jeweiligen Stärken der 
Cluster aufsetzen und sich auf die Ausschöpfung noch ungenutzter Poten- 
ziale konzentrieren. Im Unternehmensbereich sind vor allem die kreativen 
und innovativen, oft hoch spezialisierten KMU maßgebliche Partner in den 
Clustern. 

- Eine andere Initiative, die „Kompetenznetze Deutschland“, vereint die 
120 leistungsstärksten Innovationscluster aus vielen Branchen und Techno- 
logiefeldern in der Bundesrepublik Deutschland. Über 6 000 KMU sind mit 
450 Großunternehmen, 1 600 Forschungseinrichtungen und 1 000 weiteren 
Dienstleistem in den Netzwerken engagiert und erhalten so einen breiten 
Zugang zu Wissen und die Möglichkeit zum Erfahrungsaustausch zur Stär- 
kung ihrer Innovationsfähigkeit. 

— Hierzu zählt weiter das bereits in der Antwort zu Frage 10 ausführlich darge- 
stellte Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) mit den Modulen: 
Kooperations- und Netzwerkförderung. 

- Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ wurden in dieser Legislaturperiode die Fördertatbestände 
„Kooperationsnetzwerke und Clustermanagement“ sowie „Regional- 
management“ in GA-Fördergebieten in den Förderkatalog übernommen. 
Davon profitieren mehrheitlich KMU in innovativen und technologie- 
intensiven Sektoren (z. B. Luft- und Raumfahrt, maritime Wirtschaft, Bio- 
technologie, Biokraftstoffe, optische Industrie, Medizintechnik, Sicherheits- 
technik). „Kooperationsnetzwerke und Clustermanagement“ werden mit bis 
zu 500 000 Euro für eine Förderperiode von je 3 Jahren, „Regionalmanage- 
ment“ mit bis zu 200 000 Euro pro Jahr aus GA-Mitteln gefördert. Gegen- 
wärtig (Stand: April 2008) werden 53 „Kooperationsnetzwerke und Cluster- 
management“ -Vorhaben und 44 „Regionalmanagement“-Vorhaben unter- 
stützt. 

Netzwerk- und Clusterpolitik ist aufgrund des Vorteils räumlicher Nähe zuerst 
eine nationale und regionale Aufgabe. Allerdings sind für die exportorientierte 
deutsche Wirtschaft die globalen Märkte und damit auch internationale For- 
schungs- und Innovationskooperationen von Bedeutung. Die Bundesregierung 
hat daher im Januar 2008 eine Strategie zur Intemationalisierung von Wissen- 
schaft und Forschung beschlossen. Eines der zentralen Anliegen der Intematio- 
nalisierungsstrategie ist es, internationale Innovationspotenziale zu erschließen. 
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Deutsche Unternehmen müssen sich die führenden und neu entstehenden High- 
techstandorte und die kreativsten FuE-Zentren der Welt als Partner sichern. In 
den kommenden Jahren soll deswegen der Anteil der Mittel für europäische 
und internationale Kooperationen erhöht werden. Potenziale und Optionen in- 
ternationaler Kooperationsbildung werden künftig systematisch auch in die 
Programmplanung und -Umsetzung einbezogen. Bereits jetzt wird die interna- 
tionale Zusammenarbeit von der Bundesregierung unterstützt: 

— Ziel der Initiative Kompetenznetze Deutschland ist es gerade auch, die deut- 
schen Innovationscluster im Ausland sichtbar zu machen und so internatio- 
nale Partner anzusprechen. Die Initiative kooperiert bereits eng mit der ent- 
sprechenden französischen Initiative „pole de competivite“, z. B. organisiert 
sie gegenseitige Netzwerk-/Unternehmensbesuche. Sie hat ferner Kontakte 
mit Clusteragenturen aufgebaut und wirkt in der High-Level-Advisory- 
Group der EU-Kommission mit, die in ihrem Anfang des Jahres vorgelegten 
EU-Clustermemorandum Vorschläge zur Stärkung der Wettbewerbsfähig- 
keit der europäischen Cluster macht. 

— Im Rahmen der europäischen Forschungsnetzwerke (ERA-NETs) leistet die 
Bundesrepublik Deutschland einen wesentlichen Beitrag zur europaweiten 
Zusammenarbeit der Forschungsinstitute und der innovativen Unternehmen. 
Für die beiden ERA-NETs zur Förderung europäischer Projekte für KMU- 
Verbiinde (CORNET und ERA-SME) sind die deutschen Projektträger 
jeweils europäische Koordinatoren und haben damit eine große Gestaltungs- 
möglichkeit. Langfristig ist vorgesehen, diese beide Initiativen mit den 
KMU-spezifischen Maßnahmen des europäischen Forschungsrahmenpro- 
gramms zu einem sehr schlagkräftigen, einheitlichen Instrument zur Unter- 
stützung europäischer Kooperationen zwischen KMU und FuE-Einrichtun- 
gen auszubauen (siehe auch die Antwort zu Frage 36). 

— Das Internationale Büro des BMBF ist in europäischen Netzwerken aktiv, 
die die Kooperation in Forschung und Innovation mit Drittstaaten entwi- 
ckeln. Die im Rahmen des 7. Rahmenprogramms der EU und vom BMBF 
unterstützten Projekte in den Programmen ERA-NET, INCONET und 
BILAT entwickeln durch Expertentreffen, Workshops und Dialogforen auch 
die Verknüpfung von europäischen Kompetenznetzen mit Netzen in Dritt- 
staaten und Regionen weltweit. Projekte laufen derzeit in China, Südost- 
asien, Indien, Lateinamerika, Südosteuropa, Russland, Afrika sowie der 
Schwarzmeerregion und der Mittelmeerregion. 


14. a) Was tut die Bundesregierung, um die Industrielle Gemeinschaftsfor- 
schung (IGF) stärker auf den Bedarf von KMU auszurichten, und mit 
welchem Erfolg? 

b) Wie wird die Vergabe der Fördennittel bei der IGF vorgenommen? 

c) Was tut die Bundesregierung, um die Fördermittel verstärkt in einem 
wettbewerblichen Verfahren zu vergeben? 

Seit der Reform der Richtlinie zur Industriellen Gemeinschaftsforschung und 
-entwicklung (IGF) im Jahr 2005 ist die Teilnahme und Mitwirkung von KMU 
im Projektbegleitenden Ausschuss verbindlich vorgeschrieben, um so während 
der Durchführung der Forschungsarbeiten die wirtschaftliche Relevanz für 
KMU zu gewährleisten und KMU als erste Ansprechpartner für eine Umset- 
zung der Forschungsergebnisse zu gewinnen. Die seit Mitte 2005 durchge- 
führte erweiterte Erfolgskontrolle zur IGF hat aber gezeigt, dass sowohl bei der 
Genese als auch bei der Auswahl der Projektvorschläge die wirtschaftliche 
Relevanz für KMU noch stärker Berücksichtigung finden muss. Die Gutachter 
haben positive Beispiele identifiziert, die seitens der AiF aktiv bei ihren Mit- 
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gliedsvereinigungen verbreitet werden sollen, um so die Akzeptanz und Über- 
nahme vergleichbarer Aktivitäten zu erhöhen. Zudem stellten sie fest, dass die 
Ergebnisse der IGF auf vielfältige Weise in die Innovationsprozesse der KMU 
einfließen und sowohl Verfahrens- als auch Produktinnovationen zugrunde lie- 
gen. Aufgrund der vorwettbewerblichen Ausrichtung der IGF sind vor der 
praktischen Anwendung der Projektergebnisse in den Unternehmen stets in 
gewissem Umfang eigene Entwicklungsarbeiten zu leisten. Daher nutzen die 
Unternehmen die Ergebnisse erst mit einem deutlichen zeitlichen Nachlauf von 
mehreren Jahren. Eine besonders große Reichweite bei der praktischen Ver- 
wendung weisen insbesondere solche Projekte auf, die zur Neueinführung oder 
Weiterentwicklung einer technischen Norm oder einer technischen Standard- 
lösung führen. 

Bei der Vergabe der Mittel ist zu berücksichtigen, dass bereits am Anfang eines 
Jahres aufgrund von Verpflichtungsermächtigungen ein erheblicher Teil der 
Fördermittel bei der IGF durch Vorhaben gebunden sind, die in den Jahren 
zuvor bewilligt wurden und deren Laufzeit bis in dieses Jahr reicht. So 
waren z. B. von den 2008 im Flaushalt veranschlagten Mitteln in Höhe von 
119,1 Mio. Euro bereits 90,8 Mio. Euro festgelegt. Die für die Neubewilligung 
von IGF- Vorhaben zur Verfügung stehenden Mittel beliefen sich daher noch 
auf 28,3 Mio. Euro. 

Diese Mittel werden auf drei Förderbereiche aufgeteilt: 

- Anfang 2007 haben BMWi und AiF ein Verfahren für die IGF etabliert, bei 
dem rein wettbewerblich zwischen allen Mitgliedsvereinigungen der AiF 
(AiF-weit) Mittel entsprechend der Güte der Vorhaben vergeben werden. 
Dazu erstellt die AiF monatlich entsprechend der Punkte aus der Begutach- 
tung eine Rankingliste aller anstehenden Vorhaben. Das BMWi entscheidet 
dann unter Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden Mittel, bis zu 
welchem Listenplatz die Vorhaben bewilligt werden. Im Jahr 2007 wurden 
145 neue Vorhaben mit insgesamt 10,3 Mio. Euro im Rahmen dieses AiF- 
weiten Verfahrens gefördert. Dies entsprach 26 Prozent der insgesamt 2007 
für die Neubewilligung von IGF-Vorhaben vorhandenen Mittel. Für die 
Monate Januar bis August 2008 wurden bisher rund 19,1 Mio. Euro für 
235 neue Vorhaben im Rahmen dieses Verfahrens vergeben. Damit hat das 
BMWi 57 Prozent der in 2008 für neue Vorhaben festgelegten Mittel in die- 
sem Wettbewerbsverfahren eingesetzt. 

- Weiterhin werden Mittel im Wettbewerbsverfahren innerhalb der einzelnen 
Mitgliedsvereinigungen der AiF vergeben. Die Aufteilung dieser Haushalts- 
mittel auf die einzelnen Mitgliedsvereinigungen der AiF erfolgt dabei an- 
hand der durchschnittlich von der Mitgliedsvereinigung erhaltenen IGF-För- 
dermittel in den letzten drei Jahren sowie deren Erfolg im Rahmen des AiF- 
weiten und damit branchenübergreifenden Wettbewerbs. Die einzelnen Mit- 
gliedsvereinigungen priorisieren die von ihnen vorgelegten und durch die 
externen Gutachter positiv eingeschätzten Anträge fachlich und bezüglich 
ihres Nutzens für die Unternehmen, insbesondere KMU, und legen dem 
BMWi sukzessive die so gereihten Vorhaben über die AiF zur Bewilligung 
vor. 

- Der dritte Bereich betrifft die Fördervarianten ZUTECH, CORNET und 
CLUSTER. 


15. Inwieweit werden innovative marktnahe Dienstleistungen (z. B. Proto- 
typen, Beratungsleistungen) gefordert? 

Seit Beginn des Jahres 2008 wendet das BMWi die mit dem EU-Gemein- 
schaftsrahmen für Forschung, Entwicklung und Innovation vom November 


Drucksache 16/10209 


-22- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


2006 neu geschaffenen Möglichkeiten zur Förderung innovativer marktnaher 
Dienstleistungen an. Die KMU-Programme PRO INNO II und INNO- WATT 
wurden mit dem Ziel erweitert, die Umsetzung der FuE -Ergebnisse sicherer zu 
machen und die Effizienz der eingesetzten Fördermittel zu steigern. Die Erwei- 
terung des Innovationsbegriffs beinhaltet: 

- die Ausweitung der Definition von Forschung und Entwicklung auf kom- 
merziell nutzbare Prototypen und Pilotprojekten sowie Erprobung von Pro- 
dukten, Verfahren und Dienstleistungen; 

- die neu geschaffene Förderkategorie „Innovationsunterstützende Dienst- 
und Beratungsleistungen“. 

Gerade der letztgenannte Punkt greift eine ständige Forderung mittelständi- 
scher Unternehmen und ein von verschiedenen wissenschaftlichen Programm- 
evaluationen aufgedecktes Defizit auf. 

Der mit Forschung und Entwicklung beginnende Innovationsprozess reicht im 
Allgemeinen bis zur Platzierung der neuen Produkte, Verfahren und Dienstleis- 
tungen auf dem Markt. Für die meist kleinvolumigen Maßnahmen zur Markt- 
vorbereitung scheidet der Kreditweg in der Regel aus. Deshalb wurde im neuen 
EU-Beihilferahmen nunmehr die o. g. neue Förderkategorie eingeführt. 

Die damit geschaffenen Möglichkeiten (Förderung bis zu 200 000 Euro bei 
einem Fördersatz von 100 Prozent bzw. 75 Prozent) werden jedoch nur zum 
Teil ausgeschöpft; modellhaft wird mit einem begrenzten Förderumfang (För- 
dersatz von 50 Prozent bezogen auf maximal 50 000 Euro) ihre Wirksamkeit 
getestet. 

Im Rahmen von PRO INNO II wurden dazu im ersten halben Jahr bereits über 
300 Bewilligungen ausgesprochen. 

Das BMWi prüft außerdem, ob für die Nutzung der Potenziale wissensintensi- 
ver Dienstleistungen weitere Impulse gegeben werden können. 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ (GA) kann angewandte FuE für neue Produkte, Produktions- 
verfahren, Prozessinnovationen oder Dienstleistungen mit bis zu 500 000 Euro 
pro Fall gefördert werden. Außerdem kann die GA die Markteinführung von in- 
novativen Produkten von KMU mit bis zu 100 000 Euro pro Förderfall unter- 
stützen. Daneben kann sich die GA an Maßnahmen für Beratung, Schulung und 
Flumankapitalbildung für KMU sowie an Innovationsassistentenprogrammen 
der Länder beteiligen. 

Darüber hinaus unterstützt das BMBF im Rahmen des Programms „Innova- 
tionen mit Dienstleistungen“ Unternehmen bei der Forschung und Entwicklung 
neuer, innovativer Dienstleistungen mit rund 70 Mio. Euro (2006 bis 2011). 
Von dieser Förderang profitieren insbesondere kleine und mittlere Unterneh- 
men. Das Programm setzt sich aus den thematischen Flandlungsfeldern „Inno- 
vationsmanagement“, „Identifikation von Wachstumsfeldern“ und „Beschäfti- 
gung im Dienstleistungsbereich“ zusammen. 


16. a) Wie unterstützt die Bundesregierung den Mittelstand als Innovations- 
träger in strukturschwachen Regionen? 

b) Was unternimmt die Bundesregierung, um den Rückstand der mittel- 
ständischen Forschung speziell in Ostdeutschland aufzuholen? 

c) Wie ist der Erfolg dieser Maßnahmen zu beurteilen? 

d) Sind andere Maßnahmen notwendig, wenn ja, welche? 

Aufgrand struktureller Defizite setzen die differenzierten FuE -Fördermaßnah- 
men der Bundesregierung in Ostdeutschland beim Innovationsträger Mittel- 
stand an (siehe Antwort zu den Fragen 1, 2, 4 und 17): 
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- Das technologieoffene Programm „Förderung von Forschung und Entwick- 
lung innovativer Wachstumsträger in benachteiligten Regionen/INNO- 
WATT“ zielt auf die Stärkung und den Ausbau der industriellen Forschung 
von KMU in Ostdeutschland. Es ist auf aussichtsreiche Wachstumsträger 
konzentriert, die ihre FuE-Ergebnisse erfolgreich am Markt umsetzen (ver- 
fügbare Fördermittel 2008: 97 Mio. Euro). 

- Mit dem Programm „Förderung der Industriellen Vorlaufforschung“ sollen 
die Kernkompetenzen der gemeinnützigen externen Industrieforschungsein- 
richtungen, die ein wichtiger Teil der ostdeutschen Forschungsinfrastruktur 
sind, mit Mitteln in Höhe von 10 Mio. Euro (2008) erhalten und gestärkt 
werden (siehe Antwort zu Frage 17). 

- KMU sowie Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollen noch stärker 
als bisher systematisch Innovationsstrategien entwickeln und sich damit in 
ihrer Forschungs- und Kooperationstätigkeit weiter an Kunden- und Markt- 
bedürfnissen orientieren. Mit seinem clusterorientierten Förderansatz ver- 
folgt beispielsweise die Innovationsinitiative der Bundesregierung für die 
Neuen Länder „Unternehmen Region“ dieses Ziel (verfügbare Fördermittel 
2008: 92 Mio. Euro). Die Bundesregierung unterstützt regionale Koopera- 
tionsbündnisse dabei, ein eigenes zukunftsfähiges technologisches Profil zu 
entwickeln und konsequent die Stärken und Potenziale ihrer Region zu nut- 
zen und auszubauen (siehe Antwort zu Frage 8). 

- Im Rahmen des bundesweiten FuE-Programms PRO INNO II erhielten 
KMU Ostdeutschlands Unterstützung bei FuE-Kooperationsprojekten mit 
anderen KMU sowie mit Forschungseinrichtungen. Aus diesem Programm 
fließen jährlich ca. 45 Prozent der Mittel (2007: 80 Mio. Euro) in die neuen 
Länder. Im Rahmen des neuen ZIM sind ab 2009 jährlich 150 Mio. Euro für 
Projekte in den neuen Bundesländern vorgesehen. 

- Die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GA) ist eines der wichtigsten Förderinstrumente, das 
auf strukturschwache Regionen (EU-beihilferechtlich abgegrenzt im GA- 
Fördergebiet) zielt. 2007 wurden Bundesmittel von 688,5 Mio. Euro (ein- 
schl. Rückeinnahmen) in der GA eingesetzt. Die Bundesmittel werden durch 
Landesmittel in gleicher Höhe kofinanziert. Der Förderung des innovativen 
Mittelstandes kommt dabei eine besondere Rolle zu: 

1 . Gewerbliche Investitionsförderung 

In der gewerblichen Investitionsförderung der GA konnte allein 2007 mit 
bewilligten GA-Mitteln von 1,0 Mrd. Euro (davon 50 Prozent Bundesmit- 
tel) in 3 035 Förderfällen ein Investitionsvolumen von 8,25 Mrd. Euro 
angestoßen werden. Circa 85 Prozent der Fördersummen floss an innova- 
tive KMU. Die gewerbliche Investitionsförderung setzt bei der Implemen- 
tierung von Erfindungen und Innovationen in den produktiven Prozessen, 
z. B. der Umsetzung von Verfahrens- oder Produktinnovationen in den Un- 
ternehmen, an. Bezuschusst werden können auch investive Maßnahmen in 
forschungs- und technologieorientierten Betrieben, z. B. der Ausbau und 
die Modernisierung von Forschungs- und Laboreinrichtungen. 

2. GA-Förderangebot „Kooperationsnetzwerke und Clustermanagement“ 
und „Regionalmanagement“: siehe Antwort zu Frage 13. 

3. Nichtinvestive Fördermaßnahmen ausschließlich für KMU: siehe Antwort 
zu Frage 15. 

4. GA-Infrastrukturförderung für innovative KMU 

Innovative KMU profitieren auch von Infrastrukturmaßnahmen (Förde- 
rung bis zu 90 Prozent der förderfähigen Infrastrukturkosten) der GA 
insb. in folgenden Bereichen: 
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- Förderung von Technologie-, Innovations- und Existenzgründungs- 
zentren, 

- Förderung technologiebezogener Ausbildungseinrichtungen, 

- zur Förderung von außeruniversitären wirtschaftsnahen Forschungs- 
einrichtungen: siehe Antwort zu Frage 17. 

Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur“ ist eines der am besten evaluierten nationalen Förderinstru- 
mente. So hat eine einzelbetriebliche Erfolgskontrolle für die Jahre 1992 
bis 2001 ergeben, dass GA-geförderte Betriebe 32 Prozent mehr Arbeits- 
plätze und eine um 67 Prozent höhere Lohnsumme als vergleichbare, 
nichtgeförderte Betriebe geschaffen oder erreicht haben. Die Subven- 
tionsbeträge konnten über zusätzliche Rückflüsse (Sozialabgaben und 
Lohnsteuern) nach durchschnittlich 12 Monaten voll refinanziert werden. 

Dank der Anstrengungen der Bundes- und Landesregierungen erreicht die För- 
derpolitik eine große Breitenwirkung. Über 80 Prozent aller kontinuierlich FuE 
betreibenden Unternehmen der neuen Länder nehmen mindestens eine der 
FuE-orientierten Fördermaßnahmen in Anspruch. 

Die wirtschaftspolitischen Erfolge sind greifbar (siehe Antwort zu den Fragen 8 
und 17): 

- Es hat sich ein relativ stabiler Kern von rund 2 000 kontinuierlich FuE trei- 
benden Unternehmen herausgebildet. Das bedeutet rund 22 000 (einschließ- 
lich Westberlin sogar 32 500) wettbewerbsfähige Arbeitsplätze in Forschung 
und Entwicklung im Jahr 2006. Dieser ostdeutsche Mittelstand kann inzwi- 
schen durchaus mit dem westdeutschen in Bezug auf das wissenschaftlich- 
technische FuE-Niveau, die FuE-Beteiligung und in steigendem Maße auch 
hinsichtlich der Marktorientierung mithalten. Allein zwischen 2004 und 
2006 wuchs der Umsatz, den diese Unternehmen vorrangig mit innovativen 
Produkten auf dem Markt erzielten, um 5,4 Mrd. Euro auf 35,1 Mrd. Euro 
(inkl. Westberlin sind es 55,3 Mrd. Euro). 

- Mit überdurchschnittlichen Wachstumsraten von Umsatz, Export und Be- 
schäftigung erfüllen die innovativen Unternehmen in Ostdeutschland die 
Funktion von Wachstumsträgern. Die Exportquote der kontinuierlich FuE 
treibenden Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes stieg von 33 Prozent 
im Jahr 2004 auf gut 38 Prozent 2006 und lag damit deutlich über dem ost- 
deutschen Durchschnitt von ca. 29 Prozent. 

- Zunehmend bilden sich Zentren mit hoher wissenschaftlich-technischer 
Kompetenz heraus wie Dresden/Freiberg, Chemnitz, Leuna, Rudolstadt- 
Schwarza, Hermsdorf, Potsdam. Berlin/ Adlershof ist inzwischen sogar ein 
internationales Vorzeigeprojekt. Sie alle sind gekennzeichnet durch ein 
enges Zusammenspiel von Unternehmen, Forschungseinrichtungen und 
Universitäten. 

Um die positive Entwicklung zu verstetigen, wird der Bund die ostdeutsche In- 
dustrieforschung auch weiterhin fördern. In Umsetzung der Hightechstrategie 
der Bundesregierung und der Beschlüsse von Meseberg soll das Volumen der 
FuE-Förderung für den ostdeutschen Mittelstand bis 2010 weiter wachsen. Zu- 
gleich wird die Bundesregierung Wirksamkeit und Effizienz der Förderung 
kontinuierlich erhöhen (siehe Antwort zu den Fragen 10 und 17). 

Die Bundesregierung hat per Kabinettsbeschluss im März 2008 eine interminis- 
terielle Arbeitsgruppe eingesetzt, die bis Ende 2008 ein integriertes Handlungs- 
konzept für strukturschwache ländliche Problemregionen, die besonders von 
Globalisierung, Strukturwandel und demografischer Entwicklung betroffen 
sind, vorlegen soll. Erfolgreiche Innovationspolitik braucht Durchhaltevermö- 
gen. Die Bundesregierung setzt daher auf Kontinuität und Verlässlichkeit. 
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17. a) Welche Rolle spielen in Ostdeutschland die externen gemeinnützigen 
Industrieforschungseinrichtungen für den Innovationserfolg von 
KMU? 

b) Wie und mit welchem Erfolg unterstützt die Bundesregierung die For- 
schung in diesen Einrichtungen? 

Gemeinnützige externe Industrieforschungseinrichtungen spielen in der wis- 
sensbasierten Wirtschaft der neuen Länder eine wesentliche Rolle. Im Transfor- 
mationsprozess entstanden zahlreiche dieser Einrichtungen vor allem durch 
Verselbständigung ehemaliger wissenschaftlicher Zentren oder FuE-Institute 
der Kombinate, durch Ausgliederung von FuE-Abteilungen aus Betrieben so- 
wie durch Ausgründungen aus Instituten der ehemaligen Akademie der Wis- 
senschaften und aus Hochschulen. 

Soweit in der FuE-Förderang des BMWi erfasst, sind in diesen Einrichtungen 
rd. 10 Prozent des gesamten oder rd. 14 Prozent des auf KMU entfallenden 
FuE-Personals der neuen Länder konzentriert. 

Sie sind zudem im Vergleich mit den FuE betreibenden gewerblichen KMU 
größere und damit auch schlagkräftigere Forschungseinheiten, was vor dem 
Hintergrund fehlender Großunternehmen mit FuE in den neuen Ländern den 
Stellenwert dieser Einrichtungen noch unterstreicht. Die als Zuwendungsemp- 
fänger von FuE-Fördermitteln des BMWi (Programm INNO-WATT) erfassten 
gemeinnützigen externen Industrieforschungseinrichtungen hatten 2007 im 
Durchschnitt 35 FuE-Beschäftigte. Bei den geförderten gewerblichen KMU 
waren es lediglich 1 1 . 

Die externen Industrieforschungseinrichtungen sind für KMU nahezu unver- 
zichtbar als 

- leistungsfähige Kompetenz- und Technologietransferpartner, die schnell und 
flexibel auf die Bedürfnisse der KMU reagieren, 

- Initiatoren, Organisatoren und Moderatoren von regionalen und überregio- 
nalen FuE-Kooperationen sowie FuE-Netzwerken mit produzierenden Un- 
ternehmen, 

- wichtiges Bindeglied und Mittler zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. 

Die gemeinnützigen externen Industrieforschungseinrichtungen erwirtschaften 
mittlerweile ohne Grundfinanzierung im Durchschnitt einen Umsatz je Be- 
schäftigten mittels Auftragsforschung aus der Industrie, der fast so hoch ist wie 
er im Durchschnitt in den Fraunhofer-Instituten erreicht wird. 

Der Bund hat seit 1990 mit unterschiedlichen FuE-Fördermaßnahmen die posi- 
tive Entwicklung der externen Industrieforschungseinrichtungen unterstützt 
und z. T. erst ermöglicht. Die kontinuierlichen Erfolgskontrollen im Rahmen 
der Fördermaßnahmen bestätigen, dass sie zu unverzichtbaren Trägern von 
Wirtschafts- und Beschäftigungswachstum geworden sind. 

Angesichts der Bedeutung dieser Einrichtungen für den wirtschaftlichen Auf- 
holprozess der neuen Länder und des noch bestehenden Nachholbedarfs im 
Bereich der Industrieforschung gegenüber den alten Ländern wird die Bundes- 
regierung deren FuE-Förderung wie bisher im Rahmen der Innovationsförde- 
rung des Mittelstandes auf hohem Niveau fortsetzen. 

Das geschieht zum einen durch spezielle FuE -Programme für Ostdeutschland. 
Dazu gehören von Seiten des BMWi insbesondere das Kemprogramm „Förde- 
rung von Forschung und Entwicklung innovativer Wachstumsträger in benach- 
teiligten Regionen/INNO-WATT“ und das im August 2006 in Kraft getretene 
Programm „Industrielle Vorlaufforschung“, mit dem ein Beitrag zur Erhaltung 
der Innovationskompetenz der gemeinnützigen externen Industrieforschungs- 
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einrichtungen geleistet wird. Allein aus dem Programm „INNO- WATT“ wur- 
den bisher (2004 bis Mai 2008) 71 externen Industrieforschungseinrichtungen 
rund 228 Mio. Euro für 1 199 marktorientierte FuE-Projekte bewilligt. 

In Umsetzung der Meseberg-Beschlüsse (Prüfauftrag zu Möglichkeiten stärke- 
rer Unterstützung gemeinnütziger externer Industrieforschungseinrichtungen) 
wird die FuE-Förderung dieser Einrichtungen durch das BMWi ab 2009 in eine 
separate Maßnahme zusammengeführt. Damit soll diese wettbewerbliche FuE- 
Förderkomponente im BMWi eine eigenständige und stabile Grundlage erhal- 
ten. 

Darüber hinaus können Investitionen dieser Forschungseinrichtungen seit 2006 
im Rahmen der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) gefördert werden. Bund und Länder haben im 
April 2008 den Beschluss gefasst, diese ursprünglich bis Ende 2008 als Modell- 
projekt laufende Förderung in den regulären Förderkatalog aufzunehmen. 

Auch im Rahmen der Innovationsinitiative für die Neuen Länder „Unterneh- 
men Region“ werden externe Industrieforschungseinrichtungen gefördert und 
bei der Umsetzung ihres Know-hows in eine nachhaltige wirtschaftliche Wert- 
schöpfung in der Region unterstützt. Insbesondere die Mitwirkung in Innova- 
tiven Regionalen Wachstumskernen sowie den Innovationsforen ermöglicht es 
den Forschungseinrichtungen, ihre besonderen Potenziale für ein regionales 
Innovationsprofil zu erschließen (siehe auch Antwort zu Frage 16). 

Gemeinnützige externe Industrieforschungseinrichtungen Ostdeutschlands er- 
halten zum anderen auch im Rahmen bundesweiter FuE-Programme — z. T. mit 
günstigeren Förderkonditionen für Antragsteller aus den neuen Ländern — 
Unterstützung. 

Durch das FuE-Kooperationsprogramm PRO INNO II des BMWi wurden seit 
dessen Inkrafttreten im August 2004 bis Mai 2008 202 Projekte von 59 exter- 
nen Industrieforschungseinrichtungen mit ca. 22 Mio. Euro gefördert. 

Mit der im Oktober 2007 gestarteten Forsc h n ngspräm i eZwei für gemeinnützige 
Forschungseinrichtungen fördert das BMBF auch gemeinnützige externe In- 
dustrieforschungseinrichtungen, die Forschungs- und Entwicklungsaufträge 
von kleinen und mittleren Unternehmen durchführen. 


18. Zu welchem Ergebnis kommt die interministerielle Arbeitsgruppe, die 
derzeit - gemäß Ankündigung im Untemehmensteuerreformgesetz 2008 
- die Möglichkeiten einer eigenständigen steuerlichen Förderung von 
Forschung und Entwicklung in Deutschland untersucht und voraussicht- 
lich im Mai 2008 ihre Prüfung abschließen wird? 

Die Arbeitsgruppe der Bundesregierung untersuchte in Umsetzung des Prüf- 
auftrags aus dem Kabinettbeschluss zur Untemehmenssteuerreform 2008 die 
Möglichkeiten der Einführung einer steuerlichen FuE-Förderung sowie den 
Ausbau der bestehenden direkten FuE-Förderung (Zuschussprogramme). 

Ausgehend von einer Bestandsaufnahme der innovationspolitischen Defizite 
und Entwicklungspotenziale der Forschungs- und Entwicklungstätigkeit der 
Wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland wird der notwendige Fland- 
lungsbedarf analysiert, um Deutschlands technologische Leistungsfähigkeit in 
einem immer schärferen internationalen Technologiewettbewerb zu sichern und 
weiter zu steigern. Dabei werden beide Optionen eingehend untersucht. Die 
Ergebnisse der Arbeitsgruppe werden frühestens Ende September vorliegen. 
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III. Förderung technologieorientierter Gründungen 

19. Wie haben sich technologieorientierte Gründungen in Deutschland seit 
1995 zahlenmäßig entwickelt, und wo sieht die Bundesregierung die Ur- 
sachen für diese Entwicklung? 

Seit 1995 hat insbesondere die Zahl der Gründungen in der Hightechindustrie 
deutlich abgenommen 21 , in der Spitzentechnik sogar um 40 Prozent. Dagegen 
konnten die Gründungen bei den Hightechdienstleistungen zuletzt nahezu ihren 
Wert von 1995 wieder erreichen. Erfreulich ist vor allem, dass die Zahlen seit 
dem Amtsantritt der Koalition im Jahr 2005 wieder nach oben gerichtet sind 
(Spitzentechnik seit 2006). 

Die Entwicklung der Gründungszahlen über die Zeit wird durch unterschied- 
liche Faktoren beeinflusst. Der Anstieg in den Jahren 1998 bis 2000 bei den 
technologieintensiven Dienstleistungen spiegelt vor allem das günstige Markt- 
und Finanzierungsumfeld für Gründungen im Internet- und Softwarebereich 
während des New-Economy-Booms wider. In den Jahren 2001 und 2002 folgte 
aufgrund des allgemeinen Konjunkturabschwungs, der ungünstigen binnen- 
wirtschaftlichen Entwicklung, aber auch des massiven Einbruchs an den Tech- 
nologiebörsen ein Rückgang der Gründungsaktivitäten. Der Anstieg der Grün- 
dungszahlen im Technologiebereich in den Jahren 2003 und 2004 ist vor allem 
auf die leichte konjunkturelle Erholung in diesem Zeitraum zurückzuführen. 
Die seinerzeit eingesetzten arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen (Stichwort: 
Ich-AG-Gründungen), die zu einer deutlichen Steigerung der Gründungszahlen 
insgesamt führten, zielten in erster Linie auf nichttechnologieorientierte 
Branchen und haben daher nur wenig Auswirkungen auf die Entwicklung bei 
technologieorientierten Gründungen besessen. Seit 2005 ist ein Anstieg der 
technologieorientierten Gründungsaktivitäten zu verzeichnen. Aus Sicht der 
Bundesregierung haben die gute konjunkturelle Lage und die verbesserten 
Finanzierungsbedingungen, z. B. der Start des Hightechgründerfonds in 2005 
und die Ausdehnung des EXIST-Programms, zu der aktuell positiven Grün- 
dungsdynamik beigetragen (siehe Antwort zu Frage 20). 

Technologieorientierte Gründungen stellen nur einen kleinen, dafür aber beson- 
ders wertvollen Teil des Gründungsgeschehens dar. Im Jahr 2007 entfallen nach 
den Zahlen des ZEW auf Gründungen in der Spitzentechnik (Biotech, Elektro- 
nik, Messtechnik u. a.) nicht mehr als 0,3 Prozent aller Gründungen in der Bun- 
desrepublik Deutschland, auf die höherwertige Technik (Chemie, Fahrzeugbau, 
Medizintechnik, Maschinenbau u. a.) gerade einmal 0,7 Prozent. Technologie- 
und wissensintensive Dienstleistungen vereinen immerhin 13,1 Prozent aller 
Gründungen; dazu zählen neben den Bereichen Software und Multimedia auch 
FuE-Dienstleister und Ingenieurbüros. Technologieorientierte Gründungen mit 
hohem Wachstumspotenzial und gleichzeitig hohem Kapitalbedarf sind oftmals 
auf eine Finanzierung durch Venture Capital angewiesen. Derzeit erhält aller- 
dings gerade einmal jede tausendste Gründung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land tatsächlich eine derartige Finanzierung. Es handelt sich damit um einen 
extrem kleinen Ausschnitt des Gründungsgeschehens, der aber volkswirtschaft- 
lich aufgrund des hohen Beschäftigungszuwachses (7fach über Durchschnitt) 
und des Impulses für den strukturellen Wandel besonders wertvoll ist. 


21 Das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) erfasst seit den 90er Jahren jährlich das 
Gründungsgeschehen in den technologie- und wissensintensiven Wirtschaftszweigen. Technologie- 
orientiert sind Gründungen nach dem Verständnis des ZEW dann, wenn sie einem Wirtschaftszweig 
angehören, in dem im Durchschnitt mindestens 2,5 Prozent des Umsatzes für Forschung und Entwick- 
lung ausgegeben wird (Hightechindustrie) oder wenigstens 1 1 Prozent der Beschäftigten über einen 
Hochschulabschluss verfügen (Hightechdienstleistungen). Diese Definition ist relativ breit gefasst, da 
auch solche Gründungen erfasst sind, die zwar einer Hightechbranche angehören, aber selbst keine 
Forschung und Entwicklung betreibt bzw. keine Akademiker beschäftigen. 


Tabelle zu Frage 19: Zahl der Unternehmensgründungen in Deutschland 1995 bis 2007 



1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004» 

20050 

20060 

20070 

Forschungsintensive 

Industrien 

3 650 

3 400 

3 100 

3 150 

3 000 

2 800 

2 650 

2 250 

2 300 

2 400 

2 350 

2 450 

2 600 

Spitzentechnologie 

1 350 

1 400 

1 400 

1 400 

1 350 

1 300 

1 150 

950 

850 

900 

800 

750 

800 

Hochwertige Techno- 
logie 

2 300 

2 000 

1 700 

1 750 

1 650 

1 500 

1 500 

1 300 

1 450 

1 500 

1 500 

1 700 

1 800 

Technologie- u. wissens- 
intensive Dienst- 
leistungen 

33 300 

32 300 

32 800 

33 700 

35 900 

36 700 

31 900 

29 500 

31 900 

33 000 

30 800 

32 500 

32 500 

Wissensin tensive 
Dienstleistungen 

15 200 

15 100 

15 800 

16 400 

16 700 

16 700 

15 300 

15 000 

16 300 

16 500 

15 600 

16 600 

17100 

Technologieintensive 

Dienstleistungen 

18 100 

17 200 

17 000 

17 300 

19 200 

20 000 

16 600 

14 500 

15 600 

16 500 

15 200 

15 900 

16 600 

VC-finanzierte 

Gründungsunternehmen 3 ) 

49 

76 

164 

100 

94 

272 

103 

95 

28 

26 

20 

68 

128 

Alle Unternehmens- 
gründungen 

263 000 

259 000 

257 000 

263 500 

256 500 

245 500 

228 000 

223 000 

246 000 

270 500 

251 500 

251 500 

248 000 


Unteraehmensgründungen: Neugründung von wirtschaftsaktiven, rechtlich selbstständigen Unternehmen. 

1) Vorläufig, nachträgliche Revisionen der Gründungsindizes in späteren Jahren sind möglich. 

2) Schätzung, Stand Mai 2008. 

3) Seed-Finanzierungen gemäß Bundesverband Deutscher Kapitalbeteiligungsgesellschaften (BVK). 
Quelle: ZEW-Gründungspanel - Berechnungen des ZEW. 
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20. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher durchgefuhrt, um 
Hightechgründungen zu fördern? 

Mit der Hightechstrategie setzt sich die Bundesregierung intensiv für die Ver- 
besserung der Bedingungen für Hightechgründungen ein. Sowohl in for- 
schungsintensiven Industrien als auch in wissensbasierten Dienstleistungen 
wird die Gründungsdynamik forciert, der Zugang zu Finanzierungsmöglich- 
keiten verbessert und attraktive Rahmenbedingungen geschaffen. Konkret 
unterstützt die Bundesregierung mit zahlreichen Förderangeboten Existenz- 
gründungen, an denen auch technologieorientierte Gründungen partizipieren 
können (vgl. http://www.existenzgruender.de). Darüber hinaus bietet die 
Bundesregierung eine Reihe von Maßnahmen an, die speziell bzw. vor allem 
Hightechgründungen im Blick haben: 

• Förderung des Gründergeistes und des Unternehmertums an Hochschulen: 
70 Prozent der Hightechgründer verfügen über einen Hochschulabschluss, 
20 Prozent gründen direkt aus einer Hochschulbeschäftigung heraus. Daraus 
wird deutlich, welche wichtige Rolle das Gründungsklima an Hochschulen 
für die Gründungsneigung potenzieller Hightechgründer besitzt. Im Rahmen 
des Programms „Existenzgründungen aus der Wissenschaft (EXIST)“ för- 
dert die Bundesregierung daher Maßnahmen, die der Sensibilisierung, Moti- 
vierung und Qualifizierung von Studierenden und wissenschaftlichen Mitar- 
beitern an Hochschulen und Forschungseinrichtungen für das Gründungs- 
thema dienen (siehe Antwort zu Frage 23). 

• Individuelle Unterstützung in der Vorgründungsphase: Angehende Gründe- 
rinnen und Gründer aus einem wissenschaftlichen Umfeld haben oft noch 
einen langen Weg vor sich, bevor eine erfolgreiche Gründung durchgeführt 
werden kann. Häufig sind noch wichtige Entwicklungsarbeiten durchzufüh- 
ren, der Geschäftsplan ist zu erstellen, Patent- und Marktrecherchen sind 
durchzuführen und das oft aus dem naturwissenschaftlich-technischen Um- 
feld stammende Gründungspersonal hat erheblichen Schulungsbedarf. 
Daher unterstützt die Bundesregierung potenzielle Gründerteams an Hoch- 
schulen und Forschungseinrichtungen durch eine Reihe von Maßnahmen 
(siehe Antwort zu Frage 23). 

• Individuelle Beratung von Gründerinnen und Gründern: Gerade Hightech- 
gründer mit ihren besonderen Risiken in Markt und Technologie, aber auch 
mit oftmals geringen Wirtschafts- und Managementerfahrungen sind auf 
Coaching und Beratung in besonderem Maße angewiesen. Daher legt die 
Bundesregierung in ihren Förderprogrammen in der Vorgründungsphase 
einen besonderen Wert auf Coaching (siehe Antwort zu Frage 23). Darüber 
hinaus hat sie bei den Forschungseinrichtungen Modellprojekte gestartet 
(„Good Practice zur Erleichterung von Ausgründungsvorhaben: Erhöhung 
der Managementkompetenzen bei der Unterstützung von Ausgründungen in 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen“), mit denen schon in der 
Seed-Phase die Gründerteams durch externe Managementkompetenz kom- 
plettiert werden können. Hiervon werden deutliche Impulse für die Anzahl 
und Qualität der Gründungen erwartet. 

• Rahmenbedingungen von Ausgründungen an den Mutterinstitutionen: 
Wichtiger Erfolgsfaktor für eine Ausgründung ist eine ausreichende Unter- 
stützung der Mutterorganisation. Dies besteht nicht nur in der Überlassung 
von Räumlichkeiten und Laboreinrichtungen, sondern auch in der uneinge- 
schränkten Nutzung der FuE-Ergebnisse, die der Gründung zugrunde liegen, 
einer klaren Patentregelung zwischen beiden Parteien sowie der Unterstüt- 
zung durch den Professor oder Institutsleiter. Im Rahmen des EXIST-Pro- 
gramms wird hierauf ein besonderer Wert gelegt. In den außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen wurden hierzu überwiegend eigene Leitlinien ent- 
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worfen, die neben den vorgenannten Punkten häufig auch Rückkehroptionen 
von Gründern enthalten. 

• Finanzierung von Flightechgründungen: Technologieorientierte Gründungen 
haben nach wie vor erhebliche Schwierigkeiten, eine erste Finanzierung zu 
erhalten. Mangelnde Sicherheiten, eine fehlende Unternehmenshistorie und 
hohe Risiken bei Markt, Technologie und im Management lassen Banken 
von einer Finanzierung abschrecken. Auch Venture-Capital-Gesellschaften 
haben sich in den letzten Jahren aus der Finanzierung in dieser sehr frühen 
Unternehmensphase zurückgezogen; Business Angel gibt es in der Bundes- 
republik Deutschland noch zu wenige. Angesichts dieses Marktversagens 
hat die Bundesregierung eine Reihe von Maßnahmen zur Wagniskapitalfi- 
nanzierung auf den Weg gebracht, von denen sich insbesondere der High- 
techgründerfonds speziell um technologieorientierte Gründungen kümmert 
(vgl. Antwort zu den Fragen 21 und 22). 

• Speziell im Bereich der Multimediagründungen führt die Bundesregierung 
seit dem Jahr 2004 den „Gründerwettbewerb - Mit Multimedia erfolgreich 
starten“ durch. Bei diesem Ideenwettbewerb haben alle Interessierten die 
Chance, innovative Geschäftsideen aus dem breit gefassten Multimedia- 
bereich auf den Prüfstand einer unabhängigen Jury zu stellen. Neben Preis- 
geldern von bis zu 25 000 Euro, als Startkapital für eine Unternehmensgrün- 
dung, erhalten Gewinner im Rahmen eines Coaching-Angebots in der Start- 
phase aktive Unterstützung durch erfahrene Experten eines eigens eingerich- 
teten Gründungsnetzwerks. In 1 1 Wettbewerbsrunden seit 2004 haben sich 
bislang 1 000 Gründungswillige beteiligt. Die Teilnehmer des Wettbewerbs 
haben bislang mehr als 400 Unternehmen gegründet und mehr als 2 000 Ar- 
beitsplätze (feste und freie Mitarbeiter) neu geschaffen. Es hat sich gezeigt, 
dass der Wettbewerb und die qualifizierte Bewertung der eigenen Geschäfts- 
idee gerade auch Nichtgewinnern vielfach die nötigen Flinweise und Im- 
pulse für Erfolg versprechende Firmengründungen gegeben haben. 


21. a) Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregierung insbesondere den 
Mangel an Risikokapital für technologieorientierte Gründungen und 
junge Technologieuntemehmen ausgleichen? 

b) Wie sieht die Bundesregiemng in diesem Zusammenhang die Rolle 
von Business Angels für Hightechgründungen und junge Technologie- 
unternehmen, und wie soll deren Investorentätigkeit gestärkt werden? 

Der Mangel an Risikokapital ist zum einen an international gesehen zu geringen 
Venture-Capital-Investitionen, zum anderen an zu geringer Business-Angel- 
Aktivität in der Bundesrepublik Deutschland festzumachen (vgl. Antwort zu 
Frage 2). 

Die niedrigen Venture-Capital-Investitionen sind vor allem die Folge einer zu 
geringen Anzahl an Venture-Capital-Fonds mit Investitionsschwerpunkt 
Deutschland, die zudem im internationalen Vergleich zumeist eher klein sind. 
Seit der Jahrtausendwende sind einige Venture-Capital-Gesellschaften ganz aus 
dem Markt ausgeschieden, noch zuletzt haben sich zwei namhafte Gesellschaf- 
ten zugunsten einer Fokussierung auf den Buy-out-Bereich aus Venture Capital 
zurückgezogen. Anderen Gesellschaften fällt es schwer, zeitig und ausreichend 
neue Fonds aufzulegen: So geben zwei Drittel der deutschen Venture-Capital- 
Gesellschaften an, dass das Einwerben von Investorengeldern (sog. Fund-Rai- 
sing) länger dauerte als geplant, 1 5 Prozent konnten das Zielvolumen des Fonds 
gar nicht erreichen. Gründe für die Zurückhaltung der Investoren sind aus Sicht 
der Venture-Capital-Gesellschaften die schlechten Renditen der Venture-Capi- 
tal-Fonds in der Vergangenheit, die mangelnde Erfahrung der Investoren mit 
Venture-Capital, das hohe Risiko und die ungünstigen (steuerlichen) Rahmen- 
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bedingungen für Investitionen in Venture-Capital-Fonds. In der Tat zeigen em- 
pirische Analysen der Renditen deutscher Fonds, dass nur eine kleine Spitzen- 
gruppe dem höheren Risiko und der mangelnden Fungibilität von Kapital- 
anlagen in Venture-Capital-Fonds angemessene Renditen erwirtschaftet. Im 
Bereich der Finanzierung technologieorientierter Gründungen durch Venture 
Capital (sog. Seed-Bereich) kommen weitere Belastungen, wie die längere 
Haltedauer (und damit verringerte Fungibilität) sowie die sog. Verwässerung 
durch später einsteigende Fonds, hinzu. 

Mit der Studie des Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) zu 
„Hightechgründungen und Business Angels“ wurde erstmals eine umfassende 
repräsentative Bestandsaufnahme des Business-Angel-Wesens in der Bundes- 
republik Deutschland unternommen. Mit rund 200 Mio. Euro jährlich stellen 
die etwa 5 000 Business Angel in der Bundesrepublik Deutschland zwar 
nur knapp ein Viertel bis ein Fünftel des Geldes zur Verfügung, das Venture- 
Capital-Gesellschaften pro Jahr investieren. Für technologieorientierte Grün- 
dungen sind sie dennoch von besonderer Bedeutung, da sie in der Regel deut- 
lich früher in ein Unternehmen einsteigen als ein Venture Capitalist. So waren 
nach den ZEW-Zahlen bei den Hightechgründern, die in den letzten zwei Jah- 
ren Geld von dritter Seite erhalten haben, in rund acht von zehn Fällen Business 
Angel beteiligt, Venture-Capital-Gesellschaften dagegen nur in einem von zehn 
Fällen. Mit ihrer hohen unternehmerischen Erfahrung und ihren Netzwerk- 
kontakten sind sie eine wertvolle Hilfe für neu gegründete und junge Techno- 
logieunternehmen. 

Um die steuerlichen Rahmenbedingungen für den deutschen Risikokapitalmarkt 
zu verbessern, hat der Deutsche Bundestag am 27. Juni 2008 das Gesetz zur 
Modernisierung der Rahmenbedingungen für Kapitalbeteiligungen (MoRaKG) 
verabschiedet, dessen zentraler Bestandteil das neue Wagniskapitalbeteiligungs- 
gesetz (WKBG) ist. Das Gesetz sieht z. B. erweiterte steuerliche Verlustnut- 
zungsmöglichkeiten für junge Technologieuntemehmen vor, wenn Wagniskapi- 
talgesellschaften in diese investieren. Außerdem können Wagniskapitalbetei- 
ligungsgesellschaften - entsprechend internationalen Gepflogenheiten - rechts- 
sicher einen vermögensverwaltenden Status wählen und brauchen keine 
Gewerbesteuer zu zahlen. Schließlich enthält das Gesetz steuerliche Anreize für 
Business Angels, die in junge Wachstumsunternehmen investieren. Für sie ist 
der Einkommenssteuerfreibetrag aus Veräußerungsgewinnen von 9 060 Euro 
auf 200 000 Euro - anteilig nach Beteiligungshöhe - erhöht worden. Bei einer 
Beteiligungsobergrenze für Business Angels von 25 Prozent werden damit Ver- 
äußerungsgewinne bis zu 50 000 Euro von der Steuer freigestellt. Mit dieser 
Regelung wird erstmals im deutschen Steuerrecht eine eigenständige Förderung 
für Business Angel verankert. Das MoRaKG tritt rückwirkend zum 1. Januar 
2008 in Kraft; einzelne Regelungen stehen noch unter dem Vorbehalt der bei- 
hilferechtlichen Genehmigung durch die EU-Kommmission. 

Im Bereich der Business Angel unterstützt die Bundesregierung ferner die Ak- 
tivitäten des Business-Angels-Netzwerks der Bundesrepublik Deutschland, das 
sich bundesweit für den weiteren Aufbau einer Business-Angels-Kultur enga- 
giert, z. B. Erfahrungsaustausch und Kooperationen intensiviert. Aus Sicht der 
Bundesregierung ist das Potenzial an Business Angels in der Bundesrepublik 
Deutschland bei weitem noch nicht ausgeschöpft. 

Die Bundesregierung gibt dem deutschen Wagniskapitalmarkt schließlich 
durch ihre förderpolitischen Maßnahmen erhebliche Impulse. Mit dem High- 
techgründerfonds, dem ERP/EIF-Dachfonds und dem ERP-Startfonds mobili- 
siert sie Wagniskapital in der Bundesrepublik Deutschland bedarfsgerecht in 
den verschiedenen Phasen des Entstehens und des Wachstums neuer Technolo- 
gieunternehmen. 
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Der Hightechgründerfonds bildet den ersten Pfeiler der Förderarchitektur für 
Wagniskapitalfinanzierungen. Er stellt neu gegründete Technologieunterneh- 
men eine erste Finanzierung bereit (siehe auch Antwort zu Frage 22). Mit dem 
ERP-Startfonds (Volumen: 250 Mio. Euro) wird in der frühen Unternehmens- 
phase weiteres Wagniskapital bereitgestellt und insbesondere privates Wagnis- 
kapital mobilisiert. Der ERP-Startfonds betätigt sich als Kofinanzierer deut- 
scher Venture-Capital-Fonds. Er investiert zu wirtschaftlich gleichen Bedin- 
gungen wie ein kommerzieller Lead-Investor. Der von dem Europäischen 
Investitionsfonds und mit Mitteln des ERP- Sondervermögens aufgelegte ERP/ 
EIF-Dachfonds (Volumen: 500 Mio. Euro) finanziert Frühphasenfonds mit 
Investitionsschwerpunkt Bundesrepublik Deutschland. Er erleichtert damit das 
Auflegen neuer Wagniskapitalfonds in der Bundesrepublik Deutschland. 

Die Verbesserung der Finanzierungssituation junger innovativer Unternehmen 
bleibt eine wichtige wirtschafts- und innovationspolitische Aufgabe. Im inter- 
nationalen Vergleich besteht ein erheblicher Aufholbedarf. Die Bundesregie- 
rung wird daher die Entwicklung des Wagniskapitalmarktes in der Bundesrepu- 
blik Deutschland weiterhin aufmerksam beobachten und bei Bedarf ihre Akti- 
vitäten zur Förderung von Wagniskapitalfmanzierungen in der Bundesrepublik 
Deutschland anpassen und ergänzen. 


22. a) Wie bzw. in welche Richtung entwickelt sich der Hightechgründer- 
fonds? 

b) Welche Wirkungen hat dieser Fonds auf das Gründungsgeschehen in 
Deutschland? 

c) Wie wird die künftige Förderung des Hightechgründerfonds aussehen? 

Der Hightechgründerfonds wurde im Jahr 2005 im Rahmen der Initiative „Part- 
ner für Innovation“ zusammen mit der BASF, Siemens und der Deutsche Tele- 
kom AG sowie der KfW-Bankengruppe aufgelegt. Er investiert Risikokapital in 
neu gegründete, chancenreiche Technologieunternehmen, die viel verspre- 
chende Forschungsergebnisse unternehmerisch umsetzen. Der Fonds hat den 
Anspruch, diese Unternehmen solange zu finanzieren, bis sie „VCfähig“ sind 
oder eigene Umsätze erzielen. Dafür kann er — wenn nötig — neben der Erst- 
finanzierung von 500 000 Euro bis zu weiteren 500 000 Euro in einer späteren 
Finanzierungsrunde bereitstellen. 

Der Hightechgründerfonds hält auch drei Jahre nach seinem Start unverändert 
an seinem Grandkonzept fest. Demnach hat der Fonds gewissermaßen zwei 
Hüte: Der „Förderhut“ kommt darin zum Ausdruck, dass bewusst höhere Risi- 
ken eingegangen werden, die private Investoren meiden. Der „Venture-Capital- 
Hut“ zeigt sich darin, dass der Hightechgründerfonds wie ein privater Venture- 
Capital-Fonds direkt Anteile am Unternehmen hält, an einer Wertsteigerang der 
Anteile und langfristig an einem „Exit“ interessiert ist. Auch bei der Gesell- 
schaftsstraktur wurde ein Modell realisiert, wie es private Venture-Capital-Ge- 
sellschaften typischerweise wählen. 

Der Hightechgründerfonds hat seit seinem Start 146 Zusagen, davon 40 in Ost- 
deutschland, für Beteiligungen an jungen Technologieunternehmen erteilt. 
Damit konnte sich der Fonds in sehr kurzer Zeit erfolgreich am Markt für kapi- 
talintensive Gründungsfinanzierangen (Seed Capital) etablieren und dem noch 
im Jahr 2005 vollkommen brach liegenden Markt erhebliche neue Impulse ver- 
schaffen. Der Marktanteil des Hightechgründerfonds lag nach Zahlen des Bran- 
chenverbands BVK (Bundesverband Deutscher Kapitalbeteiligungsgesellschaf- 
ten) im vergangenen Jahr bei rund 70 Prozent — damit hat sich der Fonds in 
kurzer Zeit zum wichtigsten Anbieter für Seed-Investitionen entwickelt. Das 
hohe Engagement des Hightechgründerfonds hat insgesamt aber auch zu einer 
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Mobilisierung privater Investoren in diesem Segment geführt: Inzwischen lie- 
gen die Seed-Investitionen wieder auf dem Niveau kurz vor bzw. kurz nach 
dem Internethype und damit rund vierfach so hoch wie noch in den Jahren 2003 
bis 2005. 

Der Hightechgründerfonds besitzt sowohl bei Gründern, als auch unter privaten 
und öffentlichen Wagniskapitalgebern einen hervorragenden Ruf: 

- Durch Standardisierungen bei Gutachten, Entscheidungsprozessen und Ver- 
trägen kann der Hightechgründerfonds in der Regel innerhalb von drei bis 
vier Monaten entscheiden — und ist damit mehr als doppelt so schnell wie in 
der Branche üblich. 

- Die endgültigen Entscheidungen werden durch drei nach Technologiefel- 
dern differenzierte unabhängige Investitionskomitees getroffen. Die Komi- 
tees sind durch hochrangige Experten aus der Wissenschaft, ehemaligen 
Gründern, führenden Wagniskapitalgesellschaften, der Industrie sowie der 
KfW besetzt. Dadurch besitzen die Entscheidungen eine hohe Qualität und 
Akzeptanz bei den Betroffenen. 

- Die Investoren aus der Industrie unterstützen den Fonds bei Überprüfung der 
Marktaussichten von Gründungsvorhaben und stehen in Einzelfällen auch 
für Kooperationen oder sogar Anschlussfinanzierungen bereit. Sie erhöhen 
das Renommee des Fonds. 

— Zahlreiche vom Hightechgründerfonds anfinanzierte Unternehmen benöti- 
gen weiteres Kapital, um Wachstum finanzieren zu können. Der Hightech- 
gründerfonds hat daher ein Netzwerk an Wagniskapitalgesellschaften aufge- 
baut. Führende Wagniskapitalgeber durchforsten regelmäßig das Portfolio 
des Fonds. So konnten bereits 40 Anschlussfinanzierungen für Portfolio- 
unternehmen abgeschlossen werden. Der jährlich stattfindende „Family 
Day“ ist inzwischen zu einer der wichtigsten Veranstaltungen für das Zu- 
sammentreffen von jungen Technologieuntemehmen und Venture-Capital- 
Gesellschaften avanciert. 

— Durch die Verzahnung mit dem Programm „Existenzgründungen aus der 
Wissenschaft“, aber auch mit BMBF-Programmen und Länderinitiativen ist 
eine Abstimmung der verschiedenen Aktivitäten sichergestellt und die Be- 
kanntheit des Fonds vor allem in der Hochschul- und Forschungslandschaft 
gegeben. 

— Der Hightechgründerfonds konnte auch dem Business-Angel-Markt wich- 
tige Impulse verleihen. Bei zahlreichen vom Fonds finanzierten Unterneh- 
men haben Business Angels ebenfalls investiert und übernehmen die Betreu- 
ung der Gründerteams. 

Der Hightechgründerfonds hat damit in den vergangenen Jahren zahlreichen 
Gründerteams einen erfolgreichen Start ermöglicht. Es ist davon auszugehen, 
dass die meisten dieser Teams ohne den Fonds keine Finanzierung zustande 
gebracht hätten. Indem er für Venture-Capital-Gesellschaften interessante 
Investitionsmöglichkeiten entwickelt, trägt er indirekt auch zu einer Belebung 
in dieser Hinsicht bei. Im Laufe dieses Jahres wird in den Portfoliounternehmen 
des Hightechgründerfonds der tausendste Arbeitsplatz entstanden sein. 

Die Bundesregierung hält weiterhin an dem Ziel fest, dass der Hightechgrün- 
derfonds rund 300 Unternehmen über die Fondslaufzeit eine erste Finanzierung 
bereitstellt. Nachdem Ende 2006 mit Daimler, Bosch und Carl Zeiss drei wei- 
tere deutsche Technologiekonzerne dem Fonds beigetreten sind, verfügt der 
Fonds jetzt über 272 Mio. Euro Kapital. Der Fonds geht mit diesem Geld 
bislang sehr sparsam um: So hat der Fonds von der Möglichkeit der Anschluss- 
finanzierung seiner Portfoliountemehmen bislang gerade einmal in Höhe von 
4 Mio. Euro Gebrauch gemacht, während gleichzeitig 51 Mio. Euro an exter- 
nen Geldern hauptsächlich von privater Seite mobilisiert werden konnte. Diese 
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Investitionen externer Partner übersteigen damit sogar knapp die Summe, die 
der Hightechgründerfonds bislang ausbezahlt hat. 

Die Investitionsphase des Hightechgründerfonds für neue Beteiligungen endet 
grundsätzlich Ende 2010. Die Bundesregierung beabsichtigt, Ende 2008 eine 
Evaluation des Hightechgründerfonds durchzuführen, um die Wirkungen der 
Maßnahme wissenschaftlich zu analysieren. Im Lichte dieser Ergebnisse wird 
die Bundesregierung über künftige Maßnahmen entscheiden. 


23. Was tut die Bundesregierung, um mehr Wissenschaftler aus Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen dazu zu bewegen, ein eigenes Unterneh- 
men zu gründen, und mit welchem Erfolg? 

In Umsetzung der Hightechstrategie verfolgt die Bundesregierung unterschied- 
liche Ansätze, um Wissenschaftler aus Hochschulen und Forschungs- 
einrichtungen zum Schritt in die Selbständigkeit zu ermutigen (siehe Antwort 
zu Frage 20). Sie hat insbesondere ihre Maßnahmen zur Verbesserung des 
Gründungsklimas an Hochschulen und Forschungseinrichtungen ebenso wie 
die direkte Unterstützung angehender Gründerinnen und Gründer in dieser 
Legislaturperiode im Rahmen des Programms „Existenzgründungen aus der 
Wissenschaft (EXIST)“ neu ausgerichtet und ausgeweitet: 

• Seit 2006 fördert sie im Rahmen von EXIST-Gründungskultur Projekte von 
Lehrstühlen, Transferstellen und Gründungsinitiativen, um das Gründungs- 
klima und unternehmerische Denken an Hochschulen und Forschungs- 
einrichtungen dauerhaft zu etablieren. Studierende wie wissenschaftliche 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen werden für ihre unternehmerische Selbst- 
ständigkeit qualifiziert und bei der Bewertung und Umsetzung ihrer Grün- 
dungsideen unterstützt. Inzwischen haben 32 Projekte, in die über 60 Uni- 
versitäten und Fachhochschulen sowie zahlreiche Forschungseinrichtungen 
eingebunden sind, ihre Arbeit aufgenommen. 

• Im Mai 2007 hat die Bundesregierung die vorherige Vorgründungsförderung 
EXIST-Seed durch das EXIST-Gründerstipendium abgelöst. Wissenschaft- 
liche Mitarbeiter, junge Absolventen und Studierende an Hochschulen und 
erstmals auch außeruniversitären Forschungseinrichtungen können für ein 
Jahr ein Stipendium sowie Sachmittel erhalten, um innovative Produkt- bzw. 
Dienstleistungsideen zu entwickeln und hierzu tragfähige Businesspläne 
auszuarbeiten. Das EXIST-Gründerstipendium zielt mit seiner Förderdauer 
und -höhe auf innovative Gründungen mit begrenztem FuE -Bedarf im Vor- 
feld der Unternehmensgründung. Stark vertreten sind Dienstleistungs- und 
Technologiefelder wie Software, Kommunikationstechnologien und Inter- 
net. Das EXIST-Gründerstipendium hat die Bundesregierung gegenüber der 
Vorgängermaßnahme gründerfreundlicher und weniger bürokratisch gestal- 
tet: Zu den vorgenommenen Anpassungen gehören die Umstellung der 
Beiträge zum Lebensunterhalt von Mitarbeiterstellen auf Stipendien, eine 
vereinfachte und permanent mögliche Antrag Stellung sowie eine verbesserte 
Betreuung der Gründerinnen und Gründer durch die jeweilige Gründungs- 
initiative der Hochschule bzw. Forschungseinrichtung. Mit EXIST-Gründer- 
stipendium sollen pro Jahr rund 150 innovative Gründungsvorhaben ermög- 
licht werden. 

• Im November 2007 hat die Bundesregierung das im Zuge der Hightechstra- 
tegie und auf Empfehlung des Rates für Wachstum und Innovation erarbei- 
tete Modul EXIST-Forschungstransfer gestartet. Mit EXIST-Forschungs- 
transfer werden technologisch besonders aufwändige und risikobehaftete 
Gründungsvorhaben ermöglicht, die auf neuen Forschungsergebnissen auf- 
bauen und im Vorfeld einer Unternehmensgründung noch erheblicher 
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Entwicklungsarbeiten bedürfen. Zu den Technologiefeldern mit langen 
Entwicklungszeiten gehören z. B. die Biotechnologie, die Energietechnolo- 
gien oder die Medizintechnik. Kennzeichnend für EXIST-Forschungstrans- 
fer ist die zweistufige Unterstützung der Vor- und der Gründungsphase: 
Zunächst können Wissenschaftlerteams an Hochschulen und Forschungs- 
einrichtungen für eineinhalb Jahre einen Zuschuss für Weiterentwicklung 
exzellenter Produkt- bzw. Verfahrenskonzepte erhalten. Anschließend kann 
das ausgegründete Unternehmen mit weiteren bis zu 150 000 Euro (Förder- 
quote 75 Prozent) gefördert werden. Vorgesehen ist, pro Jahr rund 25 Aus- 
gründungsvorhaben zu initiieren. Die ersten 15, von externen Jurys begut- 
achteten Vorhaben werden bereits im Spätsommer 2008 beginnen. 

Angestoßen durch die EXIST-Förderung, die 1998 mit zunächst fünf Modell- 
regionen und ab 2002 mit zusätzlichen zehn sog. Transferregionen ihren An- 
fang nahm, sind inzwischen an zahlreichen Universitäten und Fachhochschulen 
umfangreiche Angebote und Strukturen zur Qualifizierung und Unterstützung 
von Gründerinnen und Gründern aufgebaut worden. Die großen Forschungs- 
einrichtungen verfügen über Transfer- und Ausgründungsstellen (Fraunhofer 
Venture Gruppe, Max Planck Innovation, Ascenion, LeibnizX). Das EXIST- 
Gründerstipendium soll extern evaluiert werden. Bereits die vorherige Maß- 
nahme EXIST-Seed, auf deren bewährte Strukturen aufgebaut wurde, war sehr 
erfolgreich: Zwei Drittel der Geförderten setzten das entwickelte Konzept er- 
folgreich in eine Untemehmensgründung um. Die Hälfte der Gründer hätte 
ohne die Förderung nicht und weitere 40 Prozent hätten später gegründet. Mit- 
hin hat bereits die ebenfalls deutlich vor der eigentlichen Gründung ansetzende 
Vörgängermaßnahme wirksam technologieorientierte Untemehmensgründun- 
gen aus Hochschulen unterstützt. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung in Umsetzung der Hightechstrategie 
folgende spezielle Maßnahmen zur Förderung individueller Gründungsvor- 
haben durchgeführt: 

• Für die außeruniversitären Forschungseinrichtungen das EEF-Programm 
(Modellprojekt zur Erleichterung von Existenzgründungen aus Forschungs- 
einrichtungen) von 2000 bis 2005. Dieses erfolgreiche Programm (91 Grün- 
dungsvorhaben, aus denen 66 Hightechgründungen hervorgegangen sind) 
wird im Rahmen des Paktes für Forschung und Innovation von der Helm- 
holtz-Gemeinschaft unter dem Label „Helmholtz-Enterprise-Fonds“ (HEF) 
und von der Fraunhofer-Gesellschaft als „Fraunhofer fördert Existenzgrün- 
dungen“ (FFE) erfolgreich in Eigenregie fortgeführt. Die Max-Planck-Ge- 
sellschaft plant ebenfalls ein Programm zu starten. 

• Für Gründungen im Bereich der Biotechnologie das Programm GO-Bio. 
Wie EXIST-Forschungstransfer fokussiert GO-Bio auf die Unterstützung 
technologisch besonders aufwändiger und risikobehafteter Vorhaben. Zu- 
nächst können wissenschaftliche Forschergruppen einen Zuschuss zur Wei- 
terentwicklung exzellenter Produkt- bzw. Verfahrenskonzepte aus der Bio- 
technologie erhalten, die hohes Kommerzialisierungspotenzial versprechen. 
In einer zweiten Phase richtet sich die Förderung auf die Entwicklung eines 
„Proof of Technology“, und damit auf ein Entwicklungsergebnis, dessen zu- 
künftige Produkteigenschaften und Herstellungserfordernisse weitgehend 
absehbar und damit kommerziell bewertbar sind. Durch die deutlich länge- 
ren Förderzeiträume, die speziell der sehr zeitaufwändigen Wirkstoffent- 
wicklung in der roten Biotechnologie entgegenkommt, und zusätzlichen auf 
die Biotechnologie zugeschnittenen Anforderungen an die Gründerteams, 
erfolgt eine klare Abgrenzung zu EXIST-Forschungstransfer. Über GO-Bio 
werden aktuell bereits 22 Projekte gefördert. 

• Grundlage der Förderung in den verschiedenen Programmlinien der Innova- 
tionsinitiative für die Neuen Länder, „Unternehmen Region“, ist eine fun- 
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dierte Innovationsstrategie, die darauf abzielt, die regionale Kernkompetenz 
auszubauen. Auf Grundlage dieser konzeptionellen Ausrichtung entsteht in- 
nerhalb der geforderten Innovationsverbünde regelmäßig ein hohes Grün- 
dungspotenzial, das durch gezielte Maßnahmen in konkrete Gründungen 
umgesetzt wird. Ein Beispiel ist das neue Unternehmen-Region-Programm 
„Forschung für den Markt im Team (ForMaT)“: Mit dieser Maßnahme kön- 
nen an ostdeutschen Forschungseinrichtungen über die Zusammenarbeit mit 
wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereichen Gründungskonzepte gefördert 
werden. 


24. Welche bürokratischen Erleichterungen plant die Bundesregierung, die 
auch oder insbesondere den Gründern neuer Hightechuntemehmen zu- 
gute kommen? 

Hightechunternehmen werden oftmals von Gründerinnen und Gründern ini- 
tiiert, denen es an betriebswirtschaftlichem Know-how ebenso fehlt wie am 
Umgang mit den für Unternehmen in der jeweiligen Branche zu beachtenden 
gesetzlichen Vorschriften. Daher ist Bürokratie zweifelsohne ein wichtiges 
Hemmnis für Hightechgründer im Unternehmensaufbau. Doch nach Ergebnis- 
sen des KfW-Mittelstandspanel sind etwa der Mangel an Finanzierungsquellen 
oder eine zu hohe Kostenstruktur weit relevantere Hemmnisse: Während diese 
beiden Hemmnisse für die Hälfte der Gründer wichtig sind, haben lange Ver- 
waltungs- und Genehmigungsverfahren oder der gesetzliche Rahmen nur für 
ein Viertel der Hightechgründer eine hohe Relevanz. 

Der Fokus der Bundesregierung beim Bürokratieabbau richtet sich darauf, 
möglichst alle Unternehmen, auch neue Hightechunternehmen, von den Lasten 
unnötiger Bürokratie zu befreien. Dabei gibt es selbstverständlich Erleichterun- 
gen, die besonders kleinen und mittleren Unternehmen bzw. Gründern — und 
damit auch Hightechgründungen - zugute kommen. So beschleunigt etwa die 
Einführung der elektronischen Register die Eintragung der neuen Gesellschaf- 
ten in die Handels-, Genossenschafts- und Partnerregister deutlich. Die von der 
Bundesregierung beschlossene Reform des GmbH-Gesetzes wird eine leichtere 
und schnellere Gründung von Unternehmen in dieser Rechtsform ermöglichen 
(vgl. jeweils Antwort zu Frage 50). Das als Regierungsentwurf vorliegende 
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) soll vor allem kleine Unterneh- 
men von vermeidbarem Bilanzierungsaufwand entlasten. Ebenfalls wird im 
Rahmen dieses Gesetzes der Ausbau der Eigenkapitalbasis gemäß des Handels- 
gesetzbuches (HGB) und damit die Fähigkeit der Unternehmen gestärkt, sich 
am Markt kostengünstig weiteres Kapital zu beschaffen — eine gerade für High- 
techgründer wichtige Initiative (vgl. Antwort zu den Fragen 41 und 52). 

In diesem Zusammenhang ist auch die Straffung der FuE-Mittelstandsförder- 
programme des BMWi zum „Zentralen Innovationsprogramm Mittelstand“ und 
die Einführung der zentralen Förderberatung „Forschung und Innovation“ des 
Bundes zu erwähnen (siehe Antwort zu den Fragen 11 und 12). Beide Maß- 
nahmen erleichtern es gerade Gründern und jungen KMU, das richtige Förder- 
programm zu finden und die bürokratischen Lasten des Antragsverfahrens auf 
das notwendige Minimum zu reduzieren. 

Schließlich kommt generell die Umstellung auf elektronischen Geschäftsver- 
kehr in vielen Bereichen, wie z. B. beim Patenterteilungsverfahren (siehe Ant- 
wort zu Frage 40), vor allem auch innovativen Gründern zugute. Im Rahmen 
des Regierungsprogramms „E-Government 2.0“ realisiert die Bundesregierung 
vor allem Projekte, die Verfahren und Prozesse zwischen Wirtschaft und Ver- 
waltung umsetzen bzw. optimieren sollen. Durch eine frühzeitige, enge und 
intensive Zusammenarbeit (z. B. bei der Definition von Schnittstellen und Stan- 
dards) mit den betroffenen Wirtschaftsunternehmen, insbesondere KMU soll 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-37- 


Drucksache 16/10209 


ein Beitrag zum Abbau von Bürokratiekosten durch eine medienbruchfreie 
Kommunikation im Rahmen von E-Government erreicht werden. Im Zuge des 
Aktionsprogramms Deutschland-Online wird derzeit die IT-Umsetzung der 
EU-Dienstleistungsrichtlinie vorbereitet, die den Dienstleistern bei der Anmel- 
dung ein einfaches und unbürokratisches Verfahren unabhängig vom Standort 
und örtlichen Zuständigkeiten ermöglichen soll. 


IV. Innovative KMU und Schlüsseltechnologien 

25. a) Wie hat sich die Beteiligung von KMU an den technologieorientierten 
Fachprogrammen in den letzten fünf Jahren entwickelt? 

b) In welcher Höhe profitieren KMU jeweils von den Fördermitteln in 
den unterschiedlichen Technologiefeldem? 

c) Wie schätzt die Bundesregierung diese Entwicklung ein? 


Die Entwicklung der KMU-Beteiligung bei der Förderung von Forschung und 
Entwicklung in den Fachprogrammen der Forschungsförderung 22 ergibt sich 
aus der folgenden Tabelle: 


Entwicklung der KMU-Beteiligung in den technologiespezifischen 
bzw. Fachprogrammen von BMWi und BMBF 

Jahr 

Summe 

F achprogramme 
BMBF/BMWi 
(in Mio. uro) 

Fördermittel 
an KMU des 
BMBF 

(in Mio. Euro) 

Fördermittel 
an KMU des 
BMWi 

(in Mio. Euro) 

Anzahl 

geförderter 

KMU 

KMU-Anteil 
an Gesamt- 
förderung 
(in Prozent) 

KMU-Anteil an 
Förderung in 
Unternehmen 
(in Prozent) 

2003 

2 482,1 

188,6 

47,8 

1 966 

9,5 

40,7 

2004 

2 338,3 

174,9 

41,4 

1 883 

9,3 

37,4 

2005 

2 442,5 

191,3 

41,4 

1 940 

9,5 

38,9 

2006 

2 669,0 

199,3 

40,0 

2 039 

9,0 

38,6 

2007 

3 100,3 

200,7 

46,7 

2 065 

8,0 

37,8 


Die Bundesregierung hat die KMU-Förderung in den Fachprogrammen seit 
2005 um gut 6 Prozent ausgebaut. In gleichem Umfang hat sich die Zahl der 
eingebundenen KMU erhöht, d. h. es profitieren mehr KMU von der Zusam- 
menarbeit in anspruchsvollen Verbundprojekten. Betrachtet man diese Ent- 
wicklung zusammen mit der starken Steigerung themenoffener Innovationsför- 
derung für den Mittelstand (siehe Antwort zu Frage 9) wird deutlich, dass 
KMU - gemessen an ihrem Anteil an den FuE -Kapazitäten — bereits sehr stark 
und weiter zunehmend an der Förderung des Bundes partizipieren. 

Einen Überblick über den Anteil der KMU-Förderung in den unterschiedlichen 
Technologiebereichen gibt folgende Tabelle: 


22 Ohne themenoffene Mittelstandsprogramme des BMWi (siehe Antwort zu Frage 9). 
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KMU-Beteiligung in den für die Wirtschaft wichtigsten 
technologiespezifischen Förderprogrammen im Jahr 2007 

F örderschwerpunkt 

BMBF/BMWi- 
Projekt- 
fördermittel 
(in Mio. Euro) 

davon Mittel 
an Unter- 
nehmen 
(in Mio. Euro) 

darunter Mittel 
an KMU 
(in Mio. Euro) 

KMU-Anteil 
an Förderung 
insgesamt 
(in Prozent) 

KMU-Anteil an 
Förderung in 
Unternehmen 
(in Prozent) 

Nationale Förderung 
von Weltraum- 
forschung und 
Weltraumtechnik 

175,3 

92,8 

19,0 

10,8 

20,4 

Emeuerbare Energien 
und rationelle Energie- 
verwendung 

72,2 

37,4 

17,1 

23,7 

45,7 

Basistechnologien der 
Informationstechnik 

127,6 

93,9 

8,5 

6,6 

9,0 

F ertigungstechnik 

64,0 

29,5 

19,0 

29,7 

64,5 

Multimedia 

54,4 

21,3 

7,3 

13,4 

34,3 

Biotechnologie 

218,2 

52,6 

39,2 

18,0 

74,5 

Materialforschung; 
Werkstoffe für Zu- 
kunftstechnologien 

97,3 

47,4 

20,3 

20,9 

42,9 

Physikalische und che- 
mische Technologien 

79,8 

47,6 

23,0 

28,8 

48,3 

Luftfahrtforschung und 
Hyperschalltechnologie 

61,1 

50,0 

3,8 

6,1 

7,5 

Forschung und 
Technologie für 
Mobilität und Verkehr 

38,3 

24,8 

6,2 

16,2 

25,0 

übrige Förder- 
schwerpunkte 

2 060,2 

232,2 

94,0 

4,6 

40,5 

Summe insgesamt 

2 949,2 

654,7 

247,4 

8,4 

37,8 


Die FuE-Förderang erfolgt in Fachprogrammen in der Regel in Verbünden mit 
Flochschulen, Forschungseinrichtungen und größeren Unternehmen. Denn die 
Fachprogramme haben häufig komplexe sowie technologisch und finanziell 
sehr anspruchsvolle Forschungsziele. Deshalb müssen größere Unternehmen 
zwingend als Zuwendungsempfänger eingebunden sein, um auch den KMU 
einen Zugang zu dem Forschungsgebiet/den Technologien und zukünftigen 
Absatzmärkten zu ermöglichen. Beispielhaft deutlich wird dies in der Luft- 
fahrtforschung, der Chiptechnologie sowie Projekten im Bereich des Verkehrs- 
managements oder der Raumfahrt. 

Auf diesem Weg erhalten die beteiligten kleinen und mittleren Unternehmen 
Zugang zu Netzwerken der Spitzenforschung und damit zu Know-how, welches 
weit über die oben genannten Fördersummen hinausgeht. Stichworte sind in 
diesem Zusammenhang der Know-how-Transfer, die Beteiligung als zukünftige 
Geschäftspartner und der Zugang zu umfangreichen Forschungsthemen, welche 
KMU aus Kapazitätsgründen nicht selbstständig bearbeiten könnten. Fläufig 
geschieht dies auch in Form von Unteraufträgen der größeren Verbundpartner, die 
in den oben ausgewiesenen Mitteln an KMU nicht berücksichtigt sind. 
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Um einer größeren Zahl von KMU einen einfachen Zugang zu den Fachpro- 
grammen der Forschungsförderung zu ermöglichen, hat das BMBF im Jahr 
2006 als Teil der Hightechstrategie außerdem die Initiative KMU-innovativ ge- 
startet (s. Antwort zu Frage 34). 


26. a) Was tut die Bundesregiemng, damit KMU die Potenziale der Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologien stärker nutzen? 

b) Welche zukunftsweisenden Perspektiven und Potenziale ergeben sich 
aus der im Rahmen des nationalen IT-Gipfels beschlossenen Leucht- 
turmprojekte Internet der Dinge und THESEUS insbesondere für den 
Mittelstand? 

Im Rahmen des Aktionsprogramms iD2010 der Bundesregierung werden KMU 
umfassend dabei unterstützt, die Potenziale der Informations- und Kommunika- 
tionstechnologien (IKT) stärker zu nutzen. Erstens zielt iD2010 darauf ab, die 
Entwicklung neuer Technologien, die sich u. a. aus den Chancen der digitalen 
Konvergenz ergeben, insbesondere in KMU durch FuE-Förderung voran zu 
bringen. Zweitens geht es um Hilfestellungen bei der Anwendung von IKT. In- 
novationen entstehen derzeit vor allem durch branchenübergreifende digitale 
Vernetzung, durch den Aufbau einer intemetbasierten Wissensinfrastruktur und 
mobile Informations- und Wissensverarbeitung sowie durch intelligente Ob- 
jekte und Systeme. 

Im Bereich der FuE-Förderung moderner IKT legt die Bundesregierung hohe 
Priorität auf die Einbeziehung von KMU. Das gilt insbesondere auch für das 
Forschungsprogramm IKT 2020 des BMBF sowie die Projekte im Rahmen des 
Regierungsprogramms „E-Govemment 2.0“. Für die Einbeziehung von KMU 
werden neben der Förderung von Verbundprojekten auch Technologiewett- 
bewerbe durchgeführt. Die hieraus entstehenden Technologieprojekte führen zu 
Demonstrationsvorhaben, die als Best-practice-Beispiele zur Nachahmung an- 
regen sollen. Im Rahmen der begleitenden Evaluierung wird der Technologie- 
transfer in die mittelständische Wirtschaft vor allem durch Workshops und Net- 
working zusätzlich verstärkt. Ein Beispiel ist das BMWi-Programm „Simo- 
BIT“, das auf die Entwicklung und Nutzung von sicheren mobilen IKT zur 
Verbesserung von Geschäfts- und Wertschöpfungsprozessen in KMU und 
öffentlicher Verwaltung abzielt. In 12 Projekten wird ausgelotet, wie durch 
mobile IKT, wie z. B. computerintegrierte Kleidung oder mobile Vertriebs- 
informationssysteme, neue Geschäftsfelder für KMU erschlossen und/oder die 
Effizienz von Geschäftsabläufen in KMU erhöht werden können. Insgesamt ge- 
hören 84 Prozent der an SimoBIT beteiligten Unternehmen dem Mittelstand an. 

Durch den von der Bundesregierang durchgeführten „Gründerwettbewerb 
- Mit Multimedia erfolgreich starten“ erhalten Gründungswillige die Möglich- 
keit, ihre Forschungsideen direkt im Rahmen einer Unternehmensgründung 
umzusetzen. An 11 Wettbewerbsranden haben sich seit 2004 bisher 1 000 
Gründungswillige beteiligt. Dadurch wurden 400 Unternehmensgründungen 
angestoßen und mehr als 2 000 Arbeitsplätze geschaffen. 

Die im Rahmen des IT-Gipfels beschlossenen Leuchtturmvorhaben verfolgen 
das Ziel, FuE-Ressourcen auf IKT- Wachstumsfelder zu konzentrieren und dazu 
beizutragen, den IKT-Standort Bundesrepublik Deutschland an die Weltspitze 
zu führen. Im Rahmen des Leuchtturmprojekts „Internet der Dinge“ fördert das 
BMWi mit dem Technologieprogramm Next Generation Media (NGM) zu- 
kunftsweisende Anwendungen in den Bereichen Konsumelektronik, Gesund- 
heitsversorgung sowie Produktion und Logistik. Von den Entwicklungen profi- 
tieren insbesondere KMU, die in den Projektverbünden vielfach Schlüsselrol- 
len bei der raschen Umsetzung wissenschaftlicher Ergebnisse in praktikable 
Anwendungen einnehmen und entscheidende Bausteine beisteuern. So wie bei 
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dem Projekt „Partnership for the Heart“ aus dem Bereich Telemedizin. Hier 
geht es um die Erschließung eines neuen Marktsegments mit großem Potenzial 
vor allem auch für mittelständische Hersteller und Anbieter aus der Medizin- 
technik, der IKT-Branche bis hin zu Gesundheitsdienstleistem. 

Mit dem Leuchtturmprojekt THESEUS fördert das BMWi eine neue intemet- 
basierte Wissensinfrastruktur, mit der das Wissen im Internet besser genutzt 
und verwertet werden kann. Das Internet der nächsten Generation (Web 3.0) er- 
möglicht den einfachen Zugang zum strukturierten globalen Wissen und zu 
neuartigen Dienstleistungen und verbessert entscheidend die Informations- 
qualität der relevanten Inhalte, die im jeweiligen Moment benötigt werden. In 
der immer unübersichtlicheren Datenflut können in Zukunft effizient struktu- 
rierte Wissensressourcen aufgebaut und erstmals auch komplexes Wissen abge- 
bildet werden. So können beispielsweise künftig in kleinen und mittleren 
Unternehmen neuartige Geschäfts- und Produktionsprozesse auf der Grundlage 
internetbasierter und interoperabler Software-Module organisiert werden. 

Mit THESEUS erfolgt ein Ausbau der Standortstärken auf Anwendungsfel- 
dern, in denen die Bundesrepublik Deutschland bereits eine gute Marktposition 
besitzt wie z. B. Software, Medizintechnik, Maschinenbau, Kultur oder Medien 
und die traditionell vorrangig mittelständisch geprägt sind. 

Durch das derzeit vom BMWi ausgeschriebene Programm THESEUS MITTEL- 
STAND 2009 soll die Weiterentwicklung der erarbeiteten ersten Lösungen und 
Demonstratoren durch zusätzliche, im Wege einer Ausschreibung gewonnene 
Partner aus der mittelständischen Wirtschaft breitenwirksam verstärkt werden. 
Damit wird ein KMU-spezifischer wirtschaftlicher und technologischer Anschub 
für neue Geschäftsfelder und Dienste ausgelöst, der auf die notwendige Entwick- 
lung von Basistechnologien für das „Internet von morgen“ der ersten THESEUS- 
Förderphase folgt. 

Ferner fördert das BMWi die Maßnahme PROZEUS (Prozesse und Standards). 
Ziel von PROZEUS ist es, Erfahrungen darüber zu vermitteln, wie durch die 
Anwendung von Standards im E-Business der Austausch geschäftsrelevanter 
Informationen auch über Unternehmensgrenzen hinweg leicht möglich ist. In 
Zusammenarbeit mit KMU unterschiedlicher Branchen und Größenklassen 
werden dazu im Rahmen von Pilotprojekten übertragbare Lösungswege ge- 
schaffen und zur Nachnutzung angeboten. 

Wissen wird immer mehr zu einem zentralen Faktor im Wettbewerb. Insbeson- 
dere für den Mittelstand wird der effiziente Umgang mit Wissen immer wich- 
tiger. Deshalb hat die Bundesregierung die Fortführung und Erweiterung der 
Initiative „Fit für den Wissenswettbewerb“ festgeschrieben. Diese Initiative 
will erprobte Konzepte und Methoden des Wissensmanagements in die Praxis 
transferieren, etwa durch die Bereitstellung guter Anwendungsbeispiele, Diag- 
nose-Instrumente für KMU und die Verbreitung von Anwendungen in mittel- 
ständischen Unternehmen. Ein Ziel der Initiative „Fit für den Wissenswettbe- 
werb“ ist es, die Wissensbilanz als eine Methode zur systematischen Erfassung, 
Darstellung und Bewertung des erfolgskritischen, aber nur schwer greifbaren 
immateriellen Vermögens für den deutschen Mittelstand nutzbar zu machen. 

Hilfestellung für KMU bei der Anwendung von IKT gibt das BMWi u. a. durch 
das Netzwerk Elektronischer Geschäftsverkehr, das 25 regionale Kompetenz- 
zentren und ein Branchenzentrum für den Handel verbindet. Ziel ist es, kleine 
und mittlere Unternehmen und Handwerksbetriebe neutral über die Potenziale 
der E-Business-Nutzung zu informieren sowie bei der Anwendung der ver- 
schiedenen Formen des E-Business zu unterstützen. Das Angebot der Kompe- 
tenzzentren umfasst: 

• Kostenlose Informationen über den elektronischen Geschäftsverkehr und 
das Internet als moderne Kommunikationsplattform, 
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• Einstiegsberatung zur Vermittlung von Basiswissen und Beratung zu spezi- 
fischen Fragen, 

• Durchführung von Seminar- und Schulungsveranstaltungen sowie Road- 
shows, 

• Durchführung von Studien und Bereitstellung von Informationsmaterialien. 

Im Rahmen des Regierungsprogramms „E-Government 2.0“ realisiert die Bun- 
desregierung vor allem Projekte, die Verfahren und Prozesse zwischen Wirt- 
schaft und Verwaltung umsetzen bzw. optimieren sollen. In gemeinsamen Pilot- 
vorhaben unter Beteilung von Wirtschaftsunternehmen (teilweise mit sehr 
engagierten KMU) und wissenschaftlichen Einrichtungen werden Verwal- 
tungsverfahren entlang der Wertschöpfungsketten der Wirtschaft auf die elek- 
tronische, medienbmchfreie Abwicklung durch E-Government umgestellt. 
Bedarfs- und Nutzerorientierung wie auch Hilfestellungen in den Verfahren, 
eine gemeinsame Gestaltung der Prozesse wie auch die Definition von Schnitt- 
stellen, sollen den Zugang der Unternehmen zu Verwaltungsleistungen des 
Bundes, teilweise auch der Länder attraktiv machen. In speziell für die Unter- 
nehmen veranstalteten Workshops werden und wurden die Lösungsansätze ge- 
meinsam mit der Wirtschaft diskutiert. 


27. a) Wie schätzt die Bundesregierung die Bedeutung des Mittelstandes bei 
der Luft- und Raumfahrtindustrie ein? 

b) Inwieweit sind KMU in die größeren Verbünde dieser Technologie- 
bereiche eingebunden, und wie fördert die Bundesregierung dies? 

Die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie verzeichnete im Jahr 2007 23 mit 
88 200 Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen und einem Umsatz von 20,2 Mrd. Euro ein 
überdurchschnittliches Wachstum gegenüber 2006 24 von über 3 Prozent. Sie in- 
vestierte im Jahr 2006 ca. 16 Prozent des Gesamtumsatzes in Forschung und 
Entwicklung und zählt damit zu einer der FuE-intensivsten Branchen in der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Der Mittelstand (Firmen bis 500 Beschäftigte) erzielte in 2006 25 mit einem 
Beschäftigungsanteil von 18,3 Prozent einen Umsatz von ca. 2,7 Mrd. Euro 
(21 Prozent des Gesamtumsatzes). Dies zeigt, dass dieser industrielle Sektor 
gemessen an Umsatz und Beschäftigung, verglichen mit anderen Branchen, 
stark durch größere Systemanbieter geprägt ist. Trotz dieser Strukturierung ist 
die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie im Vergleich zu anderen Wettbe- 
werbsländern (Frankreich, GB, USA) deutlich stärker mittelständisch ausge- 
richtet. Dies zeigt sich insbesondere im Bereich der wehrtechnischen Luft- und 
Raumfahrtindustrie. Diese hat mit ca. 30 Prozent einen wesentlichen Anteil am 
Gesamtumsatz der deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie, wobei ca. 45 Pro- 
zent dieses Anteils auf die vor allem klein- und mittelständisch geprägte Aus- 
rüsterindustrie entfallen. Hier wird sich zukünftig der Druck zur verstärkten 
Zusammenarbeit oder Konsolidierung erhöhen. 

Der berechtigte Wunsch der wehrtechnischen Ausrüsterindustrie, sich durch 
weitere Konsolidierung für den europäischen und globalen Wettbewerb zu- 
kunftsfähig aufzustellen, wird respektiert. Trotzdem hat der öffentliche Auf- 


23 Pressemitteilung Bundesverband der Deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie (BDLI) vom 24. April 
2008. 

24 Bundesverband der Deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie (BDLI) http://www.bdli. de/option, com_ 
content/view,bdlicategory/layout,blog/id,4/Itemid, 1 9/ ; 

85 500 MA (+3,2 Prozent) und 19,5 Mrd. Euro (+3,6 Prozent) im Jahr 2006. 

25 Bundesverband der Deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie (BDLI) http://www.bdli. de/option, com_ 
content/view,bdlicategory/layout,blog/id,4/Itemid,19/, Zahlen von 2007 sind derzeit noch nicht verfüg- 
bar. 
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traggeber in seiner Rolle als Kunde und Partner der wehrtechnischen Luft- und 
Raumfahrtindustrie das Interesse, den Wettbewerb auf Unterauftragnehmer- 
ebene zu unterstützen. 

Auch in der Luft- und Raumfahrt haben sich bereits Netzwerke etablieren kön- 
nen, bzw. befinden sich diese in der Entstehung (siehe Antwort zu den Fragen 5 
und 6). Die Spezialisierung auf wenige Produkte und Dienstleistungen führt 
häufig bei den betroffenen KMU zu einer dominanten Stellung in den Marktni- 
schen, insbesondere im Raumfahrtbereich. Der Schlüssel für diesen Erfolg liegt 
in dem über lange Zeit aufgebauten interdisziplinären Wissen und den Fähig- 
keiten der Luft- und Raumfahrt-KMU, diese Kompetenzen in Produkte umzu- 
setzen. 

Die Bundesregierung räumt der Förderung des innovativen Mittelstandes in 
diesem Hightechbereich hohe Priorität ein. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie fördert durch das Luft- 
fahrtforschungsprogramm hauptsächlich Verbundprojekte, an denen größten- 
teils KMU beteiligt sind. Ziel ist hier die Herausbildung von nachhaltigen Luft- 
fahrt orientierten Kompetenzzentren und Netzwerken sowie die technologische 
Stärkung deutscher Unternehmen und Forschungseinrichtungen. Zur Erhöhung 
des Anreizes für KMU, sich mit eigenen verwertbaren Projekten aktiv am For- 
schungsprogramm zu beteiligen, erhalten diese Unternehmen, im Gegensatz zu 
den Industrieunternehmen, eine erhöhte Förderquote (50 Prozent gegenüber 
40 Prozent). Zusätzlich wird über ein Bonussystem 26 der Anreiz für Unterneh- 
men (auch KMU) geschaffen, KMU mit Forschungsarbeiten zu beauftragen, 
indem KMU in der Förderquote bei Unterbeauftragungen mit Hochschulen und 
Großforschungseinrichtungen gleichgestellt werden. Für die derzeit laufenden 
Programme (2006 bis 2010) beträgt der Förderanteil von KMU an der direkten 
Förderung 27 6,6 Prozent vom gesamten Fördervolumen. Die Unterbeauftragung 
von KMU erreicht einen Anteil von 10 Prozent aller vergebenen Unteraufträge 
im Förderzeitraum. Insgesamt erhalten KMU mit 13,7 Prozent der zur Ver- 
fügung stehenden Fördermittel einen mit Hochschulen und Großforschungsein- 
richtungen vergleichbaren Anteil. Hier gibt es eine Analogie zum Leistungs- 
anteil von KMU am Gesamtumsatz der deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie. 

Ähnlich wie in der Luftfahrtforschung dominieren auch in der Raumfahrt in 
aller Regel Vorhaben, die nur in eng vernetzter Zusammenarbeit von Unterneh- 
men und Forschungseinrichtungen und in einer Verbindung verschiedenster 
Disziplinen der Naturwissenschaften und Technik realisiert werden können. Es 
gibt mehr als hundert mittelständische Unternehmen im deutschen Raumfahrt- 
markt. Sie kooperieren und konkurrieren als Komponenten- und Subsystem- 
lieferanten sowohl untereinander als auch mit den Systemanbietern. Gerade in 
der Innovationskraft in spezialisierten Technologiefeldem liegt ihre besondere 
Stärke. Die großen Raumfahrtunternehmen in der Bundesrepublik Deutschland 
stützen sich über Forschungskooperationen mit KMU mittel- bis langfristig ge- 
zielt strategisch ab, sichern sich Innovationsfortschritte und steigern ihre Sys- 
temfähigkeiten. Für die KMU ergeben sich mittels langfristiger Partnerschaften 
mit den großen Systemanbietern Planungssicherheit und Umsatzkontinuität. 


26 Industrieunternehmen können als Zuwendungsempfanger ihre Förderquote durch Unterbeauftragung 
von KMU, Hochschulen und Großforschungseinrichtungen von 40 Prozent auf maximal 50 Prozent er- 
höhen. KMU erhalten ebenfalls einen 1 OProzentigen Bonus. Die Maximalförderung beträgt 60 Pro- 
zent. Dem Zuwendungsempfanger werden 75 Prozent der Kosten für die Unterbeauftragung erstattet, 
25 Prozent müssen aus Eigenmitteln des Zuwendungsempfangers finanziert werden. Da es sich hier 
um einen Unterauftrag handelt, verbleiben die Verwertungsrechte beim Zuwendungsempfanger/ Auf- 
traggeber. 

27 Unternehmen treten als Zuwendungsempfänger auf und behalten die vollständigen Verwertungsrechte 
an den Forschungsergebnissen. 
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Technologieverbünde sind sowohl bei größeren nationalen Projekten als auch 
bei Projekten der Europäischen Raumfahrt-Agentur ESA zur Umsetzung erfor- 
derlich. In der Regel verantworten hierbei große Systemanbieter, wie z. B. in 
der Bundesrepublik Deutschland Astrium oder OHB, diese Projekte als Haupt- 
auftragnehmer, die wiederum im Unterauftrag weitere Akteure einbeziehen. 
Die Unterbeauftragung an wissenschaftliche Einrichtungen und KMU variiert 
dabei deutlich zwischen 30 und 70 Prozent je nach Projekt. Im Rahmen des na- 
tionalen Raumfahrtprogramms sind im Jahr 2007 von den ca. 153 Mio. Euro 
Fördermitteln knapp 27 Mio. Euro an KMU geflossen. 

Das BMWi achtet in besonderer Weise darauf, eine ausgewogene Industrie- 
struktur mit einem breiten Spektrum an Anbietern zu erhalten. Dazu dient eine 
Reihe von konkreten Maßnahmen, u. a. ein seit langem erfolgreich etablierter 
Arbeitskreis Raumfahrt-KMU als Informationsplattform, die Einrichtung eines 
KMU-Beauftragten, die regelmäßige Unterrichtung der Industriepartner vor 
Vertragsverfahren der ESA und die Durchführung von „Raumfahrtindustrie- 
tagen“ zur gezielten Anbahnung von Kooperationen zwischen KMU und 
Systemunternehmen. Zudem fördert die Bundesregierung gezielt Technologie- 
entwicklungen in Raumfahrt-KMU durch Zuwendungen im nationalen Raum- 
fahrtprogramm. Diese dienen auch der frühzeitigen und gezielten Positio- 
nierung in europäischen Raumfahrtprogrammen und im kommerziellen Raum- 
fahrtmarkt. 

Ein Charakteristikum der Raumfahrt ist, dass für die Akzeptanz der Produkte 
der Funktionsnachweis über die Anwendung vorliegen muss. Hier unterstützen 
spezielle Programme besonders kleine und mittlere Raumfahrtunternehmen im 
Aufbau neuer Kompetenzen. 


28. a) Welche Rolle spielen KMU bei der Energie- und Klimaforschung? 

b) Welchen Beitrag können KMU bei der Anwendung von neuen Techno- 
logien zur Energieeinsparang leisten? 

c) Wie unterstützt die Bundesregierung KMU hierbei? 

d) Welche Bedeutung hat dabei das Leuchtturmprojekt E-Energy? 

KMU spielen bei der Energie- und Klimaforschungsförderung der Bundes- 
regierung eine wichtige Rolle, da sie in diesem Bereich in besonderer Weise auf 
staatliche Hilfen angewiesen sind. Wie auch in anderen Sektoren dient die For- 
schungsförderung bei den KMU dazu, die im Vergleich zu größeren Unterneh- 
men höheren Entwicklungsrisiken abzufedern und damit die Entwicklung 
neuer Technologien zu beschleunigen. Deshalb werden KMU mit einer gegen- 
über Großunternehmen höheren Förderquote ausgestattet. Häufig werden KMU 
im Verbund mit Großunternehmen, Forschungseinrichtungen und Universitäten 
gefördert, sodass das Innovationspotenzial von KMU optimal in die Entwick- 
lung neuer Technologien integriert und Grundlagenergebnisse aus Forschungs- 
einrichtungen für den Innovationsprozess bei den beteiligten Unternehmen ge- 
zielt genutzt werden können. 

Bei der Anwendung von neuen Technologien zur Energieeinsparung sind KMU 
ein wichtiger Faktor. Viele deutsche KMU sind im Bereich Energieeinsparung 
und Energieeffizienz mit ihren auf entsprechenden innovativen Technologien 
basierenden Produkten und Dienstleistungen internationale Markt- und Inno- 
vationsführer. Aufgrund der steigenden Bemühungen anderer Industrie- und 
Schwellenländer um mehr Energieeffizienz bestehen so für viele deutsche 
KMU beträchtliche Marktchancen. Das Weltmarktvolumen für energie- 
effiziente Technologien wird auf 450 Mrd. Euro geschätzt. 28 Mit der „Export- 


28 Studie Roland Berger. 


Drucksache 16/10209 


-44- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


initiative Energieeffizienz“ (siehe auch Antwort zu Frage 44) unterstützt die 
Bundesregierung deutsche KMU sowohl bei der Erschließung der großen 
strategischen Industrie- und Wachstumsmärkte als auch beim Aufbau, der Aus- 
weitung und der langfristigen Stabilisierung ihrer Exporttätigkeit im Bereich 
Energieeffizienz. Das BMWi organisiert und fordert seit diesem Jahr bereits 
entsprechende Projekte, u. a. im Rahmen des Auslandsmesseprogramms, des 
Geschäftsreiseprogramms der Auslandshandelskammern sowie durch Ein- 
käuferreisen und Informationsveranstaltungen. 

Im Rahmen der Förderinitiative KMU-innovativ des BMBF (siehe Antwort zu 
Frage 34) ist die Steigerung der „Ressourcen- und Energieeffizienz“ ein wesent- 
liches Fokusfeld. Mit dieser Fördermaßnahme verfolgt das BMBF das Ziel, die 
Forschungsförderung im Rahmen seiner Fachprogramme „Forschung für die 
Nachhaltigkeit (FONA)“, „Forschung für die Produktion von morgen“ und 
„Werkstoffinnovationen für Industrie und Gesellschaft (WING)“ insbesondere 
für erstantragstellende KMU attraktiver zu gestalten. Dazu hat das BMBF das An- 
trags- und Bewilligungsverfahren vereinfacht und beschleunigt, die Beratungs- 
leistungen für KMU ausgebaut und die Fördermaßnahme themenoffen gestaltet. 

Ein weiterer Aspekt ist der hohe Anteil der KMU an den dienstleistenden Un- 
ternehmen. Insbesondere unternehmensbezogene und wissensintensive Dienst- 
leistungen spielen eine wesentliche Rolle für die Energieeffizienz. Sie sind 
Anwendungsfelder für innovative Technologien und tragen damit zu ihrer 
Diffusion bei. Dienstleistungen spielen insofern auch eine große Rolle bei der 
Vermarktung neuer Technologien. Zugleich fungieren sie auch als Treiber die- 
ser Technologien, indem sie neue Anforderungen an Technologien stellen. Die 
hohe Innovationsbeteiligung von KMU macht die Bedeutung dieser Dynamik 
für den Mittelstand deutlich. Dienstleistungen — und damit vorwiegend KMU - 
werden daher im Kontext der Dienstleistungsforschung auch zur Förderung 
neuartiger Konzepte für eine effizientere Energienutzung in Städten besonders 
in den Blick genommen. 

Ein anderer Förderschwerpunkt ergibt sich aus Studien, denen zufolge gerade 
bei vielen KMU noch erhebliche ungenutzte Energieeinsparpotenziale beste- 
hen. Der effiziente Umgang mit Energie würde die KMU langfristig durch 
niedrigere Energiekosten entlasten und entsprechend ihre Wettbewerbsfähig- 
keit erhöhen. Als Flemmnisse, die einer Realisierung dieser wirtschaftlichen 
Einsparpotenziale entgegenstehen, wurden insbesondere mangelnde Informa- 
tionen über Einsparmöglichkeiten und Finanzierungsprobleme identifiziert. 
BMWi und KfW setzen mit dem im Februar 2008 gestarteten Förderprogramm 
„Sonderfonds Energieeffizienz in KMU“ genau dort an: Im Rahmen einer 
durch das BMWi geförderten qualifizierten Energieberatung werden Potenziale 
zur Energieeinsparung und konkrete Vorschläge für wirtschaftlich sinnvolle 
Energieeffizienzmaßnahmen ermittelt. Im ERP-Energieeffizienzprogramm an- 
gebotene, zinsverbilligte Investitionskredite ermöglichen mittelständischen Un- 
ternehmern die zeitnahe Umsetzung dieser Maßnahmen. 

Das BMWi wird im 2. Halbjahr 2008 eine Studie zur „Abschätzung des Ener- 
giebedarfs der weiteren Entwicklung der Informationsgesellschaft und Ablei- 
tung von Handlungsempfehlungen für eine optimale Energieeinsparung“ 
durchführen lassen. Dabei geht es auch um die Frage, welche Prioritäten zur 
Erhöhung der Energieeffizienz bei Herstellern und Anwendern von Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologien (IKT) zu setzen sind. KMU stellen 
eine volkswirtschaftlich bedeutende Anwendergruppe für die Nutzung von 
IKT-Geräten und -Infrastrukturen und damit für mögliche Energieeinsparungen 
dar. Die Studie soll Handlungsempfehlungen für Effizienzsteigerungen und 
Energieeinsparungen im betrieblichen Umfeld liefern und gleichzeitig die Basis 
für einen möglichen neuen Technologie-Förderwettbewerb zur Thematik einer 
Energie schonenden IKT-Nutzung und energieeffizienter IKT-Dienste schaffen. 
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Die zielgerichtete Einsparung von Elektroenergie bei der Nutzung von IKT ist 
nur eine Seite der Medaille. Die andere Seite ist die Elerausforderung „Energie- 
effizienz durch IKT“. Das BMWi hat hierzu das Leuchtturmprojekt „E-Energy: 
IKT-basiertes Energiesystem der Zukunft“ initiiert. Ziel ist die umfassende 
digitale Vernetzung und computerbasierte Optimierung des gesamten Energie- 
versorgungssystems von der Stromerzeugung über die Verteilung bis hin zum 
Verbrauch. Unter dem Dach von E-Energy sollen IKT-Produkte, -Verfahren 
und -Dienstleistungen entwickelt und erprobt werden, mit denen die Energie- 
effizienz und Versorgungssicherheit erhöht und der Klimaschutz gestärkt wer- 
den. Mit einem Anteil von rund 40 Prozent sind kleine und mittlere Unterneh- 
men direkt als Projektbeteiligte an der in ressortübergreifender Partnerschaft 
mit dem BMU erfolgenden Umsetzung des Leuchtturmprojekts „E-Energy“ be- 
teiligt. Darüber hinaus profitieren die KMU insgesamt von den Ergebnissen des 
Leuchtturmprojekts. Dazu zählen z. B. neue Formen der Onlineberatung zur 
Energieeinsparung oder auch digitale Energiemarktplätze auf der Verbraucher- 
seite, die in KMU vor allem zu mehr Transparenz führen, was Preis, Anbieter 
und Qualität (z. B. erneuerbare Energien) des Stroms anbelangt. Schließlich 
wird durch „E-Energy“ erprobt, wie gerade auch mittelständische Unterneh- 
men, zukünftig nicht nur als Abnehmer, sondern auch als Erzeuger von Strom 
aktiv am Strommarkt partizipieren können. Dadurch, dass Unternehmen über 
„E-Energy“ die Energieerzeugung flexibel gestalten können, haben sie die 
Möglichkeit, sich am Regelenergiemarkt zu beteiligen. 


29. a) Wie schätzt die Bundesregierung die Auswirkungen des Energie- und 
Klimapaketes auf KMU ein? 

b) Inwieweit können dadurch Innovationen durch KMU bei den erneuer- 
baren Energien angestoßen und durch die Bundesregierung weiterhin 
gefordert werden? 

Richtschnur der Energiepolitik der Bundesregierung bleibt das Zieldreieck aus 
Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglichkeit. So zielt 
das Integrierte Energie- und Klimaprogramm (IEKP) auf effizienten und be- 
zahlbaren Klimaschutz ab. Angesichts deutlich steigender Energiepreise auf 
dem Weltmarkt trägt das IEKP zu einer auch zukünftig sicheren und bezahl- 
baren Energieversorgung bei. 

Mit dem Energie- und Klimapaket hat die Bundesregierung einen stärkeren 
Ausbau der erneuerbaren Energien beschlossen. Danach soll der Anteil erneuer- 
barer Energien an der Stromerzeugung von heute 14 Prozent auf mindestens 
25 bis 30 Prozent und an der Wärmeerzeugung von 6 Prozent auf 14 Prozent 
jeweils im Jahr 2020 gesteigert werden. Zugleich wurden wesentliche Eckpunkte 
für die Novelle des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG) sowie für ein Erneu - 
erbaren-Energien-Wärmegesetz festgelegt; die entsprechenden Gesetzentwürfe 
wurden am 6. Juni 2008 in zweiter und dritter Lesung vom Parlament verab- 
schiedet. 

Im EEG werden u. a. die Vergütungssätze und Degressionsschritte der einzel- 
nen Technologien an die aktuelle Entwicklung angepasst. Die Bundesregierung 
hatte im Entwurf diese so festgelegt, dass die Stromentstehungskosten der 
jeweiligen Emeuerbaren-Energien-Technologien jeweils abgedeckt sind und so 
ein gesteigerter Ausbau möglich bleibt. Im Rahmen des parlamentarischen Ver- 
fahrens wurden die Förderbedingungen für die einzelnen Technologien — mit 
Ausnahme der Photovoltaik — weiter verbessert. 

Der verstärkte Ausbau erneuerbarer Energien eröffnet gerade für KMU erheb- 
liche Markt- und Innovationschancen, nämlich bei der Entwicklung von Emeu- 
erbaren-Energien-Technologien und der Herstellung, Installation und Wartung 
entsprechender Anlagen. 
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Im Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetz sollen künftig Nutzungspflichten für 
erneuerbare Energien im Neubaubereich im Rahmen des wirtschaftlich Vertret- 
baren vorgeschrieben werden. Ergänzend dazu wird das Fördervolumen des 
Marktanreizprogramms erheblich ausgeweitet, um das Umsteigen auf erneuer- 
bare Energien zur Wärmeerzeugung im Gebäudebestand stärker anreizen zu 
können. Auch hieraus ergeben sich Markt- und Innovationschancen für KMU. 


30. Welche Rolle spielt der Mittelstand bei der Verkehrs- und Infrastruktur- 
forschung, und wie fordert die Bundesregierung dies? 

Der Mittelstand weist seit vielen Jahren in der Förderung der Verkehrs- und 
Infrastrukturforschung der Bundesregierung mit 40 bis 45 Prozent einen erheb- 
lichen Anteil auf. Zum Beispiel sind im Bereich der Logistik innovative und 
flexible Netzwerke für KMU (Speditionen, NE-Bahnen, Partikuliere) Gegen- 
stand intensiver Forschungsarbeiten. Zur Lösung dieser und anderer Frage- 
stellungen fördert die Bundesregierung in der Regel Verbundvorhaben mit 
mehreren Partnern aus Industrie, Forschungseinrichtungen und Hochschulen. 
Hierdurch profitiert der Mittelstand durch wechselseitigen Know-how-Trans- 
fer, Einbindung in zukunftsorientierte Forschungsfelder und den Ausbau sowie 
die Erschließung bestehender und neuer Geschäftsfelder. In Bekanntmachun- 
gen und Förderrichtlinien wird insbesondere der Mittelstand angesprochen und 
zur Antragstellung ermuntert. 

Der besondere Beratungs- und Betreuungsbedarf von KMU wird dabei berück- 
sichtigt. 


3 1 . Wie sind KMU in die Biotechnologieforschung eingebunden, und durch 
welche Förderprogramme wird das unterstützt? 

Die Bunderepublik Deutschland hat in der Biotechnologie seit Mitte der 1990er 
Jahre eine sehr dynamische Entwicklung genommen. Eine hohe Zahl an Unter- 
nehmensgründungen hat die Bundesrepublik Deutschland seither hinsichtlich 
der Zahl der Biotechnologie-Unternehmen europaweit an die Spitze geführt. 
Über die Hälfte der heutigen Biotechnologie-Unternehmen sind erst nach 1996 
entstanden. Sie bilden einen neuen, hochinnovativen Bereich des Mittelstandes. 

Entsprechend spielen kleine und mittlere Unternehmen in der Förderung der 
Biotechnologie eine wesentliche Rolle. Speziell für diese Zielgruppe hat das 
BMBF schon 1999 die Fördermaßnahme BioChance aufgelegt, die 2003 zu 
BioChancePLUS weiterentwickelt wurde. Seit 2007 wird diese erfolgreiche 
Förderung unter dem Dach der Förderinitiative KMU-innovativ des BMBF 
(siehe Antwort zu Frage 34) fortgeführt. 

Zweck dieser Förderung ist die Verbreiterung der Technologiebasis von Bio- 
technologie-KMU, um damit eine wichtige Voraussetzung für deren nachhal- 
tiges Unternehmenswachstum zu schaffen. Die Unternehmen sollen dadurch in 
die Lage versetzt werden, weitere Finanzierungsmittel wie privates Wagnis- 
kapital einzuwerben und ein langfristig tragfähiges Geschäftsmodell auf- 
zubauen. Gegenstand der Förderung sind risikoreiche industrielle Forschungs- 
und vorwettbewerbliche Entwicklungsvorhaben. Gefördert werden sowohl 
Einzelvorhaben als auch Verbünde mit anderen Unternehmen oder mit akade- 
mischen Partnern. 

Für die spezifisch auf Biotechnologie-KMU ausgerichteten Fördermaßnahmen 
hat das BMBF im Jahr 2007 rund 33 Mio. Euro verausgabt. Davon sind 72 Pro- 
zent an KMU geflossen und die übrigen Mittel an ihre Kooperationspartner vor 
allem aus Hochschulen und Forschungseinrichtungen. Berücksichtigt man auch 
die nicht spezifisch der KMU-Förderung dienenden Maßnahmen, standen 2007 
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im Biotechnologie-Programm des BMBF insgesamt 38 Mio. Euro für KMU zur 
Verfügung. 

BMWi-Mittelstandsprogramme, an denen Biotech-Projekte einen nennenswerten 
Anteil zu verzeichnen haben, sind insbesondere die Programme PRO INNO II 
(Förderung der Erhöhung der Innovationskompetenz mittelständischer Unterneh- 
men) mit einem prozentualen Anteil von 6,2 Prozent (10,5 Mio. Euro), INNO- 
WATT (Innovative Wachstumsträger, 13,5 Prozent, 11 Mio. Euro), Hightech- 
gründerfonds (11,5 Prozent, 7,5 Mio. Euro) und der ERP-Startfonds (Beteili- 
gungskapital für junge Technologieunternehmen, 25 Prozent, 13,7 Mio. Euro). 
Auf Gründer, junge Technologieunternehmen sowie die Innovations- und 
Netzwerkförderung entfielen 2007 insgesamt mehr als 45 Mio. Euro, die dem 
Biotechbereich zuzurechnen sind. Der durchschnittliche prozentuale Anteil von 
Biotech-Projekten an den technologieoffenen Mittelstandsprogrammen des 
BMWi betrug gut 12 Prozent. 


32. a) Welchen Beitrag leisten KMU in der Materialforschung und bei der 
Entwicklung der Bereiche Mikrosystemtechnik, Nanotechnologie und 
optische Technologien? 

b) Wie sind KMU in die jeweiligen Förderprogramme eingebunden? 

Damit aus Forschungsergebnissen auch wirtschaftliche Erfolge in der Bundes- 
republik Deutschland werden, benötigt man Brücken zwischen Technologien 
und Anwendungsfeldern bzw. Branchen. KMU nehmen hierbei eine besondere 
Stellung ein: Sie sind nicht nur ein wichtiger Innovationstreiber, sondern stellen 
auch eine entscheidende Schnittstelle für den Transfer von Forschungsergeb- 
nissen aus der Wissenschaft in die Wirtschaft dar. Diese Schnittstellenfunktion 
nehmen KMU in besonderem Maße in den Schlüsseltechnologien Materialfor- 
schung und Nanotechnologie, Optische Technologien sowie Mikrosystemtech- 
nik wahr. Die Mikrosystemtechnik wird in der Bundesrepublik Deutschland so- 
gar von KMU getragen. Sie sind der Schlüssel für Technologieentwicklungen 
sowohl in der Breite als auch in der Tiefe. Der wesentliche Teil der Produktion 
von Mikrosystemen erfolgt durch KMU. 

Die Förderprogramme in den Schlüsseltechnologien Materialforschung und 
Nanotechnologie, Optische Technologien sowie Mikrosystemtechnik weisen 
auf die besondere Bedeutung von innovativen KMU und deren Einbindung in 
FuE-Projekte hin. Der Anteil der KMU bezogen auf alle geförderten Unterneh- 
men der gewerblichen Wirtschaft beträgt gut 40 Prozent bei Materialforschung 
und Nanotechnologie, etwa 60 Prozent bei den Optischen Technologien und 
über 80 Prozent bei der Mikrosystemtechnik. Hinsichtlich der Höhe der Förder- 
mittel für KMU wird auf die Antwort zu den Fragen 9 und 25 verwiesen. 

Über die Einbindung von KMU in FuE-Projekte hinaus wurden spezielle, auf 
KMU ausgerichtete Förderaktivitäten gestartet. Beispiele: 

- Förderprogramm „NanoChance“ adressiert Forschungsaktivitäten von KMU 
in der Nanotechnologie. Dabei stehen nicht nur Start-ups im Fokus, sondern 
auch solche Unternehmen, die bereits im Bereich der Nanotechnologie tätig 
sind, sowie KMU, die ihre Produktpalette durch den Einsatz von Nanotech- 
nologien erweitern wollen. Im Jahr 2007 ist „NanoChance“ in die Förder- 
initiative KMU-innovativ übergegangen (siehe Antwort zu Frage 34). 

— Instrument „Applikationszentren der Mikrosystemtechnik“: Zur Unter- 
stützung für KMU wurde damit ein Modellversuch gestartet, der den unter 
Innovationsdruck stehenden KMU den Zugang zu FuE- und Fertigungs- 
ressourcen erleichtern wird. Der Modellversuch Applikationszentrum der 
Mikrosystemtechnik wird Konzepte erproben, wie vorhandene Kapazitäten 
für Produktentwicklung und dazugehörige angepasste Produktionskonzepte 
genutzt, vermarktet und in Wertschöpfungsketten integriert werden können. 


Drucksache 16/10209 


-48- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


33. Werden die Fachprogramme regelmäßig evaluiert, wenn ja, mit welchem 
Ergebnis? 

Die Fachprogramme des Bundes werden regelmäßig nach verbindlichen Ver- 
fahren auf Grundlage der Bundeshaushaltsordnung evaluiert. Innerhalb der 
vorgegebenen Rahmenbedingungen werden abhängig von Zielvorgaben, Struk- 
tur und Wirkungsweisen der Förderprogramme sehr unterschiedliche Evaluie- 
rungsmethoden angewendet. Dazu gehören neben der Begleitforschung, exter- 
nen Evaluationen für Einzelprogramme oder Programmgruppen (Einzel- und 
Systemevaluationen) und der Auswertung der Ergebnisse der geförderten Ein- 
zelprojekte auch Workshops, Gutachtergremien, Statusseminare oder Audits. 
Die Erkenntnisse aus der Auswertung der genannten Evaluationsparameter 
bilden die Grundlage für die Bewertung, ob die Ziele des Programms erreicht 
werden, die angewendeten Förderinstramente angemessen sind, welcher Ände- 
rangs-/Anpassungsbedarf gegebenenfalls erforderlich ist und wie eine even- 
tuelle Fortschreibung des Programms/der Programmfamilie konzipiert sein 
muss. 

Aus den etablierten Verfahren zur Qualitätssicherung auf den verschiedenen 
Förderebenen resultiert eine Vielzahl an Ex-ante- und Ex-post- sowie beglei- 
tenden Evaluationen. Angesichts der vielfältigen Evaluationen können an die- 
ser Stelle die Ergebnisse nicht umfassend dargestellt werden. 

Zudem liegen viele Fachprogramme in vorwettbewerblichen Bereichen, bei 
denen Ergebnisse im Sinne von betriebswirtschaftlichen Kennzahlen nicht 
unmittelbar, sondern nur indirekt und erst mit starker zeitlicher Verzögerung 
nachweisbar sind. 

Insgesamt bestätigen die zentralen Aussagen der Evaluationsergebnisse jedoch 
wiederholt, dass die Fachprogramme in erheblichem Umfang zusätzliche FuE- 
Mittel der beteiligten Unternehmen mobilisieren. Geförderte Unternehmen ge- 
ben damit deutlich mehr eigene Mittel für Forschung und Entwicklung aus und 
forschen sehr viel kontinuierlicher und somit nachhaltiger als solche, die ohne 
Förderung arbeiten. Darüber hinaus pflegen geförderte Unternehmen - insbe- 
sondere KMU - einen wesentlich intensiveren Austausch mit wissenschaft- 
lichen Einrichtungen und können auf diese Weise systematisch innovative 
Ideen aufgreifen, die in Flochschulen oder anderen Forschungsinstituten ent- 
standen sind. All diese Faktoren sind Antrieb für den unternehmerischen 
Erfolg. Die Untersuchungen zeigen eindeutig, dass Unternehmen mit Hilfe der 
Fördermittel ihre Wettbewerbsfähigkeit spürbar verbessern können. 

Exemplarisch seien an dieser Stelle zentrale Evaluationsergebnisse des BMBF- 
Rahmenkonzepts „Forschung für die Produktion von morgen“ (1999 bis 2004) 
genannt: 

• Geförderte Unternehmen investieren mit im Mittel 8,1 Mio. Euro einen 
deutlich höheren Betrag in FuE als nicht geförderte Unternehmen (Durch- 
schnitt 3,7 Mio. Euro). 

• Die FuE-Intensität geförderter Betriebe liegt mit 9 Prozent signifikant höher 
als bei nicht geförderten Unternehmen (7 Prozent FuE -Anteil am Umsatz). 

• KMU verbleiben nachhaltig in Unternehmensnetzwerken. Über 75 Prozent 
der KMU kooperieren nach Abschluss der FuE- Vorhaben weiterhin mit 
ihren industriellen Verbundpartnern. 

Aber auch die übergeordneten Strategien stellen sich unabhängiger, externer 
Beobachtung, etwa durch die Expertenkommission Forschung und Innovation 
(EFI). Sie hat sich in ihrem ersten Gutachten intensiv mit der Hightechstrategie 
auseinandergesetzt. Ebenso wird die Forschungsunion sich nicht auf die 
Begleitung und Umsetzung der Hightechstrategie beschränken, sondern auch 
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Bilanz ziehen. Das BMBF hat zudem ein Konzept zur Begleit- und Wirkungs- 
forschung der Hightechstrategie aufgesetzt, das die Evaluationen der Einzel- 
maßnahmen (z. B. Forschungsprämie, Spitzencluster- Wettbewerb, KMU-inno- 
vativ, Zentrales Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) oder Fachprogramme 
mit gezielten Studien, wie beispielsweise zum Instrument der Strategischen 
Partnerschaften/Innovationsallianzen) unter einem Dach ergänzt und die Ergeb- 
nisse bündelt. 


34. a) Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bereits eingeleitet bzw. 
in Planung, um KMU in den Fachprogrammen verstärkt zu berücksich- 
tigen? 

b) Welche Ziele verfolgt die Bundesregierung insbesondere mit dem neu- 
en Programm KMU-innovativ, welche konkreten Vorteile soll es Mit- 
telständlem bringen, und gibt es bereits erste Erfahrungswerte darüber, 
ob diese Maßnahme tatsächlich mehr kleine Unternehmen dazu anregt, 
FuE-Fördermittel nachzufragen? 

In der Hightechstrategie spielen kleine und mittlere Unternehmen eine zentrale 
Rolle als Schrittmacher oder innovationsstarke Partner der Spitzenforschung. 
Um Investitionsrisiken im Innovationsprozess zu senken, sind Mittelständler in 
der Forschungsförderung des Bundes fest verankert. Ziel ist es, die Zahl der 
mittelständischen Unternehmen in den Fachprogrammen weiter zu erhöhen und 
die Zusammenarbeit mit großen Unternehmen, Systemträgem und Forschungs- 
einrichtungen zu fördern. Die Bundesregierung nutzt dabei die Möglichkeiten 
des europäischen Beihilferechts und gewährt KMU gegenüber Industrieunter- 
nehmen eine höhere Förderquote. Dies gilt beispielsweise für das Luftfahrtfor- 
schungs- und das Energieforschungsprogramm. Darüber hinaus werden grö- 
ßere Unternehmen verpflichtet, in so genannten Verbundvorhaben KMU ange- 
messen zu beteiligen. Ein Beispiel hierfür ist das Programm THESEUS Mittel- 
stand 2009, in dem speziell KMU als Partner für die Entwicklung neuer IKT- 
basierter Dienste (siehe Antwort zu Frage 26) gefördert werden. Darüber hin- 
aus ist z. B. das gesamte Rahmenprogramm Mikrosysteme des BMBF auf eine 
signifikante Beteiligung von KMU ausgerichtet. Im Rahmen der industriellen 
Verbundprojekte fließen jährlich fast drei Viertel der für sämtliche Unterneh- 
men bewilligten Fördermittel an KMU (siehe Antwort zu Frage 32). 

Mit der im September 2007 gestarteten Förderinitiative KMU-innovativ er- 
möglicht das BMBF forschenden Unternehmen einen unbürokratischen und 
beschleunigten Einstieg in seine Förderung. Unter dem Motto „Vorfahrt für 
Spitzenforschung im Mittelstand“ wird ihnen so der Zugang zu anspruchs- 
vollen Forschungs verbünden der Fachprogramme erleichtert. 

Ein Lotsendienst bei der Förderberatung „Forschung und Innovation“ des 
Bundes berät interessierte Unternehmen in allen Fragen und vermittelt schnell 
und verlässlich zur richtigen Antragstelle. Zwei regelmäßige Stichtage im 
Frühjahr und Herbst und verbindliche Bearbeitungszeiten für Anträge geben 
Planungssicherheit. 

KMU-freundliche Förderkriterien wie die Möglichkeit einer vereinfachten 
Bonitätsprüfung und die Möglichkeit, bei knappem Eigenkapital Meilensteine 
in der Projektlaufzeit zu setzen, sorgen dafür, dass auch kleine und junge Unter- 
nehmen ihre Innovationsideen verwirklichen können. 

KMU-innovativ wurde gestartet in Technologiefeldern, die für Wachstum und 
Wohlstand in der Bundesrepublik Deutschland besonders wichtig sind: Bio- 
technologie, Nanotechnologie, Informations- und Kommunikationstechnolo- 
gien, Produktionsforschung, Technologien für Ressourcen- und Energieeffi- 
zienz sowie den Optischen Technologien. 
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Die Förderung der kleinen und mittleren Unternehmen erfolgt in den Techno- 
logiefeldern jeweils themenoffen. Wichtiger als die exakte Einordnung in ein 
spezifisches Themengebiet sind Exzellenz und Innovationsgrad des geförderten 
Projektes sowie hohe Verwertungschancen. 

Bereits die beiden ersten Ausschreibungsrunden sind auf außerordentlich posi- 
tive Resonanz gestoßen: Jeweils rund 600 Mittelständler haben sich mit ihren 
Partnern beteiligt. Etwa die Hälfte dieser Unternehmen hat sich erstmals um ein 
Förderprogramm des BMBF beworben. 

Im Rahmen des Regierungsprogramms „E-Government 2.0“ und verstärkt 
durch den IT-Gipfel 2007 in Hannover wird insbesondere auf die Einbeziehung 
von KMU bei der Umsetzung der Vorhaben Wert gelegt. Vorhaben wie das 
Elektronische Abfallnachweisverfahren, Verdachtsanzeigen nach dem Geld- 
wäschegesetz, die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln und zur sicheren Le- 
bensmittelkette werden unter aktiver Beteiligung von KMU realisiert. 


35. a) Wie ist in den jeweiligen Technologiebereichen die europäische und 
internationale Zusammenarbeit? 

b) Inwieweit werden KMU bei internationalen FuE-Projekten eingebun- 
den? 

Die Bundesregierung unterstützt europäische und internationale Forschungs- 
kooperationen. Dies reflektiert die Strategie der Bundesregierung zur Inter- 
nationalisierung von Wissenschaft und Forschung, die am 20. Februar 2008 vom 
Bundeskabinett verabschiedet wurde. Zitat: „Innovationsmotor in Deutschland 
ist der innovative Mittelstand. Wichtiger Erfolgsfaktor zur Erhaltung und zum 
Ausbau von globalen Wettbewerbspositionen ist seine internationale Vernetzung 
entlang der gesamten Wertschöpfungskette. Spezifische Programme zur Förde- 
rung internationaler strategischer FuE-Kooperationen des deutschen Mittel- 
stands werden in einem ressortiibergreifenden Gesamtansatz weiterentwickelt, 
wobei bei KMU besonders darauf zu achten ist, dass der Nutzen der internatio- 
nalen Kooperation den zusätzlichen Aufwand rechtfertigt. 

Die Bundesregierung setzt dazu weiterhin auf eine starke deutsche Beteiligung 
an der europäischen Forschungsinitiative EUREKA. Mit dem Bottom-up-An- 
satz und der flexiblen und schlanken Administration bietet EUREKA den 
kleinen und mittelständischen Unternehmen einen geeigneten Rahmen für ihre 
europäische F&E-Kooperationen. 56 Prozent der deutschen EUREKA-Projekt- 
teilnehmer sind KMU; das ist ein deutlich höherer Anteil als im FRP (13,6 Pro- 
zent 29 ) und zeigt, dass EUREKA für die KMU eine attraktive Alternative zum 
FRP darstellt. Bei den Projektbeteiligungen ist die Bundesrepublik Deutschland 
insgesamt unter den 38 Mitgliedsländern führend. 

Die Bundesregierung, die 1985 maßgeblich an der Gründung von EUREKA 
beteiligt war, wird sich daher bei der Weiterentwicklung der Initiative engagie- 
ren und in der Kontinuität dieses Engagements 2009/10 wieder für ein Jahr den 
Vorsitz in EUREKA übernehmen. Eines der wesentlichen Ziele ist dabei, 
EUREKA als alternatives Instrument zum FRP zum Nutzen deutscher KMU zu 
stärken. 

Ein zusätzlicher neuer Ansatz zur Förderung der internationalen Zusammenar- 
beit von Hightech-KMU ist das europäische Programm Eurostars, bei dem un- 
ter dem Dach von EUREKA die Mehrzahl der europäischen Staaten, so auch 
die Bundesrepublik Deutschland, und die EU Finanzmittel bündeln und inte- 


29 In den thematischen Prioritäten des 6. FRP - Quelle: „SME INTERSERVICE TASK FORCE“ der GD 
Forschung; 4. „Progress Report“, März 2005. 
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grative Formen der gemeinsamen Antragsbewertung und des Projektmanage- 
ments erproben werden (siehe dazu auch Antwort auf Frage 36). 

Weitere Instrumente zur Förderung der internationalen Zusammenarbeit von 
KMU sind die ERA-Net-Projekte ERA-SME und CORNET (siehe Antwort zu 
Frage 13). 

Auch das europäische Forschungsrahmenprogramm fördert internationale Ko- 
operationen von KMU. 

Wie auch in den nationalen Förderprogrammen werden KMU bereits bei der 
Partnerwahl und Erstellung von Anträgen für eine Beteiligung an dem europäi- 
schen Forschungsrahmenprogramm durch die Nationalen Kontaktstellen um- 
fassend betreut. Der Erfolg solcher Bemühungen spiegelt sich in einer stetig 
steigenden Beteiligung von KMU an den stattfindenden europäischen Aus- 
schreibungen wider. Auch in den einzelnen Technologiefeldern gibt es Maß- 
nahmen zur Internationalisierung der Wirtschaft, an denen sich zahlreiche 
KMU beteiligen. Beispielhaft seien einige Maßnahmen aus der Luftfahrt, 
Raumfahrt und Energieforschung genannt. 

- Im Bereich der Luftfahrtindustrie hat die Bundesregierung, vertreten durch 
das BMWi, derzeit den Vorsitz in GARTEUR 30 , in der die 7 wichtigsten 
europäischen Luftfahrtnationen 31 vertreten sind. Ziel ist eine verstärkte 
Kooperation bei der Grundlagenforschung im Bereich des zivilen und 
militärischen Luftfahrzeugbaus. Darüber hinaus ist die Bundesrepublik 
Deutschland Mitglied im europäischen Projekt ERA-Net „AirTN“ 32 , an dem 
27 Partner aus 18 europäischen Nationen und EUROCONTROL beteiligt 
sind. Dieses Vorhaben wird derzeit neu ausgeschrieben und steht auch nicht- 
europäischen Staaten für eine Beteiligung offen. 

- Im Bereich der Raumfahrtforschung spielt die europäische und internationale 
Zusammenarbeit eine ganz wichtige Rolle, um die anspruchsvollen Projekte 
umzusetzen. Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Deutsche 
Zentrum für Luft- und Raumfahrt, ist als Mitglied der Europäischen 
Weltraumorganisation (ESA) entscheidend an den Programmen beteiligt. Mit 
der Ankoppelung und Inbetriebnahme des in Bremen gebauten europäischen 
Forschungsmoduls Columbus an die Internationale Raumstation ISS sowie 
dem erfolgreichen Erstflug des ebenfalls in der Bundesrepublik Deutschland 
integrierten automatischen und unbemannten Versorgungsraumschiffs 
„Automatic Transfer Vehicle“ (ATV) zur Internationalen Raumstation konnte 
die deutsche Raumfahrt ihre hohe Leistungsfähigkeit auf internationaler 
Ebene unter Beweis stellen. Wie in der Antwort zu Frage 27 dargestellt, sind 
KMU an diesen Projekten maßgeblich beteiligt. Untersuchungen bei ausge- 
wählten Beschaffungen der ESA (ATV, ISS Columbus) zeigen, dass 29 Pro- 
zent des Auftrags als Unteraufträge an KMU vergeben wurden und hiervon 
wiederum zwei Drittel an deutsche mittelständische Unternehmen. Damit 
deutsche KMU im internationalen Umfeld angemessen kooperationsfähig 
und im Wettbewerb um Mittel z. B. im EU-Rahmen konkurrenzfähig sind, 
werden aus dem Nationalen Weltraumprogramm entsprechende Technolo- 
gieentwicklungen gefördert. 

- Im Energiebereich liegt die Dringlichkeit der Umstrukturierung der weltwei- 
ten Energieversorgung im Interesse einer nachhaltigen Entwicklung und des 
Klimaschutzes eine internationale Zusammenarbeit vor allem in der Grund- 
lagen- und der vorwettbewerblichen Forschung nahe. Daher beteiligt sich 
die Bundesregierung an verschiedenen internationalen Kooperationen. Die 


30 GARTEUR - Group for aeronautical research and technology in Europe. 

31 Deutschland, Frankreich, UK, Italien, Spanien, Niederlande und Schweden. 

32 European Research Area Networks (ERA-Net) „AirTN - Air Transport Net“. 
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Zusammenarbeit konzentriert sich in erster Linie auf die Internationale 
Energieagentur (IEA), einige themen-spezifische multilaterale Koopera- 
tionen wie z. B. das Carbon Sequestration Leadership Forum (CSLF) und 
die International Partnership for the Hydrogen Economy (IPHE) sowie die 
Europäische Union (EU). Die Bundesregierung setzt sich darüber hinaus für 
die Gründung einer Internationalen Agentur für emeuerbare Energien 
(IRENA) ein, die Länder weltweit durch kompetente Beratungsleistungen 
und Kompetenzentwicklung beim Ausbau von erneuerbarer Energie unter- 
stützen soll. Um insbesondere Synergievorteile zwischen nationaler und 
europäischer Förderpolitik zu realisieren, setzt sich die Bundesregierung 
dafür ein, dass die europäische Energieforschung gestärkt und der „Europäi- 
sche Forschungsraum“ weiter konkretisiert wird. Die Bundesregierung 
beteiligt sich daher u. a. an verschiedenen Europäischen Technologieplatt- 
formen („Hydrogen and Fuel Cells“, „Zero Emission Fossil Fuel Power 
Plants“ sowie „Electricity Networks of the Future“) und so genannten ERA- 
Nets („Hydrogen and Fuel Cells“ sowie „Clean Fossil Energy Techno- 
logies“) (s. Antwort zu Frage 36). Darüber hinaus begleitet die Bundesregie- 
rung die Gründung eines gemeinsamen Unternehmens entsprechend Arti- 
kel 171 des EG- Vertrages (EGV) im Bereich „Hydrogen and Fuel Cells“. Im 
Rahmen des Europäischen Strategieplans für Energietechnologie (SET-Plan) 
ist mit weiteren Kooperationen zu rechnen. Wie in der Antwort zu den Fra- 
gen 28 und 29 dargestellt, spielen KMU in der Energie- und Klimaforschung 
eine zentrale Rolle; das gilt selbstverständlich auch für die genannten inter- 
nationalen Projekte. 

— Zusätzlich bietet das Internationale Büro des BMBF deutschen Hochschu- 
len, außeruniversitären Forschungseinrichtungen sowie kleinen und mittle- 
ren Unternehmen für ausgewählte Partnerländer und forschungspolitisch 
prioritäre Themen Zuschüsse zum Aufbau internationaler Kooperationen, 
zur Vertiefung von Kontakten mit ausländischen Einrichtungen, zur Vor- 
bereitung von Kooperationsprojekten sowie für Machbarkeits- und Pilot- 
untersuchungen an. Die Fördermodalitäten sind für die einzelnen Länder 
unterschiedlich geregelt (zum Teil im Rahmen von WTZ-Abkommen). In 
diesem Rahmen unterstützte im Zeitraum von 2005 bis 2008 das Inter- 
nationale Büro des BMBF 191 abgeschlossene Kooperationsprojekte mit 
Industriebeteiligung (in der Regel KMU) in allen Technologiebereichen 
weltweit (über das IB geförderte Projekte in diesem Zeitraum insgesamt: 
1 582). 51 Projekte davon wurden direkt von forschenden Unternehmen als 
Antragsteller durchgeführt. Aus der Auswertung ergeben sich die thema- 
tischen Schwerpunkte Umwelttechnologien, Biowissenschaften/Biotechno- 
logien, physikalische und chemische Technologien sowie neue Materialien. 
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Folgende Grafik verdeutlicht die Verteilung der Projekte des Internationalen 
Büros mit Industriebeteiligung auf die einzelnen Themenbereiche: 
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Einen besonderen bilateralen Rahmen für die internationale Zusammenarbeit 
von KMU bieten seit 2008 das Indo-German Science and Technology Centre 
(IGSTC) sowie ein gemeinsames Programm des Internationalen Büros des 
BMBF und des russischen Fonds für die Unterstützung kleiner innovativer Un- 
ternehmen. Die geförderten Projekte sollen zu neuen Technologien, Produkten 
und Dienstleistungen führen. IGSTC fördert dabei so genannte „2+2-Projekte“ 
(Beteiligung von jeweils einem Unternehmen und einer Forschungseinrichtung 
auf beiden Seiten) in den Themenfeldern Natur-, Lebens- und Ingenieurwissen- 
schaften von beiden Ländern. Der deutsch-russische Förderwettbewerb setzt 
die Beteiligung von KMU voraus und zielt auf die Themen Biotechnologie, 
Gesundheitsforschung und Medizintechnik, Nanotechnologien, Informations- 
und Kommunikationstechnologien, Neue Materialien und Produktionstech- 
nologien, Technologien für Ressourcen und Energieeffizienz und nachhaltige 
Umwelttechnologien sowie Optische Technologien ab. Weiter unterstützt die 
Bundesregierung Maßnahmen zur Werbung für den Innovationsstandort 
Bundesrepublik Deutschland im Ausland. Im Rahmen der Standortwerbung 
werden Potenziale und Kompetenzen der deutschen Forschung in ausgewählten 
Themenfeldern der Hightechstrategie in wichtigen Zielländern beworben. Ziel 
ist es, die Sichtbarkeit des Innovationsstandorts Bundesrepublik Deutschland 
im Ausland zu stärken und die Bundesrepublik Deutschland als attraktiven 
Partner für Forschung, Entwicklung und Innovation im Ausland vorzustellen. 
In Themen- und Länderkampagnen können sich thematische Netze und For- 
schungscluster um eine Förderung ihrer Internationalisierungsbestrebungen be- 
werben. Die Beteiligung von KMU an den Netzen ist ausdrücklich vorgesehen. 
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36. a) Inwieweit profitiert der deutsche Mittelstand insbesondere von dem 
Forschungsrahmenprogramm (FRP) der Europäischen Kommission? 

b) Wie sind deutsche KMU z. B. in die ERA-Netzwerke (ERA: European 
Research Area) und bei neuen Instrumenten wie den „Joint Technology 
Initiatives“ eingebunden? 

c) Was unternimmt die Bundesregierung, um die Beteiligung deutscher 
KMU am FRP zu erhöhen? 

Der KMU-Anteil an den geförderten Einrichtungen im Forschungsrahmen- 
programm liegt bei rd. 21,8 Prozent (6. FRP). Ihr Anteil am Budget des FRP 
beträgt rund 13,8 Prozent, da die von KMU beantragten Fördersummen groß- 
teils unter dem Durchschnitt liegen. Der Anteil des deutschen Mittelstandes an 
den Fördermitteln, die an kleine und mittlere Unternehmen insgesamt ausge- 
reicht wurden, liegt bei ungefähr 18 Prozent. Besonders ausgeprägt ist die 
KMU-Beteiligung in den Bereichen Nachhaltige Entwicklung, Globaler Wan- 
del, Ökosysteme (21,5 Prozent), Nanotechnologie, Materialforschung, Produk- 
tionsverfahren (20,2 Prozent) und Technologien der Informationsgesellschaft 
(18,9 Prozent). 

Im Programm „Forschung zugunsten von KMU“ innerhalb des spezifischen 
Programms „Kapazitäten“ wurden im 6. FRP insgesamt 383 deutsche KMU 
gefördert, die ihren Forschungsbedarf durch eigene FuE-Anstrengungen nicht 
selber abdecken können. Mit einem Gesamtvolumen von 28,3 Mio. Euro wur- 
den hier kleine Gruppen von innovativen KMU bei der Lösung technischer 
Probleme in enger Zusammenarbeit mit Forschungsdienstleistern aus dem 
öffentlichen oder privaten Sektor unterstützt. Im 7. FRP wurden im Instrument 
„Forschung für KMU“ in der ersten Ausschreibungsrunde 2007 bereits 
109 Projekte gefördert, an denen 115 Einrichtungen aus der Bundesrepublik 
Deutschland beteiligt waren. 

ERA-Netzwerke sind ein Instrument des 6. und 7. FRP, um die Zusammenarbeit 
zwischen Forschungsförderern in den Mitgliedstaaten zu verbessern. KMU sind 
daher nicht direkt in ERA-Netze eingebunden, sondern profitieren von den An- 
geboten dieser Netzwerke. Zwei ERA-Netze, die von deutschen Einrichtungen 
koordinierten Projekte CORNET und ERA-SME, widmen sich ausschließlich 
der Förderung des Mittelstandes. CORNET, an dem 17 Ministerien und Förder- 
einrichtungen aus 13 Ländern und Regionen beteiligt sind, fördert transnationale 
Projekte zwischen Unternehmensverbänden und Forschungsinstituten in 
Europa. In der Bundesrepublik Deutschland sind ausschließlich Forschungsver- 
einigungen der AiF antragsberechtigt. Durch eine weite Verbreitung der For- 
schungsergebnisse wird die Wettbewerbsfähigkeit von KMU in Europa erhöht. 
Im Rahmen der gemeinsamen Ausschreibungen wurden bisher 10,96 Mio. Euro 
aus nationalen/regionalen Budgets bewilligt; hiervon 4,29 Mio. Euro vom 
BMWi. 

ERA-SME unterstützt transnationale Kooperationsprojekte zwischen KMU, 
Technologietransferorganisationen und FuE-Einrichtungen zur Steigerung des 
Innovationspotenzials von KMU durch Technologietransfer in Kooperationen 
und Netzwerken in den Bereichen Produktentwicklungen, Produktweiterent- 
wicklungen, Verfahrens- und Prozessinnovationen. In ERA-SME haben die 
bisherigen themenoffenen gemeinsamen Projektaufrufe zur Beteiligung von 
25 deutschen KMU und 12 FuE-Einrichtungen mit einem Förderungsvolumen 
von 2,3 Mio. Euro für die deutschen Teilnehmer (bei einem Gesamtprojekt- 
volumen von 13,1 Mio. Euro) geführt. Weitere regelmäßige Projektaufrufe zu 
transnationalen Projekten werden im Rahmen des Nachfolgenetzes ERA-SME 
gestartet. 

Eurostars ist ein Förderprogramm für forschungstreibende kleine und mittelstän- 
dische Unternehmen (KMU), das im 7. FRP als Maßnahme nach Artikel 169 
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EGV im Rahmen der europäischen Forschungsinitiative EUREKA Forschungs- 
und Entwicklungsprojekte. Die Europäische Kommission stellt 100 Mio. Euro 
für sechs Jahre aus dem 7. FRP für Eurostars bereit. Weitere 300 Mio. Euro kom- 
men aus den teilnehmenden Ländern. Die Bundesregierung hat diese Maßnahme 
mit initiiert und beteiligt sich mit 30 Mio. Euro für deutsche Teilnehmer an die- 
sem Programm. Insgesamt beteiligen sich 30 europäische Staaten und Israel an 
Euro stars. 

„Joint Technology Initiatives“ (JTI, Gemeinsame Technologieunternehmen) 
sind ein Instrument des 7. FRP auf Grandlage von Artikel 171 EGV, in denen 
die EU-Kommission, die Mitgliedstaaten und die Industrie in Form einer 
öffentlich-privaten Partnerschaft Zusammenarbeiten. Die Industrie hat hierzu 
formal jeweils Vereinigungen gegründet, in denen auch KMU vertreten sind. 

Im Rahmen der bislang vier verabschiedeten JTIs Artemis (eingebettete Sys- 
teme), Eniac (Nanoelektronic), Clean Sky (Nachhaltige Luftfahrt) und IMI 
(Innovative Medizin) richten sich die geplanten transnationalen Ausschreibun- 
gen vor allem auch an KMU, die einen uneingeschränkten Zugang zu den För- 
dermitteln dieser Gemeinsamen Technologieinitiativen haben. 

Das Europäische Innovations- und Technologieinstitut (EIT) ist eine neue 
Initiative der EU. Das Konzept ist darauf angelegt, Synergien zwischen den 
Bereichen Bildung, Forschung und Innovation, dem so genannten Wissens- 
dreieck, durch Förderung und systematischen Aufbau von Clustern und 
Netzwerken leistungsfähiger Partner zu entwickeln. Das EIT wird dabei dem 
Wissenstransfer zu Unternehmen, einschließlich kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen, sowie zur Gründung von Jungunternehmen (Start-ups) oder aus 
Forschungseinrichtungen hervorgehende Unternehmen (Spin-offs) Vorrang 
einräumen. Kleine und mittlere Unternehmen können von dieser Initiative er- 
heblich profitieren. 

Die Bundesregierung unterhält ein Netzwerk nationaler Kontaktstellen, die 
öffentliche Einrichtungen und Unternehmen — insbesondere auch kleine und 
mittlere Unternehmen — berät, die sich am Forschungsrahmenprogramm 
beteiligen wollen. Der gemeinsame Pflichtenkatalog dieser Einrichtungen 
verpflichtet die deutschen Kontaktstellen zu einer gezielten Einbindung von 
Unternehmen und KMU im Rahmen der Beratung von Förderinteressenten und 
Antragstellenden. 


V. Zusätzliche Querschnittsaktivitäten zugunsten innovativer KMU 

37. Was tut die Bundesregierang, damit KMU verstärkt mit Forschungs- 
einrichtungen und Hochschulen Zusammenarbeiten, um so den Wissens- 
und Technologietransfer von der Forschung in die Unternehmen und 
Märkte zu beschleunigen? 

Die Vernetzung von Wissenschaft und Wirtschaft ist eines der übergeordneten 
Ziele der Hightechstrategie (siehe Antwort zu Frage 7). Gerade KMU profitieren 
in hohem Maße von diesen Allianzen, da sie oftmals nicht über die Möglichkei- 
ten verfügen, selbst zu forschen bzw. auf einen Teilbereich spezialisiert sind 
(siehe Antwort zu Frage 5). Durch den Technologie- und Wissenstransfer kön- 
nen große Synergieeffekte erzielt werden und es kann vermieden werden, dass 
wertvolle Forschungsergebnisse nicht im Markt umgesetzt werden. Die Bundes- 
regierung hat daher einen großen Teil ihrer Förderprogramme und -projekte da- 
rauf ausgerichtet, den Wissens- und Technologietransfer zu beschleunigen. 

So werden mit dem neuen „Zentralen Innovationsprogramm Mittelstand“ und 
deren Vorgängerprogrammen Kooperationen und Netzwerke zwischen KMU 
und Forschungseinrichtungen gefördert (siehe Antwort zu den Fragen 8 
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und 10). Auch die Förderung der Industriellen Gemeinschaftsforschung und 
der externen Industrieforschungseinrichtungen zielen speziell darauf ab, wis- 
senschaftliche Forschung mittelständischen Unternehmen besser zugänglich zu 
machen (siehe Antwort zu den Fragen 14 und 17). Zudem dient die Unterstüt- 
zung von Clustern und Kompetenznetzen dem Wissenstransfer insbesondere zu 
KMU, an dem auch Flochschulen und Forschungseinrichtungen beteiligt sind 
(siehe Antwort zu Frage 13). Darüber hinaus ist die überwiegende Zahl der 
technologiespezifischen Fördermaßnahmen ebenfalls darauf ausgelegt, Partner- 
schaften und Verbünde zwischen Universitäten, Forschungseinrichtungen, 
KMU und auch großen Unternehmen herzustellen oder zu fördern. 

Auch die Förderinitiative KMU-innovativ (siehe Antwort zu Frage 34) ermög- 
licht es KMU, an ihren Projekten öffentliche Forschungspartner zu beteiligen. 
Außerdem werden sie so an die anspruchsvollen Forschungsverbünde mit 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen in den Fachprogrammen heran- 
geführt. 

Mit der 2007 eingeführten Forschungsprämie für die öffentliche Forschung, der 
Forsc h iin gspräm ieZwei für gemeinnützige Forschungseinrichtungen und dem 
Programm „Forschung an Fachhochschulen mit Unternehmen“ (FHprofUnd) 
gibt das BMBF Hochschulen und Forschungseinrichtungen Anreize zur breiten 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, insbesondere mit KMU. 

Unter dem Dach von „Unternehmen Region“ befinden sich unterschiedliche 
themenoffene Programme mit dem einheitlichen Ziel, regionale Innovations- 
potenziale in den neuen Ländern zu identifizieren und umzusetzen. Partner aus 
Wirtschaft, Wissenschaft und Bildung schließen sich „bottom-up“ in Innova- 
tionsbündnissen zusammen, um dadurch das regionale Kompetenzprofil zu 
stärken sowie die Wertschöpfung und Wettbewerbsfähigkeit ihrer Regionen 
zu erhöhen (siehe Antwort zu den Frage 8 und 16). 

Das BMBF hat im Rahmen der Hightechstrategie neue Vorhaben gestartet, um 
den außeruniversitären Forschungseinrichtungen einen noch stärkeren Anreiz 
für eine intensivere Zusammenarbeit mit der Wirtschaft - insbesondere mit 
KMU - zu geben. Die Vorhaben sind auf die Entwicklung und Erprobung neuer 
Instrumente insbesondere zur Erleichterung von Ausgründungsvorhaben 
(„Good Practice zur Erleichterung von Ausgründungsvorhaben: Erhöhung der 
Managementkompetenzen bei der Unterstützung von Ausgründungen in außer- 
universitären Forschungseinrichtungen“), den Aufbau von Transfernetzwerken 
zur Anwendungsorientierung und den Anstoß von bilateralen Clusteraktivitäten 
gerichtet. 

Als Beispiel für den Aufbau von Transfernetzwerken ist das Projekt „Entwick- 
lung und Erprobung neuer Instrumente zur Bildung von Verwertungs- und 
Transfernetzen innerhalb der Leibniz-Gemeinschaft (WGL)“ zu nennen. Auf 
der Grundlage von koordinierten Einzel- oder Verbundprojekten zielt es im 
wesentlichen darauf ab, in Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Industrie das 
Wissen über Verwertungsorientierung zu verbessern und die Bildung von Ver- 
wertungsnetzwerken in den Instituten der WGL zu stärken. Damit werden die 
im Rahmen des Paktes für Forschung und Innovation getroffenen Verabredun- 
gen zu einer stärkeren Innovationsorientierung weiter ausgebaut. 

Im Rahmen des Regierungsprogramms „E-Government 2.0“ wird konkret die 
Zusammenarbeit von wissenschaftlichen Einrichtungen und Unternehmen mit 
dem speziellen Fokus der Beteiligung von KMU aus FuE-Mitteln des BMI 
gefördert. 

Aus den Mitteln der Hightechstrategie hat der Beauftragte für die Angelegen- 
heiten der neuen Länder außerdem den Innovationswettbewerb „Wirtschaft 
trifft Wissenschaft“ initiiert. Ziel dieses Wettbewerbs ist es, die Innovations- 
tätigkeit in Wissenschaft und Wirtschaft in ihrer Qualität, insbesondere hin- 
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sichtlich des Transfers von Forschungsergebnissen in wirtschaftliche Anwen- 
dungen, und in ihrer Quantität, insbesondere hinsichtlich der Anzahl kleiner 
und mittelständischer Unternehmen (KMU), die FuE-Leistungen erbringen und 
umsetzen, zu verbessern. 

Der Wettbewerb „Wirtschaft trifft Wissenschaft“ hat die regionalen Akteure in 
Forschungseinrichtungen und KMU aufgerufen, mit innovativen Konzepten für 
neue Kommunikations- und Kooperationsformen bestehende Grenzen zwi- 
schen den Innovationssystemen durchlässig zu machen, Synergien zu nutzen 
und damit insbesondere den Transfer wissenschaftlicher Forschungsergebnisse 
in wirtschaftliche Anwendungen zu verbessern. Gerade für die Innovationen in 
KMU sollen so wesentliche Impulse gegeben werden. 


38. a) Inwieweit ist insbesondere sichergestellt, dass der Mittelstand ange- 
messen von dem neuen Spitzencluster- Wettbewerb profitiert? 

b) Wann werden Evaluierungsergebnisse vorliegen? 

Ziel des Ende August 2007 vom BMBF gestarteten Spitzencluster- Wett- 
bewerbs ist, die Innovationskraft der leistungsfähigsten Cluster aus Wissen- 
schaft und Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, zu stär- 
ken und sie auf dem Weg in die internationale Spitzengruppe zu unterstützen. 
Unter dem Motto „Deutschlands Spitzencluster — Mehr Innovation. Mehr 
Wachstum. Mehr Beschäftigung“ soll die Förderung dazu beitragen, dass die 
Cluster ihre Ideen schneller in neue Produkte, Prozesse und Dienstleistungen 
umsetzen und die Partner die Potenziale ihrer Zusammenarbeit durch verstärkte 
Interaktion und Kooperation künftig noch besser nutzen. 

Grundlage der Förderung der Spitzencluster ist eine gemeinsame Strategie, die 
auf den jeweiligen Stärken der Cluster aufsetzt und auf die Definition und Er- 
reichung künftiger Entwicklungsziele ausgerichtet ist. Die Berücksichtigung 
der gesamten Innovationskette - von der Idee bis zur wirtschaftlichen Verwer- 
tung - wird dabei vorausgesetzt. Bei der Auswahl der Strategien werden neben 
dem bereits erreichten Entwicklungsstand des Clusters insbesondere die Ent- 
wicklungspotenziale und die Entwicklungsdynamik sowie die Kreativität und 
Innovativität des strategischen Ansatzes berücksichtigt. 

Die Mobilisierung der Entwicklungspotenziale bedarf der Mitwirkung aller 
Clusterakteure. Im Unternehmensbereich sind daher vor allem die kreativen 
und innovativen, oft hoch spezialisierten Klein- und Mittelunternehmen maß- 
gebliche Partner in den Clustern. 

Im März 2008 hat die unabhängige Jury aus den insgesamt 38 Bewerbungen 
der ersten Wettbewerbsrunde 12 Finalisten ausgewählt. Die Entscheidung über 
die bis zu fünf Spitzencluster der ersten Runde wird Anfang September 2008 
fallen. 

Auf Basis einer begleitenden Evaluierung wird der Verlauf der Maßnahme in- 
tensiv untersucht. 


39. a) Welche Rolle spielt das öffentliche Auftragswesen bei der Fördemng 
der Innovationskraft des deutschen Mittelstandes? 

b) Was unternimmt die Bundesregierung, um auf diesem Gebiet Innova- 
tionen und neue Technologien zu fordern und damit gleichzeitig die 
öffentliche Verwaltung zu modernisieren? 

Der Vergabe öffentlicher Aufträge kommt eine große wirtschaftliche Bedeu- 
tung zu: Gemäß der Daten der Öffentlichen Finanzen des Statistischen Bundes- 
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amtes belief sich der laufende Sachaufwand des öffentlichen Gesamthaushalts 
im Jahr 2006 auf knapp 230 Mio. Euro. Schon seit langem ist die Bundesregie- 
rung bemüht, insbesondere mittelständischen Unternehmen den Zugang zu öf- 
fentlichen Aufträgen zu erleichtern. 

Das öffentliche Auftragswesen ist zwar als Verfahrensrecht neutral und nur das 
Mittel zum Zweck der Beschaffung. Allerdings bietet das geltende Vergabe- 
recht den öffentlichen Auftraggebern viele Möglichkeiten, gezielt innovative 
oder umweltfreundliche Produkte zu beschaffen. Diese Möglichkeiten gilt es 
verstärkt zu nutzen. 

Die öffentliche Verwaltung räumt der Wirtschaftlichkeit der zu beschaffenden 
Produkte und Dienstleistungen immer den Vorrang ein. Innovative oder um- 
weltfreundliche Produkte können dazu beitragen, die Kosten über die gesamte 
Nutzungsdauer von Maschinen und Geräten zu optimieren. 

Daher hat die Bundesregierung im Rahmen der Hightechstrategie in einem Be- 
schluss der Staatssekretäre von BMWi, BMI, BMVg, BMVBS, BMU und 
BMBF entschieden, unter konsequenter Nutzung der Möglichkeiten des gelten- 
den Vergaberechts (z. B. funktionale Leistungsbeschreibung, Zulassung von 
Nebenangeboten und die Nutzung des wettbewerblichen Dialogs) verstärkt in- 
novative und ressourcenschonende Produkte und Leistungen einzukaufen, um 
die Bundesverwaltung zu modernisieren. Gleichzeitig sollen damit Impulse für 
Innovationen und neue Technologien gegeben werden. 

Darüber hinaus beabsichtigt die Bundesregierung mit der Neufassung des § 97 
Abs. 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ausdrücklich gesetz- 
lich klarzustellen, dass zusätzliche Anforderungen an die Auftragnehmer - u. a. 
auch für innovative Lösungen — gestellt werden können, wenn sie im Zusam- 
menhang mit dem Auftragsgegenstand stehen und sich aus der Leistungs- 
beschreibung ergeben. 


40. a) Welchen Beitrag leistet die Bundesregierang, um KMU für die Bedeu- 
tung der schutzrechtlichen Sicherung von Untemehmenswissen zu 
sensibilisieren und KMU bei Patentanmeldungen zu unterstützen? 

b) Was tut die Bundesregierung, damit KMU stärker Patente aus der Wis- 
senschaft aufgreifen und dazu nutzen, um neue Produkte herzustellen? 

c) Wie gewährleistet die Bundesregierung, dass Patente in Deutschland 
zügig, kostengünstig und mit hoher Qualität erteilt werden? 

d) Wie ist sichergestellt, dass Rechtsstreitigkeiten über den Bestand von 
Patenten in sachgerechten Fristen und auch für KMU zu angemessenen 
Kosten entschieden werden? 

e) Wie schätzt die Bundesregierung die Bedeutung eines einheitlichen 
europäischen Patentrechts für die Innovationsbeteiligung von KMU 
ein? 

Unter der Dachmarke „SIGNO - Schutz für Ideen für die Gewerbliche Nut- 
zung“ unterstützt das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
Unternehmen, Hochschulen und Erfinder bei der rechtlichen Sicherung und 
wirtschaftlichen Verwertung ihrer innovativen Ideen und fördert den Technolo- 
gietransfer zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. Die Komponente „SIGNO 
Unternehmen“ verfolgt das Ziel, die Innovationstätigkeit kleiner und mittlerer 
Unternehmen (KMU) zu intensivieren, das Wissen über Gewerbliche Schutz- 
rechte und wissenschaftlich-technische Informationen zu verbreiten sowie die 
wirtschaftliche Vermarktung von Erfindungen zu forcieren. Hierfür werden fol- 
gende Dienstleistungen und Förderangebote für den Innovationsprozess bereit- 
gestellt: 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-59- 


Drucksache 16/10209 


• Im Rahmen der KMU-Patentaktion können KMU mit Zuschüssen zu Tech- 
nologierecherchen, Kosten-Nutzen-Analysen, der Patentanmeldung beim 
Deutschen Patent- und Markenamt (DPMA) und Vorbereitungsaktivitäten 
zur Verwertung unterstützt werden. 

• Mit dem InnovationMarket wurde ein internetbasierter Marktplatz für Erfin- 
dungen geschaffen, der Innovationsanbieter, Kapitalgeber und Unternehmen 
zusammenbringt. Gefördert wird hierbei die Einstellung von qualitäts- 
geprüften Inseraten in den InnovationMarket. 

• Die Innovationsaktion hilft Unternehmen und Existenzgründem in der Bun- 
desrepublik Deutschland dabei, ihre innerbetrieblichen Innovationsprozesse 
professionell zu planen, zu organisieren und abzuwickeln. Dabei können Be- 
ratungsleistungen zur Erschließung neuer Geschäftsfelder, zum Marktmoni- 
toring, zur Technologiebewertung, eine fundierte Patentrecherche bis hin zur 
Entwicklung einer umfassenden Schutzrechtsstrategie abgerufen werden. 

Alle Angebote werden von einem bundesweiten Netzwerk aus kompetenten 
Dienstleistungsunternehmen im Bereich des Innovations- und Technologie- 
transfers, den SIGNO-Partnern, vor Ort umgesetzt. Die Sensibilisierung für die 
Bedeutung des Themas Patente erfolgt durch Kommunikationsmaßnahmen 
durch und mit den Projektträgern, Zusammenarbeit mit dem Deutschen Patent - 
und Markenamt sowie den Erfinderclubs und technologiebezogenen Initiativen 
für Jugendliche, Verteilung von Informationsmaterialien, Betrieb von Websei- 
ten wie www.patentserver.de und Informationsveranstaltungen, jeweils abge- 
stimmt auf die entsprechenden Zielgruppen in Unternehmen, Hochschulen und 
Multiplikatoren. Schon rund 6 000 Unternehmen und Existenzgründer wurden 
seit dem Jahr 2000 mit der Patentförderung unterstützt. 75 Prozent der Erfin- 
dungen, welche die Unternehmen dabei gemeldet haben, sind patentiert wor- 
den. Rund 1 400 Arbeitsplätze haben die geförderten Unternehmer geschaffen. 

Voraussetzung für einen effektiven Technologietransfer aus der Wissenschaft in 
die Wirtschaft ist eine professionelle Patent- und Verwertungsinfrastruktur. 
Deshalb ist es das Ziel von „SIGNO Hochschulen“, die bestehende Infrastruk- 
tur weiter zu entwickeln und den Transfer von Forschungsergebnissen aus 
Hochschulen und öffentlich geförderten Forschungseinrichtungen in die 
Wirtschaft effektiver zu gestalten. Mit zurzeit rund 20 Patent- und Verwer- 
tungsagenturen (PVA) wurde 2002 ein bundesweites Netzwerk von Einrichtun- 
gen geschaffen, die im Auftrag der Hochschulen den Unternehmen wirtschaft- 
lich relevante, weil patentrechtlich geschützte und nach Marktwert beurteilte 
Erfindungen und Forschungsergebnisse systematisch und aktiv anbieten. 
Diesen Technologietransfer zwischen Hochschulen und Unternehmen fördert 
„SIGNO Hochschulen“ im Rahmen zweier Förderrichtlinien: 

• Verwertungsförderung: Weiterentwicklung der geschaffenen Strukturen zur 
Verwertung von Schutzrechten aus Hochschulen und öffentlich finanzierten 
Forschungseinrichtungen über externe Patent- und Verwertungsagenturen. 

• Strategieförderung: Förderung von nachfrageorientierten Verwertungskon- 
zepten der Hochschulen, inklusive strategischer Kooperationen zwischen 
Wirtschaft und Wissenschaft. Im Fokus stehen Hochschulen und öffentlich 
finanzierte Forschungseinrichtungen. 

So bedeutsam Forschungsprojekte zwischen Wissenschaft und Wirtschaft sind, 
scheuen kleinere Unternehmen häufig das gemeinsame Forschen und Ent- 
wickeln mit Hochschulen und Forschungseinrichtungen. Zu hoch ist für sie der 
juristische und administrative Aufwand. Um diese Hürden zu verringern, hat 
das BMWi im September 2007 eine Broschüre mit Mustervereinbarungen zu 
Forschungs- und Entwicklungskooperationen veröffentlicht. Die Vorschläge 
können den Abstimmungsaufwand für Forschungskooperationen zwischen Un- 
ternehmen und Wissenschaft verringern. 
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Auch auf europäischer Ebene wird dem Technologietransfer aus der Wissen- 
schaft in die Wirtschaft große Bedeutung zugemessen. Der Rat Wettbewerbsfä- 
higkeit hat hierzu am 30. Mai 2008 einstimmig eine Entschließung für eine 
Charta zum Umgang mit geistigem Eigentum aus öffentlichen Forschungsein- 
richtungen verabschiedet. Damit gibt es nunmehr auch auf europäischer Ebene 
einen Rahmen für den Umgang mit geistigem Eigentum, auf den sich sowohl 
öffentliche Forschungseinrichtungen als auch Unternehmen bei Verhandlungen 
über die Verwertung von geistigem Eigentum beziehen können. 

Die Bundesrepublik Deutschland nimmt bei den Kriterien geringe Anmelder- 
kosten, kurze Verfahrensdauer und hohe Qualität der erteilten Patente internati- 
onal einen Spitzenplatz ein. Dafür sorgt die Bundesregierung zum einen durch 
die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die Patentprüfüng und Patentertei- 
lung, zum anderen durch die angemessene Ausstattung des DPMA mit Standor- 
ten in München, Jena und Berlin sowie des Bundespatentgerichts (BPatG) mit 
Standort in München. So hat eine Benchmarking-Studie aus dem Jahr 2007, die 
die Leistungen des Europäischen Patentamts (EPA), des britischen Intellectual 
Property Office (UK1PO) und des DPMA im Prüfungsverfahren vergleicht, 
ergeben, dass die Produktivität des DPMA teils um ca. 50 Prozent über dem 
Vergleichswert des EPA liegt. Dieses Ergebnis liegt vor allem in der schnellen 
Bearbeitung („Time per Product“) und Kommunikation („Time per Communi- 
cation“) der Vorgänge begründet; so erreichen beispielsweise 98 Prozent aller 
Patentanmeldungen dank einer sehr effizienten Eingangsbearbeitung und -prü- 
fung direkt die zuständige Prüferin bzw. den zuständigen Prüfer. 

Die Prüferinnen und Prüfer des DPMA wenden bei ihrer inhaltlichen Arbeit, 
insbesondere bei der Beurteilung der materiellen Patentierungsvoraussetzun- 
gen, sehr strenge Maßstäbe an. Sie gewährleisten damit eine sehr hohe Qualität 
der Patentprüfung und die Erteilung rechtsbeständiger Schutzrechte, die für 
ihre Inhaber werthaltig und vor allem im Streitfall auch durchsetzbar sind. Ein 
Indikator hierfür ist, dass nur knapp die Hälfte der Patentanmeldungen, die 
beim DPMA inhaltlich geprüft werden, erfolgreich ist und nur 2,5 Prozent ohne 
inhaltliche Änderung erteilt werden. Diese hohe Qualität genießt bei den 
Kunden des DPMA, gerade auch bei den mittelständischen Anmeldern, ent- 
sprechend hohe Wertschätzung, wie die erneute Steigerung der beim DPMA in 
2007 eingereichten Priifüngsanträge im Patentverfahren auf nunmehr fast 
40 000 zeigt. 

Nach dem Patentkostengesetz ist die Gebührenstruktur des DPMA so gestaltet, 
dass Anmelder für die Patentanmeldung und -prüfung vergleichsweise geringe 
Kosten aufwenden müssen, die den hierfür erforderlichen Verwaltungs- und 
insbesondere Prüfungsaufwand nicht voll abdecken. So muss der Anmelder 
beispielsweise für die vielfach zeitaufwändige Recherche des Standes der 
Technik zur Beurteilung der Neuheit einer Erfindung nur 250 Euro und für die 
Prüfung der Patentfähigkeit 150 Euro aufwenden. Dagegen steigen die so ge- 
nannten Jahresgebühren zur Aufrechterhaltung des Patentschutzes von 70 Euro 
für das dritte Jahr auf 1 940 Euro im 20. und letzten Jahr der Schutzfähigkeit 
(d. h. bei durchschnittlicher Laufzeit von 12 Jahren entstehen Kosten beim Pa- 
tentamt in Höhe von 2 970 Euro). 

Diese Gebührengestaltung ist darauf angelegt, es auch und gerade KMU zu er- 
möglichen, preiswert Patentschutz zu erlangen. Erst wenn das Patent wirt- 
schaftlich erfolgreich und über mehrere Jahre vermarktet wird, steigt das 
Gebührenniveau deutlich an. Darüber hinaus stellt das Patentgesetz Anmeldern 
ohne ausreichende Finanzmittel das Instrument der Verfahrenskostenhilfe zur 
Verfügung. Diese Hilfe kann bei ausreichender Aussicht auf Patenterteilung die 
Anmelde- und Jahresgebühren sowie die Kosten für einen Patent- oder Rechts- 
anwalt umfassen. 
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Um die zügige Erteilung von Patenten mit hoher Qualität zu gewährleisten, legt 
die Bundesregierung größten Wert auf ein personell, technisch und finanziell 
gut ausgestattetes Patent- und Markenamt. Im DPMA sind derzeit mehr als 
700 Prüferinnen und Prüfer in allen technischen bzw. naturwissenschaftlichen 
Sachgebieten tätig. 

Patentanmeldungen, Recherche- und Prüfungsanträge nehmen nicht nur zah- 
lenmäßig zu, sondern auch von ihrem Umfang her und werden auch inhaltlich 
immer komplexer. Die Bundesregierang trägt dem daraus resultierenden Perso- 
nalbedarf des DPMA entsprechend Rechnung, auch um die durchschnittliche 
Erteilungsdauer mittelfristig auf unter drei Jahre zu senken. 

Die IT-Infrastraktur des Amtes ermöglicht im zunehmenden Umfang elektro- 
nischen Geschäftsverkehr und online durchgeführte Datenbankrecherchen und 
trägt so zur Kostensenkung der Nutzer bei. So veröffentlicht das DPMA seine 
amtlichen Publikationen wie das Patent-, Marken- und Geschmacksmusterblatt 
sowie die Patent- und Gebrauchsmusterdokumente nur noch in elektronischer 
Form. Über das Internet stehen intuitiv zu bedienende Recherchesysteme für 
die Suche nach Patenten, Marken und Mustern kostenfrei zur Verfügung. 
Zudem ist auch die Anmeldung von Schutzrechten online möglich. Darüber 
hinaus unternimmt das DPMA bedeutende Investitionen in seine IT. 

Zum einen wird in einem mehrjährigen Großprojekt im Patent- und Gebrauchs- 
musterbereich eine elektronische Akte eingeführt, die von der Anmeldung bis 
zur Veröffentlichung eine medienbrachfreie Bearbeitung von Patent- und Ge- 
brauchsmusterverfahren ermöglichen wird. Zum anderen wird das Archiv- und 
Recherchesystem DEPATIS des DPMA modernisiert. Das DPMA ermöglicht 
über das Internet Zugang zu diesem System (DEPATISnet) und damit zu einer 
Datenbank mit über 60 Mio. Einträgen aus aller Welt, gerade auch für KMU 
eine wertvolle Informationsquelle nicht nur für Schutzrechtsaktivitäten, son- 
dern auch für die Frage, wo technische Weiterentwicklungen sinnvoll sein 
können und wo gegebenenfalls es zu volkswirtschaftlich nicht erwünschten 
Doppelentwicklungen kommen könnte. 

Zur Sicherstellung eines effektiven und kostengünstigen Schutzes von Rechten 
Dritter (z. B. von Wettbewerbern des Patentinhabers) kann zunächst jedermann 
innerhalb von drei Monaten nach Erteilung eines Patents gegen eine Gebühr in 
Höhe von 200 Euro Einspruch gegen ein Patent beim DPMA erheben, wenn er 
der Auffassung ist, das Patent sei zu Unrecht erteilt worden. Die Einsprachs- 
verfahren werden weit überwiegend innerhalb eines Jahres zum Abschluss 
geführt. Gegen die Entscheidung der Patentabteilung ist die Beschwerde 
(Beschwerdegebühr 500 Euro) möglich, worüber der fachlich zuständige tech- 
nische Beschwerdesenat des BPatG entscheidet. Da weder vor dem DPMA 
noch dem BPatG Vertreterzwang besteht, außer der Einspruchs- bzw. Be- 
schwerdegebühr keine weiteren Gebühren anfallen sowie in der Regel die Ver- 
fahrensbeteiligten ihre jeweiligen Aufwendungen selber tragen, sind die Kosten 
in Einspruchs- und Einsprachsbeschwerdeverfahren für die Beteiligten günstig. 

Rechtsstreitigkeiten über den Bestand von Patenten nach einer Klage auf Erklä- 
rung der Nichtigkeit eines Patents werden in der Bundesrepublik Deutschland 
erstinstanzlich vor einem der 5 Nichtigkeitssenate des BPatG geführt (durch- 
schnittlich 190 Erledigungen pro Jahr). Die Nichtigkeitsverfahren dauern im 
Durchschnitt etwa 20 Monate, was die Bundesregierung im Vergleich mit ande- 
ren Obergerichten für akzeptabel hält. In zweiter und letzter Instanz (Berufung) 
entscheidet der Bundesgerichtshof (BGH). Um die durchschnittliche Dauer der 
Berafüngsverfahren vor dem BGH von ca. 4,5 bis 5 Jahren zu reduzieren, wird 
die Bundesregierung in Kürze einen Gesetzentwurf vorlegen, der die Möglich- 
keiten des BGH zur Straffung der Verfahren erweitert. 
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Die Kosten von Patentnichtigkeitsverfahren vor dem BPatG wie dem BGH ent- 
sprechen im Wesentlichen denen „normaler“ zivilrechtlicher Streitigkeiten. So- 
wohl Gerichts- als auch Anwaltskosten fallen hier für nur zwei Instanzen an, 
während zivilrechtliche Streitigkeiten in drei Instanzen ausgetragen werden 
können. Hohe Verfahrenskosten können sich allerdings dadurch ergeben, dass 
sich Parteien in der überwiegenden Zahl der Verfahren sowohl durch einen 
Rechtsanwalt als auch durch einen Patentanwalt vertreten lassen, dass in 
nahezu allen Berufungs verfahren die Kosten eines Sachverständigen zu tragen 
sind und dass Auseinandersetzungen über die Gültigkeit von Patenten hohe 
Streitwerte aufweisen können. Der durchschnittliche Streitwert liegt in diesem 
Bereich zwischen 250 000 und 1 Mio. Euro. Bedürftige Prozessparteien können 
vor dem BPatG wie dem BGH Verfahrenskostenhilfe erhalten. 

Für eine erfolgreiche internationale Vermarktung brauchen Patentinhaber auch 
die Möglichkeit, im Ausland ihre Schutzrechte gegen Verletzungen und Nich- 
tigkeitseinwände wirksam gerichtlich durchzusetzen. Derzeit gibt es keine 
europäische Patentgerichtsbarkeit, die Urteile mit grenzüberschreitender Wir- 
kung fallen könnte. Der Patentinhaber muss sein Patent in jedem Geltungsstaat 
separat vor Gericht durchsetzen, was zum einen zu untragbaren Kosten, zum 
anderen zu widersprüchlichen Entscheidungen über den Bestand bzw. die Nich- 
tigkeit eines Patents führen kann. Die Bundesregierung unterstützt nach- 
drücklich das Vorhaben, ein einheitliches europäisches Patentjustizsystem zu 
errichten, das kostengünstig und zügig grenzüberschreitende Urteile mit hoher 
Qualität erzeugt. Dieses System soll auf den bewährten nationalen Gerichts- 
strukturen aufbauen. Zu diesem Projekt laufen derzeit aussichtsreiche Beratun- 
gen auf EU-Ebene. Gemeinsame Vorstellungen über Kernelemente einer sol- 
chen europäischen Patentgerichtsbarkeit konnten während der slowenischen 
Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 2008 identifiziert werden. 

Im Hinblick auf die Erteilung von Patenten seitens des EPA leiden auch und 
gerade KMU unter den hohen Kosten, die für die Validierung europäischer 
Patente in den Benennungsstaaten aufgebracht werden müssen. Europäische 
Patente müssen nach ihrer Erteilung, die in einer der drei Amtssprachen des 
EPA (deutsch, englisch oder französisch) erfolgt, in denjenigen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Patentorganisation, in denen sie Schutzwirkung entfalten sol- 
len, bei dem dortigen Patentamt mit einer kostenträchtigen Übersetzung in die 
jeweilige Amtssprache eingereicht werden. Das am 1. Mai 2008 in Kraft getre- 
tene sog. Londoner Protokoll hat die Situation für die Anmelder insofern etwas 
verbessert, als die 13 Vertragsstaaten dieses Protokolls — darunter auch die Bun- 
desrepublik Deutschland - teilweise auf die Übersetzung der Patente in ihre 
Landessprache verzichtet haben. Gleichwohl besteht das Risiko, dass Anmel- 
der wegen der hohen Kosten darauf verzichten müssen, in allen gewünschten 
Staaten ihre Erfindung schützen zu lassen. 

Die Bundesregierung setzt sich daher mit Nachdruck für die Schaffung eines 
Gemeinschaftspatents ein, das nach der Erteilung sofort Erfindungsschutz in 
allen EU-Staaten gewährt. Ein solches Gemeinschaftspatent muss kostengüns- 
tig auch und gerade für innovative KMU in einem effizienten Verfahren durch- 
setzbar sein. Dies ist nur möglich, wenn auf teure Übersetzungen verzichtet 
wird oder diese mit preiswerten Sprachprogrammen maschinell hergestellt 
werden. Rechtsverbindlich darf nur die Fassung des Patents in der Erteilungs- 
sprache des EPA sein. Anderen Sprachversionen darf keine Rechtswirkung zu- 
kommen, um EU -weit für den Schutzumfang des Patents Rechtssicherheit zu 
gewährleisten. Derzeit laufen in Brüssel intensive Beratungen im Ministerrat 
über das Gemeinschaftspatent. Die Bundesregierung ist aufgrund der Reaktio- 
nen aus der Industrie davon überzeugt, dass ein solches Gemeinschaftspatent 
hohe Akzeptanz bei innovativen KMU fände. 
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41. Was tut die Bundesregierung, damit innovative und forschungsintensive 
Unternehmen das Potenzial ihrer Entwicklung besser in ihrer Handels- 
bilanz zeigen können? 

Mit dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz, dessen Regierungsentwurf am 
21. Mai 2008 beschlossen wurde, werden die Möglichkeiten für innovative und 
forschungsintensive Unternehmen entscheidend verbessert, das Potenzial ihrer 
Entwicklungen zu zeigen: Selbstgeschaffene immaterielle Vermögensgegen- 
stände des Anlagevermögens sollen künftig in der Handelsbilanz ausgewiesen 
werden. 

Immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens, die nicht entgelt- 
lich erworben wurden, dürfen nach bestehender Rechtslage in der Handels- 
bilanz nicht aktiviert werden (§ 248 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs (HGB)). 
Dies verhindert bislang, dass innovative Unternehmen selbst geschaffene im- 
materielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens (wie z. B. Patente, 
Know-how oder Software) in ihrer Handelsbilanz ansetzen. 

Der Regierungsentwurf des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes sieht hinge- 
gen im Einklang mit internationalen Rechnungslegungsstandards vor, dieses 
Aktivierungsverbot aufzuheben. Zukünftig sollen die auf die Entwicklungs- 
phase entfallenden Herstellungskosten aktiviert werden, um das Informations- 
niveau der Handelsbilanz insoweit anzuheben. Dies trägt der zunehmenden 
Bedeutung der Entwicklung und Anwendung moderner Technologien und 
immateriellen Vermögensgegenstände im Wirtschaftsleben Rechnung, die ins- 
besondere auf den in der Bundesrepublik Deutschland schon weit fortgeschrit- 
tenen Wandel von der produktions- zur wissensbasierten Gesellschaft zurück- 
zuführen ist. Ziel ist es, die immateriellen Vermögensgegenstände stärker als 
bisher in den Fokus der Abschlussadressaten zu rücken. Die Aufhebung der 
Vorschrift steht zudem im Einklang mit der im Ergebnispapier „Aufschwung 
und Vertrauen“ der Klausurtagung des Bundeskabinetts in Genshagen vom 
9. bis 10. Januar 2006 enthaltenen Zielsetzung, die Forschung und Entwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland zu fördern. 

Insbesondere innovative mittelständische Unternehmen sowie Unternehmen, 
die erst am Beginn ihrer wirtschaftlichen Entwicklung stehen („Start ups“), er- 
halten so die Möglichkeit, ihre Außendarstellung zu verbessern. Im Ergebnis 
können die Unternehmen ihre Eigenkapitalbasis ausbauen und ihre Fähigkeit 
stärken, sich am Markt kostengünstig weiteres Kapital zu beschaffen. Steuer- 
lich bleiben die Aufwendungen aber nach wie vor abzugsfähig; sie stehen auch, 
da sie noch nicht hinreichend realisiert sind, nicht für die Gewinnausschütümg 
zur Verfügung. 


42. a) Wie schätzt die Bundesregierung Probleme ein, die sich für innovative 
KMU durch Marken- und Produktpiraterie ergeben? 

b) Was tut die Bundesregierung derzeit und was plant sie künftig, um 
KMU vor Marken- und Produktpiraterie zu schützen? 

c) Welche internationalen Maßnahmen gibt es? 

Die Schäden durch Produkt- und Markenpiraterie haben mittlerweile beträcht- 
liche Ausmaße angenommen. Die OECD beziffert die wirtschaftlichen Verluste 
durch gefälschte Güter auf weltweit 150 Mrd. Euro pro Jahr. Für deutsche 
Unternehmen dürften die Schäden im deutlich zweistelligen Milliardenbereich 
liegen. Kleine und mittlere Unternehmen sind insbesondere dann gefährdet, 
wenn ihr Geschäftsmodell auf einer einzigen Technologie oder auf einem Spe- 
zialprodukt basiert. Die Verletzung gewerblicher Schutzrechte kann hier zu 
Existenzproblemen führen. 
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Die Bekämpfung von Produkt- und Markenpiraterie hat für die Bundesregie- 
rung einen hohen politischen Stellenwert. Die Vorgehensstrategie beruht dabei 
auf folgenden Eckpfeilern: Stärkung internationaler Kooperation, Verbesserung 
der rechtlichen Rahmenbedingungen, Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, 
Schärfung des Problembewusstseins bei den Konsumenten und erhöhte Kon- 
trollaktivi täten. 

Generell finden KMU in der Bundesrepublik Deutschland gute Rahmenbedin- 
gungen für die Durchsetzung ihrer geistigen Eigentumsrechte vor. Dies wird 
von einer Untersuchung der Internationalen Eiandelskammer (ICC) bestätigt, 
die die Bundesrepublik Deutschland neben den USA und Großbritannien als 
führend im Kampf gegen Marken- und Produktpiraterie einstuft. Der deutsche 
Zoll hat beispielsweise seine Kontrollintensität in den Frachthäfen deutlich ge- 
steigert und geht zunehmend auch auf Messen gegen Aussteller vor, die ge- 
werbliche Schutzrechte verletzen. Auf Anregung des BMWi wurde beim Akti- 
onskreis Deutsche Wirtschaft gegen Produkt- und Markenpiraterie (APM) als 
spezieller Service eine China-Kontaktstelle eingerichtet, an die sich alle Unter- 
nehmen wenden können, die mit Schwierigkeiten bei der Durchsetzung ihrer 
geistigen Eigentumsrechte in China konfrontiert sind. Das Bundesministerium 
der Justiz hat bereits 2006 einen Gesetzentwurf für ein Gesetz zur Verbesserung 
der Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums (Bundestagsdrucksache 
16/5048) vorgelegt. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass ein Kläger künftig auch 
von Dritten, die nicht selbst Rechtsverletzer sind, Auskünfte verlangen kann. 
Dies ermöglicht es unter anderem, über die Spediteure und Lieferanten besser 
als zuvor die Eiintermänner von Produkt- und Markenpiraterie zu ermitteln. Er 
ist vom Deutschen Bundestag am 11. April 2008 in zweiter und dritter Lesung 
verabschiedet worden (Bundesratsdrucksache 279/08) und tritt zum 1. Septem- 
ber 2008 in Kraft (BGBl. I 2008, 1191). 

Durch die Globalisierung gewinnt der Schutz vor Produktpiraterie auch im 
Investitionsgüterbereich zunehmend an Bedeutung. Der Maschinen- und An- 
lagenbau als technologie- und exportorientierter Sektor ist in hohem Maße von 
Produktpiraterie betroffen. Neben gesetzlichen Schutzrechten fehlt vielen 
produzierenden Industrieunternehmen eine systematische und wirkungsvolle 
Vorgehensweise für den Schutz der eigenen Produkte. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung greift daher mit der Be- 
kanntmachung „Innovationen gegen Produktpiraterie“ ein Themenfeld von 
großer Bedeutung für eine wettbewerbsfähige Produktion auf und fördert For- 
schungsprojekte, die Lösungen suchen, wie Maschinen, Dienstleistungen und 
Ersatzteile so gestaltet werden können, dass es nahezu unmöglich ist, sie nach- 
zuahmen. Die Bekanntmachung "Innovationen gegen Produktpiraterie" ist Teil 
der Elightechstrategie der Bundesregierung. 

Noch stärkeres Augenmerk als bisher wird die Bundesregierung auf eine Stär- 
kung der internationalen Zusammenarbeit legen. Im G8-Rahmen wurden unter 
deutscher Präsidentschaft bereits einige konkrete Projekte angestoßen. Insbe- 
sondere wurde ein Dialogprozess unter Einbeziehung der Schwellenländer 
Brasilien, China, Indien, Mexiko und Südafrika in die Wege geleitet (sog. Hei- 
ligendammprozess), der auch den Schutz und die Durchsetzung von Rechten 
des geistigen Eigentums zum Gegenstand hat. Als weitere Maßnahmen auf in- 
ternationaler Ebene sind exemplarisch zu nennen die Verhandlungen über ein 
neues internationales Piraterieabkommen (Anti-Counterfeiting Trade Agree- 
ment, ACTA) zwischen u. a. EU, USA und Japan zur Festlegung höherer ge- 
meinsamer Standards bei der Bekämpfung von Piraterie, Piraterie-Dialogforen 
von EU/Bundesregierung mit exponierten Ländern wie China und die Verein- 
barung von Regeln zum Schutz geistiger Eigentumsrechte im Rahmen von 
Handelsabkommen der EU mit Drittstaaten wie z. B. Ukraine, China oder 
Indien. 
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43 . a) Welche Rolle spielen N ormung, Standardisierung und Harmonisierung 
bei der Umsetzung neuer Technologien? 

b) Welche Rolle spielt dabei die transatlantische Wirtschaftspartner- 
schaft? 

c) Welche Vorteile für den innovativen Mittelstand hat die Ausweitung 
des „Neuen Ansatzes“ auf EU-Ebene? 

d) Welches Konzept und welcher Zeitplan sind für das nationale Akkre- 
ditierungsgesetz vorgesehen? 

Normen öffnen Märkte und unterstützen die rasche Umsetzung innovativer 
Ideen in marktfähige Produkte, sie unterstützen die Marktzulassung und geben 
Investitionssicherheit. Sie sind von entscheidender Bedeutung für die interna- 
tionale Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen und ihren Erfolg auf globalen 
Märkten. Normung ist deshalb ein integraler Bestandteil der Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung. Sie ist sowohl in der Mittelstandsinitiative als auch der 
Hightechstrategie der Bundesregierung fest verankert. Mit dem Projekt „Inno- 
vation mit Normen und Standards (INS)“ unterstützt das BMWi das DIN, 
Normen und Standards in neuen Hochtechnologiefeldem frühzeitig und syste- 
matisch zu entwickeln und in die internationale Normungsarbeit einzuführen. 
Ab 2009 wird mit dem Projekt „Forschungsverwertung durch Normung“ die 
Normung noch stärker mit der Forschung verknüpft, um den Transfer von For- 
schungsergebnissen in Produkte zu fördern und so die Nachhaltigkeit der ein- 
gesetzten öffentlichen Fördermittel zu erhöhen. 

Die deutsche und die europäische Normung sind darauf ausgerichtet, interna- 
tionale Normen zu beeinflussen und anzuwenden, um weltweit nichttarifäre 
Handelshemmnisse abzubauen. Die USA beeinflussen zwar die internationale 
Normung stark, übernehmen die globalen Normen jedoch in den seltensten 
Fällen. Aufgrund einer Initiative der Bundesregierung während der deutschen 
EU-Präsidentschaft fordert die Europäische Union daher in transatlantischen 
Gesprächen von den USA eine weit reichende und unveränderte Übernahme 
der internationalen Normen in das US-Normenwerk und die Anwendung dieser 
Normen bei der Marktzulassung, zumindest aber eine transatlantische Harmo- 
nisierung bei neuen Normungs Vorhaben. 

Innerhalb der EU lässt sich die Wettbewerbsfähigkeit des innovativen Mittel- 
standes am besten durch einen integrierten Markt ohne Grenzen sichern und 
steigern. Der „Neue Ansatz“ hat sich hierbei als wichtiger Baustein erwiesen 
und stellt zugleich ein Musterbeispiel für eine bessere Rechtssetzung dar. Bis 
heute wurden über 25 sog. Binnenmarktrichtlinien nach diesem Konzept erlas- 
sen und damit bei gleichzeitiger Verbesserung des Schutzniveaus der Großteil 
der Handelshemmnisse im Produktbereich beseitigt. Vorteile des Neuen Ansat- 
zes für den innovativen Mittelstand sind neben dem eingetretenen Beschleuni- 
gungseffekt bei der Herstellung des Binnenmarktes und dem wirksamen Abbau 
technischer Handelshemmnisse die rasche Anpassung der Produktanforderun- 
gen an die technische Entwicklung durch den Rückgriff auf technische Normen 
sowie die Minderung der bürokratischen Last für die Unternehmen. 

Mit einem Gesetz über die Errichtung einer nationalen Akkreditierungsstelle 
soll die gesetzliche Grundlage für die zukünftige Organisation der Kompetenz- 
bestätigung von Konformitätsbewertungsstellen (Akkreditierung) in der Bun- 
desrepublik Deutschland gelegt werden. Die Errichtung einer nationalen Ak- 
kreditierungsstelle bis zum 1. Januar 2010 ist eine Verpflichtung aus der Euro- 
päischen Verordnung über die Vorschriften für die Akkreditierung und Markt- 
überwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten. Die 
Verordnung soll noch im September 2008 in Kraft treten. Die Bundesrepublik 
Deutschland steht nun vor dem Hintergrund von derzeit fünf privaten Akkredi- 
tierungsstellen sowie mindestens sechs Bundes- und fünf Länderakkreditie- 


Drucksache 16/10209 


-66- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


rungsstellen vor der Herausforderung, eine nationale Akkreditierungsstelle zu 
errichten. Einigkeit besteht darin, dass die in den vorhandenen Akkreditie- 
rungsstellen vorhandene hohe Fachkompetenz in die neue Akkreditierungs- 
stelle integriert werden muss. 

Der Gesetzentwurf wurde am 15. Juli 2008 an Länder und beteiligte Kreise zur 
Stellungnahme versandt. Noch im September 2008 soll im Kreis der Ressorts 
ein kabinettsreifer Entwurf abgestimmt werden. 

Im Rahmen von E-Govemment kommt vor allem den Standardisierungsbestre- 
bungen für den Datenaustausch eine besondere Bedeutung zu. Im Rahmen des 
Aktionsplans Deutschland-Online liegt die Federführung für das E-Govem- 
ment-Projekt „Standardisierung“ beim BMI, das Vorhaben engagiert sich damit 
besonders für die Realisierung medienbruchffeier Verwaltungsprozesse. Das 
Ziel ist dabei die Verbesserung der Interoperabilität im elektronischen Daten- 
austausch nicht nur innerhalb der öffentlichen Verwaltung, sondern auch zwi- 
schen der Verwaltung und ihren Kunden. 


44. Wie unterstützt die Bundesregiemng die Exportfördemng innovativer 
Technologien? 

Den innovativen Technologien steht - wie auch anderen Bereichen — das allge- 
meine Instrumentarium der deutschen Außenwirtschaftsförderung zur Ver- 
fügung. Dazu gehören z. B. die Exportkreditgarantien, ein weit verzweigtes 
Netz von Auslandshandelskammern, Unternehmerreisen und Messeförderpro- 
gramme. 

Darüber hinaus wurden spezielle Programme entwickelt für eine Reihe inno- 
vativer Technologien, und zwar die Exportinitiative Emeuerbare Energien und 
die Exportinitiative Energieeffizienz. 

Die Exportinitiative Emeuerbare Energien läuft bereits seit 2003 mit sehr 
gutem Erfolg. Deutsche Unternehmen konnten durch die Teilnahme an den 
Maßnahmen der Initiative ihre Exporte deutlich steigern, wie eine externe Eva- 
luierung der Initiative im Jahr 2007 ergeben hat: So haben deutsche Unterneh- 
men im Ausland bis einschließlich 2006 durch ihre Teilnahme an den modular 
aufgebauten Maßnahmen des Programms mindestens 650 Mio. Euro zusätzlich 
umgesetzt. Dies entspricht einem Verhältnis eingesetzter Fördermittel zu erziel- 
ten Umsätzen von ca. 1 zu 20. Mit anderen Worten: Aus 1 Euro eingesetzter 
Haushaltsmittel konnten deutsche Unternehmen durch ihre Teilnahme am Pro- 
gramm ca. 20 Euro zusätzlicher Umsätze im Ausland generieren. 

Die Exportinitiative Energieeffizienz wurde in der 2. Jahreshälfte 2007 gestar- 
tet. Sie ist in ihren Angeboten an die deutschen Unternehmen in weiten Teilen 
vergleichbar gestaltet. Trotz der kurzen Laufzeit von nicht einmal einem Jahr 
wird ihr Angebot bereits von deutschen Unternehmen genutzt und es zeigen 
sich erste positive Ergebnisse. Die Initiative wird kurz- bis mittelfristig an die 
in der Exportinitiative Erneuerbare Energien erzielten Erfolge anschließen. 
Eine erste Evaluierung wird zusammen mit der nächsten Evaluierung der Ex- 
portinitiative Erneuerbare Energien Ende 2009 vorgelegt. 

Außerdem wird auf die weiteren in der Antwort zu den Fragen 13 und 35 
dargestellten Maßnahmen zur Förderung europäischer und internationaler FuE- 
Kooperationen verwiesen. 
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45. a) Wie schätzt die Bundesregierung den Fachkräftebedarf für den innova- 
tiven Mittelstand in den nächsten Jahren ein? 

b) Was tut die Bundesregierung, damit kleine und mittlere Unternehmen 
in Zukunft ihren Bedarf an Fachkräften decken können? 

c) Inwieweit wirkt die Bundesregierung auf die Länder und auf die Wirt- 
schaft ein, damit diese selbst ihren Beitrag zur Behebung des Fach- 
kräftemangels leisten? 

Der Bedarf an Fachkräften, insbesondere an Akademikern, wird in den nächs- 
ten Jahren voraussichtlich zunehmen. Personenbezogene Dienstleistungen 
sowie Wissens- und Informationsberufe, die neue und hohe Qualifikationen 
erfordern, binden einen überproportional wachsenden Anteil der Erwerbstä- 
tigen. Zum anderen verlangen demografische Veränderungen danach, mehr 
Menschen für den Arbeitsmarkt zu qualifizieren und zu gewinnen: Selbst wenn 
alle Angehörigen der Generation, die jetzt eingeschult wird, in zwanzig Jahren 
erwerbstätig wären (und nicht nur etwa 60 Prozent, wie es für die jetzt 25- und 
26-Jährigen gilt), so würde dies nicht ausreichen, um die dann in Rente gehen- 
den Erwerbstätigen zu ersetzen. 33 

Um den Fachkräftebedarf in Zukunft zu sichern, müssten nach Studien bei 
Naturwissenschaftlern die Absolventenjahrgänge im Durchschnitt mindestens 
30 Prozent größer sein. Allein aus der gewerblichen Wirtschaft werden bis 2013 
330 000 Akademiker altersbedingt ausscheiden. 34 Die Zahl der Absolventen in 
den Ingenieurwissenschaften in der Bundesrepublik Deutschland ist von 52 000 
(1996) auf ca. 41 000 (2006) gesunken. 35 Der Anteil der Absolventen in den In- 
genieurwissenschaften liegt bei rd. 16 Prozent (1996 waren es noch 23,4 Pro- 
zent). Nach Angaben der OECD kommen in der Bundesrepublik Deutschland 
auf 100 aus Altersgründen ausscheidenden Ingenieuren nur 90 Nachwuchskräfte 
aus Hochschulen. Spezifische Zahlen für den innovativen Mittelstand liegen 
nicht vor; aufgrund der großen Bedeutung des innovativen Mittelstandes als Ar- 
beitgeber für Ingenieure und Naturwissenschaftler verdeutlichen die genannten 
Zahlen aber die Größenordnung des Fachkräftebedarfs in diesem Bereich. 

Die Bundesregierung unternimmt zusätzliche Anstrengungen in ihrem Ver- 
antwortungsbereich, um die Fachkräftebasis zu sichern. Sie hat dazu im 
Januar 2008 die Qualifizierungsinitiative der Bundesregierung verabschiedet. 
Die Qualifizierungsinitiative enthält Maßnahmen, die die Bildungschancen 
stärken, die Durchlässigkeit im Bildungssystem erhöhen und innovative Im- 
pulse unterstützen. Ein wichtiges Anliegen ist es dabei, mehr Aufmerksamkeit 
für Technik und Naturwissenschaften zu schaffen. Daher hat die Bundesregie- 
rung z. B. das Jahr der Mathematik gestartet und das Freiwillige Technische 
Jahr in Angriff genommen. Weitere wichtige Projekte sind das Nachwuchs- 
barometer Technikwissenschaften, das Pilotprojekt MINToring und der natio- 
nale Pakt zur Gewinnung von mehr jungen Frauen für MINT-Fächer. Diese und 
weitere Projekte verfolgen das gleiche Ziel: Die Bereitschaft, technische und 
naturwissenschaftliche Studiengänge zu wählen, zu steigern und die Studien- 
abbruchquote mittelfristig zu senken. Die Bundesagentur für Arbeit hat ihre 
Anstrengungen in der Weiterbildungsförderung erheblich verstärkt und im 
Rahmen des Sonderprogramms zur Förderung geringqualifizierter und älterer 
Arbeitnehmer in KMU weiter ausgebaut. Ebenfalls im Rahmen der Qualifizie- 
rungsinitiative soll eine „Weiterbildungsallianz“ mit den Sozialpartnern gebil- 
det werden, in die diese eigene Maßnahmen einbringen. 


33 „Bildung in Deutschland 2008“, Bildungsberichterstattung im Auftrag der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland und des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Forschung, S. 6. 

34 Bericht zur technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands 2007, S. 103 ff. 

35 Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, 2006. 


Drucksache 16/10209 


-68- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Die Bundesregierung kann die zentrale Aufgabe des Bildungssystems nicht 
alleine bewältigen. Auch die Länder sind hier in der Verantwortung. Daher 
haben die Regierungschefs von Bund und Ländern am 19. Dezember 2007 
beschlossen, die Maßnahmen und Initiativen von Bund und Ländern zu einer 
gemeinsamen Qualifizierungsinitiative zusammen zu führen und im Herbst 
2008 auf einem Bildungsgipfel zu verabschieden. Zu diesem Zweck ist eine 
Bund-Länder- Arbeitsgruppe eingesetzt worden. 

Des Weiteren hat das Bundeskabinett am 16. Juli 2008 ein Aktionsprogramm 
der Bundesregierung - Beitrag der Arbeitsmigration zur Sicherung der Fach- 
kräftebasis in Deutschland“ beschlossen. Das Aktionsprogramm enthält ein 
Bündel an Maßnahmen, um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken und um 
die Bundesrepublik Deutschland im internationalen Wettbewerb um hochquali- 
fizierte Fachkräfte zu stärken. Dazu gehört u. a. die Öffnung des Arbeitsmark- 
tes für Akademiker aus den neuen EU -Mitgliedstaaten zum 1. Januar 2009 
durch Verzicht auf die Vorrangprüfung, eine Öffnung des Arbeitsmarktes für 
Akademiker aus Drittstaaten (mit Vorrangprüfung) sowie für deren Familienan- 
gehörige ebenfalls zum 1. Januar 2009 sowie die Senkung der Einkommens- 
grenze für die Erteilung von dauerhaften Niederlassungserlaubnissen an Hoch- 
qualifizierte von derzeit 86 400 Euro auf 63 600 Euro, um die Bundesrepublik 
Deutschland im internationalen Wettbewerb um hochqualifizierte Fachkräfte zu 
stärken. Darüber hinaus werden für junge geduldete „Bildungsinländer/Bil- 
dungsinländerinnen“ und beruflich gut qualifizierte Geduldete, die über eine 
verbindliche Einstellungszusage oder bereits über ein entsprechendes Arbeits- 
verhältnis verfügen, Verbesserungen eingeführt. Zudem wird die Bundesregie- 
rung ein Arbeitsmarkt-Monitoring einrichten, um aktuelle, mittel- und langfris- 
tige Arbeitskräftebedarfe besser zu identifizieren. Das Monitoring wird auf der 
Grundlage von externen wissenschaftlichen Projektionen und der Beratungser- 
gebnisse einer Allianz durchgeführt, in der auch die Sozialpartner, Vertreter der 
Wissenschaft, der Bundesregierung und der Länder vertreten sind. Zur Präzisie- 
rung der Projektionen und um das Wissen über die Entwicklung des Arbeits- 
kräftebedarfs besser absichern zu können, soll auch ein Frühindikator (Arbeits- 
kraftbedarfsindex) konzipiert werden, der die Erwartungen von Unternehmen 
über den zukünftigen Arbeitskräftebedarf durch einen Index abbildet. 

Darüber hinaus gibt es bereits vielfältige Aktivitäten und Initiativen seitens der 
Wirtschaft, der Stiftungen und Verbände. Die Bundesregierung begrüßt diese 
Initiativen und weist auf die besondere Verantwortung der Wirtschaft für eine 
breite und gut qualifizierte Fachkräftebasis in der Zukunft hin. 


46. Wie hat die Bundesregiemng der besonderen Situation von KMU im 
Rahmen ihres Gesetzentwurfs zur Reform der Erbschaftsteuer Rechnung 
getragen? 

Der am 11. Dezember 2007 von der Bundesregierung verabschiedete Gesetz- 
entwurf zur Reform des Erbschaftsteuer- und Bewertungsrechts soll zum 
Zwecke des Arbeitsplatzerhalts die Generationenfolge in den Betrieben steuer- 
lich erleichtern. Dabei wird gerade den Belangen kleinerer und mittlerer Unter- 
nehmen Rechnung getragen. 

Dem dient — neben dem Verschonungsabschlag von 85 Prozent für Betriebsver- 
mögen (auch Anteile an Kapitalgesellschaften über 25 Prozent, Betriebe der 
Land- und Forstwirtschaft), von dem alle Unternehmen gleichermaßen profitie- 
ren — der gleitende Abzugsbetrag von 150 000 Euro. Dieser abschmelzende 
Abzugsbetrag soll eine Wertermittlung und aufwändige Überwachung von 
Kleinfällen unterhalb des Grenzwertes ersparen. Bei größeren Betrieben tritt 
dieser Vereinfachungseffekt in den Hintergrund. 
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Im Rahmen der Bewertung sieht der Entwurf ein offenes Verfahren vor, d. h. 
zur Ermittlung des Untemehmenswertes ist ein marktübliches, anerkanntes 
Verfahren, das auch für außersteuerliche Zwecke anwendbar ist, zu wählen. In 
einer begleitenden Rechtsverordnung soll ein sog. vereinfachtes Ertragswert- 
verfahren angeboten werden, das insbesondere kleineren und mittleren Betrie- 
ben mit Kosten verbundene, aufwändige Bewertungen erspart. 


47. Wie hat sich die Finanzierungssituation des Mittelstandes in den vergan- 
genen Jahren entwickelt? 

Infolge des Finanzmarktwandels, der sich seit Ende der neunziger Jahre in der 
Bundesrepublik Deutschland auswirkt, agieren Banken und Sparkassen vor- 
sichtiger und risikobewusster als früher. Sie fordern im Rahmen der Kreditver- 
gabe an kleine und mittlere Unternehmen neben mehr und aussagekräftigeren 
Informationen auch tendenziell mehr Sicherheiten und Eigenkapital für eine 
positive Kreditentscheidung. Wie beispielsweise die Unternehmensbefragung 
der KfW-Bankengruppe in Zusammenarbeit mit Wirtschaftsverbänden zeigt, 
herrschte ein besonders schwieriges Umfeld für die Kreditvergabe und damit 
die Finanzierungssituation im Mittelstand insbesondere in den ersten drei Jah- 
ren nach der Jahrtausendwende (vgl. Grafik). Die darauf folgenden Jahre waren 
durch eine zunehmende Verbesserung des Kreditzugangs für die Unternehmen 
gekennzeichnet. Von diesen Erholungstendenzen profitierten zunächst jedoch 
vornehmlich große Unternehmen, während sich kleinere Unternehmen unver- 
ändert in einem weiterhin schwierigen Kreditumfeld bewegten. Für Unterneh- 
men mit weniger als 10 Mio. Euro Jahresumsatz zeichneten sich erst in den Jah- 
ren 2005 und 2006 deutliche Verbesserungen bei der Beurteilung des Kredit- 
zugangs ab. Insgesamt bleibt aber festzuhalten, dass die Finanzierungssituation 
bei kleineren Unternehmen weiterhin problematischer ist als bei großen Unter- 
nehmen: Die Ergebnisse der Unternehmensbefragung der KfW aus dem Jahr 
2007 zeigen, dass immer noch 30 Prozent der Unternehmen mit einem Jahres- 
umsatz von weniger als 1 Mio. Euro berichten, dass die Kreditaufnahme im 
Vorjahr schwieriger geworden sei. Im Vergleich zu großen Unternehmen hören 
diese kleinen Unternehmen bei Kreditanträgen nach wie vor viermal häufiger 
ein „Nein“ von ihrer Bank. 

Die Befunde deuten insgesamt darauf hin, dass vom strukturellen Wandel auf 
den Finanzmärkten für die Unternehmen am aktuellen Rand insgesamt weit 
weniger negative Auswirkungen als in den Vorjahren zu beobachten sind. Viele 
Unternehmen haben bereits auf die Veränderungen reagiert und Maßnahmen in 
Angriff genommen. So steigt z. B. seit Jahren im Durchschnitt die Eigenkapi- 
talquote im Mittelstand (laut KfW-Mittelstandspanel betrug die durchschnitt- 
liche Eigenkapitalquote eines mittelständischen Unternehmens im Jahr 2002 
18,7 Prozent, 2005 waren es 23,9 Prozent). Neben den intensiven Bemühungen 
der Unternehmen, sich auf die veränderten Rahmenbedingungen einzustellen, 
hat sicherlich auch die gute Konjunktur der letzten beiden Jahre zur substan- 
ziellen Verbesserung der Finanzierungsbedingungen geführt. 

Von der aus den USA ausgehenden aktuellen Finanzmarktkrise ist der deutsche 
Mittelstand im Durchschnitt bisher nur relativ wenig betroffen und eine Ein- 
schränkung der Kreditvergabe aufgrund der Krise ist bislang nicht zu beobach- 
ten. 
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Grafik: Entwicklung des Kreditzugangs 2000, Q4/2001; Q 3 bis 2007* 
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* Ergebnisse einer Modellrechnung, um die unterschiedliche Zusammensetzung der Samplestruktur zu 
neutralisieren. 


48. a) Welche Auswirkungen von Basel II werden bezüglich der Finanzie- 
rung des deutschen Mittelstandes erwartet? 

b) In welchen Bereichen haben sich die deutschen Vertreter bei den Ver- 
handlungen zu Basel II für die Belange des deutschen Mittelstandes in 
besonderem Maße eingesetzt, und welche Ergebnisse wurden erzielt? 

Grundsätzlich fuhrt ein höheres Risiko des Kreditnehmers zu einer höheren 
Eigenkapitalanforderung bei der Bank. Um die Auswirkungen auf KMU zu er- 
fassen, wurde die Ausfallwahrscheinlichkeit von Großunternehmen und KMU 
untersucht. Das Ergebnis fiel zugunsten der KMU aus: Während die Ausfälle 
von Großunternehmen besonders stark in Wellen entsprechend dem Konjunk- 
turverlauf auftreten, sind KMU diesem Teil des Kreditrisikos weniger aus- 
gesetzt. Daher wurde eine Mittelstandskomponente eingebaut. Im Ergebnis 
erlaubt sie bei einem Kreditvolumen unter 1 Mio. Euro der Bank die Vergabe 
eines um 25 Prozent niedrigeren Risikogewichts (75 Prozent statt 100 Prozent) 
als nach den alten Regelungen. Dies führt zu einer deutlichen Entlastung bei 
der Vorhaltung von Eigenkapital bei den diesem Unternehmenskreis kredit- 
gebenden Banken. Davon dürften in der Bundesrepublik Deutschland rund 90 
Prozent aller Kreditforderungen an mittelständische Unternehmen profitieren. 

Folgende mittelstandsfreundlichen Regelungen werden national eingeführt: 

- Mittelstandspaket 

• Abgesenkter Anrechnungssatz für Kredite an kleine und mittlere Unter- 
nehmen (KMU) mit einem Kreditbetrag bis 1 Mio. Euro (Zuordnung zum 
bankaufsichtsrechtlichen Retail-Portfolio; Absenkung des Risikoge- 
wichts von 100 Prozent auf 75 Prozent im Standardansatz). Davon dürf- 
ten in der Bundesrepublik Deutschland rund 90 Prozent aller Kreditforde- 
rungen an mittelständische Unternehmen profitieren. 
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• Niedrigere Anrechnungssätze für Kredite an Unternehmen mit einem 
Umsatz bis zu 50 Mio. Euro (Abschläge in Höhe bis maximal 20 Prozent 
der sonst geltenden Anrechnungssätze). 

• Verzicht auf Risikozuschläge für langfristige Kredite an Unternehmen 
mit einem Jahresumsatz und einer Bilanzsumme von jeweils maximal 
500 Mio. Euro (diese Erleichterung ist bei Nutzung nur des fortgeschrit- 
tenen internen Rating-Ansatzes von Bedeutung). 

- Erweiterung der berücksichtigungsfähigen Kreditsicherheiten 

Basel II erweitert den Katalog der anerkennungsfähigen Sicherheiten. So 
können mittelstandstypische Sicherheiten, wie Sicherungsübereignung und 
Abtretung von Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, risikomin- 
dernd und somit Eigenkapital entlastend angerechnet werden. 


49. a) Wie wirken sich neue, innovative Kapitalinstrumente (mezzanines 
Kapital) auf die Finanzierung des Mittelstandes aus? 

b) In welchem Ausmaß werden diese bislang eingesetzt? 

Mezzanine Finanzierungsinstrumente (z. B. Genussrechte, stille Beteiligungen, 
Nachrangdarlehen), die in ihren rechtlichen und wirtschaftlichen Ausgestaltun- 
gen eine Mischform zwischen Eigen- und Fremdkapital darstellen, verbessern 
durch ihre nachrangige Ausgestaltung sowohl die Eigenkapitalbasis als auch 
die Bonität mittelständischer Unternehmen (Kapitalstrukturverbesserung). 
Damit wird ihnen der Zugang zu weiteren Finanzierungsmitteln erleichtert. 
Da mezzanine Finanzierungsmittel grundsätzlich unbesichert vergeben werden, 
wird das Besicherungspotenzial des Unternehmens nicht belastet. Diese Eigen- 
schaft spielt insbesondere im Zusammenhang mit FuE- Vorhaben eine große 
Rolle. Des Weiteren müssen die Unternehmer keine Teilhaberschaften abgeben, 
so dass die unternehmerische Freiheit nicht eingeschränkt wird. 

Das für die Förderinstrumente der Mittelstandsfmanzierung zuständige BMWi 
hat sein Angebot an mezzaninen Finanzierungsinstrumenten in den letzten Jah- 
ren beständig ausgebaut. Mit den Programmen „ERP -Kapital für Gründung“ 
und „ERP-Kapital für Wachstum“ werden Hilfen für Gründungen/Nachfolge 
und erstes Wachstum gegeben. Es handelt sich um Nachrangkapital zur Auf- 
stockung der eingesetzten eigenen Mittel, das den Spielraum für zusätzlich er- 
forderliche Kredite verbessert. Für etablierte Unternehmen steht mit dem KfW- 
Kapital für Arbeit und Investitionen ein Programm zur langfristigen Finanzie- 
rung von Investitionen zur Verfügung. Das Finanzierungspaket besteht grund- 
sätzlich aus einem klassischen Darlehen (Fremdkapitaltranche) und einem 
Nachrangdarlehen (Nachrangtranche). Zur Stärkung der Innovationsdynamik 
im Mittelstand ist auch das seit Dezember 2005 modifizierte ERP-Innovations- 
programm als mezzanines Finanzierungsinstrument ausgestaltet. Für die 
Durchführung marktnaher Forschung und Entwicklung neuer Produkte, Verfah- 
ren und Dienstleistungen sowie deren Markteinführung können langfristige und 
zinsgünstige Finanzierungsmittel in Anspruch genommen werden. Auch mit 
Hilfe des KfW-Genussrechtsprogramms können KMU ihre Eigenkapitalbasis 
stärken. In Zusammenarbeit mit bei der KfW akkreditierten Beteiligungsgesell- 
schaften können mittelständische Unternehmen nachrangiges Genussrechts- 
kapital erhalten, das handelsbilanziell Eigenkapitalcharakter hat. Darüber 
hinaus fördert die Bundesregierung durch Rückgarantien die Bereitstellung von 
eigenkapitalähnlichen Mitteln durch die mittelständischen Beteiligungsgesell- 
schaften. 
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Eine umfassende Datenbasis zur aktuellen Bedeutung von Mezzanine-Kapital 
in der Bundesrepublik Deutschland und anderen Ländern gibt es bisher nicht. 
Trotz der unterschiedlichen Angaben, die in verschiedenen Veröffentlichungen 
zu finden sind, wird deutlich, dass der Markt für Mezzanine-Finanzierungen in 
der Bundesrepublik Deutschland, inkl. der von verschiedenen Kreditinstituten 
im Rahmen der standardisierten „Programm-Mezzanine“-Produkte angebote- 
nen Finanzierungen, in den vergangenen Jahren stark gewachsen ist. Das Ge- 
samtvolumen der oben genannten KfW-Programme betrug alleine in 2007 gut 
1,2 Mrd. Euro. Es wurden insgesamt 2 166 Vorhaben begleitet. 

Aus dem KfW-Mittelstandspanel 2007 geht hervor, dass eigene Mittel neben 
Bankkrediten und Fördermitteln nach wie vor die wesentlichen Finanzierungs- 
formen für mittelständische Unternehmen darstellen. Es zeigt sich jedoch auch, 
dass sich Innovatoren bzw. Unternehmen mit dem Investitionsziel Innovation/ 
FuE im Vergleich zu Nichtinnovatoren überdurchschnittlich über mezzanines 
Kapital finanzieren. Der Anteil der Mezzanine-Finanzierungen 36 liegt bei inno- 
vierenden Unternehmen bei 1,3 Prozent, während im Schnitt rund 0,9 Prozent 
der mittelständischen Investitionen über mezzanines Kapital finanziert werden. 


50. a) Was unternimmt die Bundesregierung, um die Gründung von Kapital- 
gesellschaften zu erleichtern und zu beschleunigen? 

b) Inwieweit werden hierbei die besonderen Bedürfnisse von KMU be- 
rücksichtigt? 

Eine wesentliche Beschleunigung der Gründung von Kapitalgesellschaften hat 
die Bundesregierung bereits durch das am 1. Januar 2007 in Kraft getretene Ge- 
setz über elektronische Flandelsregister und Genossenschaftsregister sowie das 
Untemehmensregister (EFIUG) erreicht. Die Dauer der Eintragungsverfahren 
wurde durch die Einführung elektronischer Flandelsregister und die elektroni- 
sche Anmeldung zu den Registern wesentlich verkürzt. 

Zu einer weiteren Verkürzung wird das Gesetz zur Modernisierung des GmbH- 
Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen (MoMiG) führen. Der Regie- 
rungsentwurf des MoMiG, den das Bundeskabinett im Mai 2007 verabschiedet 
hat, sieht ein Bündel von Maßnahmen zur Erleichterung und Beschleunigung 
von Unternehmensgründungen vor. 

Die Eintragung der GmbH in das Handelsregister soll vollständig von der Vor- 
lage gegebenenfalls erforderlicher staatlicher Genehmigungen abgekoppelt 
werden. Auf diese Weise kann die ordnungsgemäß gegründete GmbH die zur 
Geschäftsaufhahme nötigen Investitionen selbst vornehmen, ohne nach Ertei- 
lung der Genehmigung den Unternehmensgegenstand zeit- und kostenintensiv 
ändern zu müssen. 

Der Bereich der Kapitalaufbringung soll in einer Vielzahl von Einzelpunkten 
entschlackt und modernisiert werden. Um den Bedürfnissen von Existenzgrün- 
dern, die am Anfang nur sehr wenig Stammkapital haben und benötigen, zu 
entsprechen, bringt der Regierungsentwurf des MoMiG eine Einstiegsvariante 
der GmbH, die haftungsbeschränkte Untemehmergesellschaft (UG). Die UG 
kann ohne bestimmtes Mindeststammkapital gegründet werden, darf ihre Ge- 
winne aber nicht voll ausschütten. Des Weiteren sollen die besonderen Anfor- 
derungen bei der Gründung einer Einpersonengesellschaft abgeschafft und die 
Stückelung der Geschäftsanteile vereinfacht werden. Hierdurch können die Be- 
teiligungsverhältnisse besser an die Bedürfnisse der Gesellschafter angepasst 


36 Bei diesen Angaben ist zu berücksichtigen, dass der jeweilige Anteil der Mezzanine-Finanzierung ins- 
gesamt etwas höher ausfallen dürfte, da die befragten Unternehmen die Mezzanine- Angebote der KfW 
voraussichtlich größtenteils der Rubrik „Fördermittel“ zugeordnet haben. 
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werden. Dies kommt insbesondere mittelständischen und familiär geführten 
Unternehmen zugute. Darüber hinaus dereguliert das MoMiG verschiedene 
Probleme der Kapitalaufbringung. Hierzu gehören insbesondere der Nachweis 
der Werthaltigkeit, die verdeckte Sacheinlage sowie das sog. Hin- und Her- 
zahlen. 


5 1 . Hält die Bundesregierung es für notwendig, eine neue Gesellschaftsform 
für KMU zu schaffen? 

Die Bundesregierung hält die Schaffung einer neuen Rechtsform nicht für not- 
wendig. Der Regierungsentwurf des Gesetzes zur Modernisierung des GmbH- 
Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen (MoMiG) sieht aber eine Ein- 
stiegsvariante der GmbH vor, die haftungsbeschränkte Unternehmergesell- 
schaft (UG). Es handelt sich dabei nicht um eine neue Rechts form, sondern um 
eine GmbH, die ohne bestimmtes Mindeststammkapital gegründet werden 
kann. Mit dieser GmbH- Variante werden die Ziele erreicht, die mit den disku- 
tierten neuen, eigenen Rechtsformen angestrebt werden. Anders als diese ist die 
UG jedoch mit sehr viel weniger Regelungsaufwand verbunden. 


52. Welche Erleichtemngen plant die Bundesregierung im Bereich der han- 
delsrechtlichen Rechnungslegung und Offenlegung, um den Mittelstand 
zu entlasten? 

Mit dem als Regierungsentwurf vorliegenden Bilanzrechtsmodernisierungs- 
gesetz (siehe Antwort zu Frage 41) sollen die Unternehmen auch von vermeid- 
barem Bilanzierungsaufwand entlastet werden. Mittelständische Einzelkauf- 
leute, die nur einen kleinen Geschäftsbetrieb unterhalten, werden von der han- 
delsrechtlichen Buchführungs- und Bilanzierungspflicht befreit. Für kleine und 
mittlere Kapitalgesellschaften werden ebenfalls Befreiungen und Erleichterun- 
gen bei der Bilanzierung vorgesehen. Insgesamt ist aufgrund dieser Maßnah- 
men mit einer Senkung der Gesamtkosten für Buchführung, Abschlussauf- 
stellung, Abschlussprüfung und Abschlussoffenlegung in Höhe von ungefähr 
1,3 Mrd. Euro pro Jahr zu rechnen. 

Vorgesehen sind im Einzelnen folgende Maßnahmen: 

Einzelkaufleute, die bestimmte Schwellenwerte (500 000 Euro Umsatz und 
50 000 Euro Gewinn pro Geschäftsjahr) nicht überschreiten, sollen von der 
Verpflichtung zur Buchführung und Bilanzierung nach den handelsrechtlichen 
Vorschriften befreit werden. Dies würde zu einer Entlastung dieser mittelstän- 
dischen Unternehmen in einer Höhe von etwa 1 Mrd. Euro führen. 

Zudem sollen die Größenklassen, die darüber entscheiden, welche Informa- 
tionspflichten ein Unternehmen treffen, angehoben werden: Die Schwellen- 
werte für Bilanzsumme und Umsatzerlöse in § 267 HGB sollen um 20 Prozent 
erhöht werden: 

• Als klein sind künftig solche Kapitalgesellschaften zu klassifizieren, die 
nicht mehr als rd. 4,8 Mio. Euro Bilanzsumme (bisher rd. 4 Mio. Euro), 
rd. 9,8 Mio. Euro Umsatzerlöse (bisher rd. 8 Mio. Euro), bzw. 50 Arbeitneh- 
mer im Jahresdurchschnitt aufweisen. Von den Kriterien muss eine Kapital- 
gesellschaft mindestens zwei erfüllen, um als klein klassifiziert zu werden. 

• Als mittelgroß sind künftig solche Kapitalgesellschaften zu klassifizieren, 
die nicht mehr als rd. 19,2 Mio. Euro Bilanzsumme (bisher rd. 16 Mio. 
Euro), rd. 38,5 Mio. Euro Umsatzerlöse (bisher rd. 32 Mio. Euro), bzw. 
250 Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt aufweisen. 
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So kommen mehr Unternehmen als bisher in den Genuss der Erleichterungen, 
die für kleine und mittelgroße Kapitalgesellschaften gelten. Sie müssen künftig 
weniger Aufwand bei der handelsrechtlichen Rechnungslegung treiben. Abhän- 
gig davon, ob eine Kapitalgesellschaft als klein, mittelgroß und groß einzu- 
stufen ist, muss sie mehr oder weniger weit reichende Informationspflichten 
erfüllen. Kleine Kapitalgesellschaften brauchen z. B. ihren Jahresabschluss 
nicht von einem Abschlussprüfer prüfen zu lassen und müssen nur die Bilanz, 
nicht aber die Gewinn- und Verlustrechnung offen legen. Mittelgroße Kapital- 
gesellschaften können auf einer Reihe von Angaben verzichten, die große 
Kapitalgesellschaften machen müssen, und dürfen Bilanzpositionen zusam- 
menfassen. Dies kann für die betroffenen Unternehmen zu einer Ersparnis von 
ungefähr 300 Mio. Euro führen. 


53. Wie reagiert die Bundesregiemng auf die allgemeine Kritik an dem vom 
International Accounting Standards Board (IASB) vorgelegten Entwurf 
internationaler Rechnungslegungsstandards für KMU (JFRS für SME1)? 

Die internationalen Rechnungslegungsstandards (International Financial Ac- 
counting Standards - 1FRS), die vom International Accounting Standards Board 
(IASB) herausgegeben werden, sind auf kapitalmarktorientierte Unternehmen 
zugeschnitten. Sie dienen vor allem dem Informationsbedürfnis von Finanz- 
analysten, berufsmäßigen Investoren und anderen Kapitalmarktteilnehmern. 

Die weit überwiegende Anzahl der rechnungslegungspflichtigen deutschen Un- 
ternehmen nimmt den Kapitalmarkt aber gar nicht in Anspruch. Es wäre des- 
halb nicht zu rechtfertigen, alle rechnungslegungspflichtigen Unternehmen auf 
die kostenintensiven und komplexen 1FRS zu verpflichten. Auch der kürzlich 
vom IASB veröffentlichte Entwurf eines Standards „1FRS für kleine und mit- 
telgroße Unternehmen“ ist aus Sicht der Bundesregierung keine Alternative für 
die Aufstellung eines informativen Jahresabschlusses. Die Praxis in der Bun- 
desrepublik Deutschland hat den Entwurf scharf kritisiert, weil seine Anwen- 
dung - im Verhältnis zum FIGB-Bilanzrecht — immer noch viel zu kompliziert 
und kostenträchtig wäre. 

Der schon erwähnte Regierungsentwurf eines Bilanzrechtsmodernisierungs- 
gesetzes (siehe Antwort zu Frage 41) wählt deshalb einen anderen Weg. Das 
bewährte FIGB-Bilanzrecht soll zu einem Regelwerk ausgebaut werden, das 
den internationalen Rechnungslegungsstandards gleichwertig, aber wesentlich 
kostengünstiger und in der Praxis einfacher zu handhaben ist. Das Bilanzrechts- 
modernisierungsgesetz soll dafür sorgen, dass das bewährte FIGB-Bilanzrecht 
auf Dauer beibehalten und für den Wettbewerb mit den internationalen Rech- 
nungslegungsstandards gestärkt wird. Ein Schwerpunkt ist die Verbesserung 
der Aussagekraft des handelsrechtlichen Jahresabschlusses. Von den Unterneh- 
men, insbesondere dem deutschen Mittelstand, wird dadurch der Druck genom- 
men, internationale Rechnungslegungsstandards anzuwenden. Im Ergebnis 
wird das HGB-Bilanzrecht den Unternehmen weiterhin eine vollwertige Alter- 
native zu den internationalen Rechnungslegungsstandards bieten, ohne deren 
Nachteile — hohe Komplexität, hoher Zeitaufwand, hohe Kosten — zu über- 
nehmen. 
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